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1 Einleitung  

1.1 Herausforderungen und Aufgabenstellung 

Die ländliche Gemeinde Dahlem liegt im Südwesten des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen im Kreis 

Euskirchen in der Nordeifel. Mit Ihren 4.095 Einwohnern1 ist Dahlem nach wie vor die kleinste Ge-

meinde in Nordrhein-Westfalen. Die Bevölkerung verteilt sich auf 6 Ortsteile und die Gemeinde hat 

eine Bevölkerungsdichte von nur 43 EW/km2. Aufgrund der sinkenden Geburtenzahlen, der Abwan-

derung und der Zunahme der über 65-jährigen ist die Gemeinde vom demographischen Wandel be-

troffen. Diese Entwicklung führt zu einer Zunahme des Gebäudeleerstandes. Vor allem im Ortskern 

gibt es viele leerstehende und untergenutzte Wohngebäude und Ladengeschäfte. Viele Gebäude 

werden von Einzelpersonen über 70 Jahren bewohnt, so dass sich hier auch viele potenzielle Leer-

stände befinden. Dies führt ebenfalls zu einer Zunahme von städtebaulichen Mängeln, d.h. gestalte-

rischen Defiziten und Sanierungsbedarf der Gebäude und letztlich zu einer Verödung der Ortskerne. 

Zudem nimmt die Anzahl der Einrichtungen der Daseinsvorsorge, d.h. der Nahversorgung (Einzelhan-

del), Bildungs- und Kultureinrichtungen und der medizinischen Einrichtungen ab. Gleichzeitig sinkt 

ebenfalls das öffentliche Mobilitätsangebot, so dass die Erreichbarkeit dieser Einrichtungen, vor al-

lem für die ältere und immobile Bevölkerung, zusätzlich erschwert wird. Aber gerade der Zentralort 

Dahlem ist ein wichtiges wirtschaftliches, soziales und kulturelles Zentrum sowie Ankerpunkt für die 

Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge. Mit den bisherigen Infrastrukturangeboten erfüllt die 

Gemeinde elementare Versorgungsfunktionen für das gesamte Gemeindegebiet und die dörflich 

geprägten Orte im Umland.  

Die Gemeinde hat bereits in den Jahren 2007–08 für den Ort Dahlem ein Ortskernentwicklungskon-

zept erstellt, um die genannten Herausforderungen zu bearbeiten. Darauf aufbauend hat sie zusam-

men mit ihrer Nachbargemeinde Hellenthal das Modellprojekt „Gebäudeleerstand und Daseinsvor-

sorge in Dahlem und Hellenthal“ durchgeführt, um die zukünftige Gemeindeentwicklung gemeinsam 

anzugehen. Durch die aktive interkommunale Zusammenarbeit wurde ein integriertes Entwicklungs- 

und Handlungskonzept mit Schwerpunkten und Strategien erarbeitet. Schwerpunkte sind die Aktivie-

rung des Gebäudeleerstandes und die Erhaltung und Aufwertung der Einrichtungen der öffentlichen 

Daseinsvorsorge. Auf Grundlage der vorliegenden Untersuchung sollen investive und nicht investive 

Maßnahmen im Rahmen des Programms „Kleinere Städte und Gemeinden – überörtliche Zusam-

menarbeit und Netzwerke“ realisiert werden, um die Folgen des demographischen Wandels zu be-

wältigen. 

1.2 Der interkommunale Planungsprozess und die Arbeitsschritte 

Im Jahr 2010 beantragten die beiden Gemeinden Dahlem und Hellenthal erfolgreich Mittel zur ge-

meinsamen Durchführung der vorbereitenden Untersuchungen, um einen Antrag zur Aufnahme ins 

Städtebauförderungsprogramm „Kleinere Städte und Gemeinden – überörtliche Zusammenarbeit 

und Netzwerke“ vorzubereiten. Mit der Bewilligung im Sommer 2011 begann das Projekt „Gebäude-

leerstand und Daseinsvorsorge in den Gemeinden Dahlem und Hellenthal – Vorbereitende Untersu-

chungen für die Aufnahme in das Städtebauförderungsprogramm“. Mit der Durchführung wurde die 

Professur für Städtebau und Bodenordnung der Universität Bonn beauftragt. Zugleich wurde die Poli-

tik in Ausschusssitzungen der beiden Gemeinden über die Projektinhalte informiert. Von Sommer 

                                                            
1 IT. NRW 2012 
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2011 bis Frühjahr 2013 fanden monatlich Arbeitskreissitzungen statt. Dieser interkommunale Ar-

beitskreis bestand aus insgesamt 19 Teilnehmern unter anderem aus den Bereichen Politik und Ver-

waltung der Gemeinden Hellenthal und Dahlem sowie des Kreises Euskirchen und wurde vom Auf-

tragnehmer geleitet und moderiert (siehe Kapitel 8.1: Interkommunaler Arbeitskreis).  

Von Januar bis April 2012 wurden städtebauliche Bestandserhebungen und -analysen in beiden Ge-

meinden durchgeführt (siehe Kapitel 4: Analyse der ökologischen und städtebaulichen Situation). Im 

Mai 2012 erfolgte in den beiden Gemeinden der Einleitungsbeschluss nach §141 Abs. 3 BauGB über 

den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen. Anschließend fand im Sommer in beiden Gemein-

den jeweils eine Bürgerversammlung statt, bei der die Bürger und Eigentümer über das Projekt und 

die vorbereitenden Untersuchungen informiert wurden (siehe Kapitel 8.2.1 Bürgerversammlung und 

Teilnehmerbefragung). Zudem ist bei den Versammlungen über die anschließende Eigentümerbefra-

gung (siehe Kapitel 8.2.2 Schriftliche Befragung der Bewohner und Eigentümer) berichtet worden. Im 

Zuge der Eigentümerbefragung hatten die Bürger bei einer Bürgersprechstunde sowie bei einer ein-

wöchigen Einsammelaktion die Möglichkeit, die ausgefüllten Fragebögen abzugeben und Fragen zu 

stellen.  

Im Herbst 2012 wurden auch die öffentlichen Aufgabenträger entsprechend § 139 BauGB beteiligt 

(siehe Kapitel 8.3 Beteiligung der öffentlichen Aufgabenträger). Anschließend fanden zwei Veranstal-

tungen, d.h. ein Workshop und ein Austauschtreffen, mit verschiedenen Akteuren aus dem Bereich 

medizinische Versorgung und den Arbeitskreismitgliedern statt. Auf dieser Grundlage wurde ein Kon-

zept zur Sicherung der medizinischen Versorgung durch interkommunale Zusammenarbeit erarbei-

tet. Um die städtebaulichen Missstände zu beheben, wurden Testplanungen als Sanierungs- und 

Modernisierungsmaßnahme in enger Abstimmung mit den Gemeinden und dem Arbeitskreis erstellt.  

Zur Bewältigung der strukturellen Gebäudeleerstände wurden erste konzeptionelle Ansätze für ein 

Leerstandsmanagement entwickelt, inklusive eines Leerstandsmonitorings, das ebenfalls mit dem 

Arbeitskreis abgestimmt wurde. Während der gesamten Bearbeitungszeit gab es neben den monatli-

chen Arbeitskreissitzungen einen regelmäßigen Austausch zwischen dem Auftragnehmer und den 

Gemeinden z.B. in Form von Ortsterminen und Ortsbegehungen. In mehrere Besprechungsterminen 

wurden der Bezirksregierung Köln und dem Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 

Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen die aktuellen Planungsstände vorgestellt und Abstimmun-

gen für das weitere Vorgehen vorgenommen. Tabelle 1 gibt einen Überblick über den zeitlichen Ab-

lauf des Projektes. 
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Tabelle 1: Zeitlicher Ablauf des Projekts. 

November 2010 Antragstellung zur Aufnahme in das Städtebauförderungsprogramm 

Juni 2011 

Genehmigung des Projektes „Gebäudeleerstand und Daseinsvorsorge in den Ge-

meinden Dahlem und Hellenthal“ - Vorbereitende Untersuchungen für die Aufnah-

me in das Städtebauförderungsprogramm  

Juli 2011 Ausschusssitzungen in den beiden Gemeinden Dahlem und Hellenthal 

Juli 2011 – April 

2013 
Monatliche Arbeitskreissitzungen (insg. 15) 

November 2011 Ortsbegehungen in beiden Gemeinden mit den Teilnehmern des Arbeitskreises 

Dezember 2011 Vorstellung des Projektes im Rahmen des „Demographieforums“ im Kreis Euskirchen  

Ab Januar 2012 Beginn der städtebaulichen Bestandsaufnahme und Konzeptentwicklung 

Mai 2012 
Einleitungsbeschluss nach § 141 Abs. 3 BauGB in Dahlem (16.05.2012) und Hellent-

hal (24.05.2012) 

21. Juni 2012 Bürgerversammlung in Dahlem 

Juni/Juli 2012 
In Dahlem Bürgersprechstunde und schriftliche Eigentümerbefragung mit einwöchi-

ger Einsammelaktion 

23. August 2012 Bürgerversammlung in Hellenthal 

August/September 

2012 

In Hellenthal Bürgersprechstunde und schriftliche Bürgerbefragung mit einwöchiger 

Einsammelaktion 

Oktober 2012 Vorstellung des Projektes im Kreis Euskirchen im Zuge des „Tag der offenen Tür“  

Oktober– Dezem-

ber 2012 
Beteiligung Träger öffentlicher Belange nach §139 BauGB 

August–Dezember 

2012 
Erstellung von Testplanungen als Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen 

Dezember 2012–

Februar 2013 

Workshop und Austauschtreffen „Medizinische Versorgung in Dahlem/Hellenthal“ 

mit Akteuren der medizinischen Versorgung aus beiden Gemeinden 

November 2012– 

März 2013 

Konzepterstellung bzgl. Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen, Leerstands-

management, Sicherung der medizinischen Versorgung 

Januar–März 2013 
Vorstellung und Abstimmung der Konzepte in der Ausschusssitzung in Hellenthal 

und in der Gemeinderatssitzung in Dahlem 

August  2013 Abstimmung des Integrierten Handlungskonzeptes mit der Gemeinde 

September 2013 Antrag zur Aufnahme ins Städtebauförderungsprogramm 
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2 Statusbericht 

2.1 Ausgangssituation des Gemeindegebietes 

 Lage und Ausgangssituation 2.1.1

Die Gemeinde Dahlem im Kreis Euskirchen, Regierungsbezirk Köln, liegt in der Nordeifel in direkter 

Nachbarschaft von Hellenthal und an der Grenze zum Bundesland Rheinland-Pfalz auf einer Höhe von 

500 m ü. NN. Mit 4.116 Einwohnern (Jahr 2010) und einer Einwohnerdichte von 43 EW/km2 handelt 

es sich um die kleinste Gemeinde in NRW, siehe Abbildung 1. Die Gemeinde umfasst eine Fläche von 

95,2 km2 und weist neben vier Ortsteilen mit Dahlem und Schmidtheim zwei Zentralorte auf. Das 

Gemeindegebiet gehört zum Kulturlandschaftsraum Kalkeifel, welche sich vom Lampertstales bis zur 

Prümer Kalkmulde am Südostrand der Hocheifel zieht. Die ursprünglichen natürlichen Wälder muss-

ten der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung weichen. Aufgrund des fruchtbaren Bodens in der 

Kalkeifel wurde diese Region schon früh besiedelt und ist bis heute stärker ackerbaulich geprägt als 

die Nachbarräume2. 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Lage der beiden Gemeinden in NRW3 

  

                                                            
2 www.baukultur-eifel.de am 16.11.12 
3 Kartengrundlage ILS NRW (2006), S. 31. 
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 Historische Ortsentwicklung 2.1.2

Aufgrund von archäologischen Funden der ersten Siedlungsepochen, insbesondere von römischen 

Münzen, Urnen und Steingeräten, wird vermutet, dass im Bereich der Gemeinde Dahlem eine erste 

Besiedelung im 1. und 2. Jahrhundert n. Chr. durch die Römer stattgefunden hat. Grund hierfür war 

wahrscheinlich die Lage an der wichtigen Römerstraße von Köln nach Trier, die heute noch Grundla-

ge der bestehenden Verkehrsachsen ist.  

Die erste urkundliche Erwähnung des Ortes Dahlem geht aus einer Schenkungsurkunde an König 

Lothar II. im Jahre 867 hervor. Anschließend kam es zu einem stetigen Wechsel der Herrscher in Dah-

lem, darunter war unter anderem das Kronenburger Geschlecht. Daraufhin folgten als Herrscher 

Virneburg (1467), Manderscheid‐Schleiden (1487), Gerolstein (1604) und Blankenheim (1719). Der 

30-jährige Krieg (1618–1648) forderte auch in Dahlem viele Opfer, so dass sich die Zahl der Haushalte 

von 52 auf 31 reduzierte. Im Zuge der Französischen Revolution fielen viele Bereiche des linken 

Rheinufers, einschließlich der Eifel und somit auch Dahlem, ab 1794 unter die französische Herr-

schaft. Zu dem damaligen Zeitpunkt lebten 564 Menschen in 90 Häusern. Im Jahre 1819 fiel die Ge-

meinde Dahlem an Preußen. Anfang des 19. Jahrhunderts wurde der erste Schulbau (ehemalige 

Kreissparkasse) in Dahlem fertiggestellt und 1842 der neue Friedhof angelegt. Im 19. Jahrhundert 

wurde im Bergwerk „Dahlemer Berg“ Eisenstein abgebaut. Der erstmals 1569 urkundlich erwähnte 

Abbau von Eisenstein hatte seinen Höhepunkt in den Jahren 1855–79. Im Jahr 1896 wurde der Be-

trieb eingestellt. Zu dieser Zeit, d.h. 1848, wurde die Provinzialstraße von Köln nach Trier, die durch 

Dahlem führt, fertiggestellt. Weitere Infrastrukturen wie z.B. der Bau einer Wasserleitung (1900), das 

elektrische Stromnetz (1912) und der Bau eines Vereinshauses (1908) folgten in den kommenden 

Jahren. Kurz darauf, d.h. 1922, wurde Dahlem mit einem Bahnhof an die Eisenbahnstrecke von Köln 

nach Trier angebunden. Diese Bautätigkeiten wirkten sich auch auf die Siedlungsentwicklung im 

Ortskern aus, so dass 1923–28 insgesamt 31 neue Wohnhäuser sowie weitere Um- und Erweite-

rungsbauten errichtet wurden. Zum Ende des zweiten Weltkrieges 1944 wurde Dahlem bei einem 

Bombenangriff stark zerstört, so dass ungefähr 10 % aller Häuser vernichtet und die übrigen Häuser 

teilweise erheblich beschädigt wurden. In den 1960er und 70er Jahren entstanden neue Infrastruk-

tureinrichtungen, wie beispielsweise eine neue Schule am Britgesberg und der Verkehrslandeplatz 

„Dahlemer Binz“. In den 80er Jahren entstanden weitere Infrastruktureinrichtungen, z.B. ein neues 

Schulzentrum, Kindergarten und das neue Feuerwehrgerätehaus. Der damals größte Arbeitgeber, das 

Dahlem Sägewerk mit ca. 20 Beschäftigten stellte zuvor, d.h. 1964, seine gesamte holzverarbeitende 

Tätigkeit ein. Im Jahr 1969 wurde Dahlem (einwohnerstärkster Ortsteil) im Zuge der »Kommunalen 

Gebietsreform« zur Großgemeinde mit den Ortsteilen Baasem, Berk/Frauenkron, Dahlem, Kronen-

burg und Schmidtheim (Sitz der Verwaltung).45  

  

                                                            
4 www.dahlem.de/kultur_geschichte. php?seite=Ortsgeschichte%20Dahlem am 25.02.2013 
5 Ortskernentwicklungskonzept 2008, S. 10-11 
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 Bevölkerungsstruktur 2.1.3

Einwohnerentwicklung 

Die Einwohnerentwicklung in Dahlem verläuft ähnlich wie in der Nachbargemeinde Hellenthal. So 

sank die Einwohnerzahl von 4.277 im Jahr 2000 auf 4.137 im Jahr 2011 vor allem aufgrund der nega-

tiven Wanderungsbilanz, siehe Abbildung 2. 

 

 

Abbildung 2: Bevölkerungsentwicklung in Dahlem 2000-2011 (Datengrundlage IT. NRW) 

Geburten  

Die Geburtenzahlen in Dahlem sind schwankend. So wurden im Jahr 2000 29 Kinder, im Jahr 2003 20 

Kinder, im Jahr 2004 46 Kinder  und im Jahr 2011 erneut 29 Kinder geboren, siehe Abbildung 3.  

 

Abbildung 3: Geburten in Dahlem 2000-2011 (Datengrundlage IT. NRW)  
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Wanderungen  

Im Jahr 2000 hatte die Gemeinde Dahlem 202 Zuzüge und 178 Fortzüge zu verzeichnen. Vor allem die 

Fortzüge sind stetig angestiegen, im Jahr 2010 auf 240 und 2011 auf immer noch 198. Bis zum Jahr 

2005 sind die Zuzüge auf 242 angewachsen und anschließend auf 181 gesunken. Seitdem haben sich 

die Werte bei ca. ca. 200 Zugewanderten pro Jahr eingependelt, siehe Abbildung 4.  

 

Abbildung 4: Ab- und Zugewanderte in Dahlem 2000–2011 (Datengrundlage IT. NRW) 

Bei der Betrachtung der Differenz von Zu- und Fortzügen sind zwar Schwankungen erkennbar, jedoch 

zeichnet sich ein deutlicher negativer Trend ab, der im Jahr 2011 durch einen erneuten Anstieg der 

Zuzüge unterbrochen wird. So war im Jahr 2000 noch ein Gewinn von 24 Einwohnern zu verzeichnen, 

jedoch lag im Jahr 2010 eine negative Wanderungsbilanz von -40 Einwohnern- vor. Im Jahr 2011 

wurde ein erneuter Anstieg von 38 Einwohnern erreicht, siehe Abbildung 5. 

 

Abbildung 5: Wanderungsbilanz in Dahlem 2000–2011 (Datengrundlage IT. NRW) 
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Durchschnittsalter 

Das Durchschnittsalter der Gemeinde Dahlem liegt im Jahre 2011 bei 44,2 Jahren (IT.NRW) und in 

NRW bei 43,5 Jahren, so dass auch hier die Überalterung der Gemeinde deutlich wird. In NRW liegt 

das Durchschnittsalter der älteste Gemeinde bei ca. 49 Jahren und das Durchschnittsalter der jüngs-

ten Gemeinde bei ca. 38 Jahren6. 

Modellrechnung Bevölkerungsentwicklung 2030 

Die Bevölkerungsmodellrechnung der Landesdatenbank NRW sagt weiterhin sinkende Einwohnerzah-

len voraus, siehe Abbildung 6. So soll die Einwohnerzahl bis 2030 auf 3.401 sinken. Hier ist auf die 

Methodik der Modellrechnung verwiesen, die im Jahr 2011 erstellt wurde. Die Bevölkerungsfort-

schreibung nannte für 2011 noch 4.137 Einwohner (siehe oben), jedoch gab es in diesem Jahr laut 

Modellrechnung tatsächlich nur noch 4.116 Einwohner. Es wird deutlich, dass die Prognosen für die 

kommenden Jahre voraussichtlich sogar unterboten werden7.  

 

 

Abbildung 6: Bevölkerungsmodellrechnung bis 2030 für Dahlem (Datengrundlage IT. NRW) 

Durchschnittliche Haushaltsgröße im Kreis Euskirchen 

Die durchschnittliche Haushaltsgröße ist im Kreisgebiet Euskirchen von 2,4 im Jahr 2005 auf 2,2 im 

Jahr 2010 gesunken, siehe Abbildung 7. Man kann davon ausgehen, dass die Haushaltsgrößen auf 

kommunaler Ebene in Dahlem in gleicher Größenordnung sinken.  

                                                            
6  IT. NRW 
7  IT. NRW 

4116 
3963 

3776 

3401 

2000
2250
2500
2750
3000
3250
3500
3750
4000
4250
4500
4750
5000

2011 2015 2020 2030

Bevölkerungsprognose bis 2030 

Dahlem

Einwohner 

Jahr 



2. Statusbericht 

9 
 

 

Abbildung 7: Durchschnittliche Haushaltsgröße im Kreis Euskirchen (Datengrundlage IT. NRW) 

 

 Wirtschaftsstruktur und Beschäftigung 2.1.4

In der Gemeinde Dahlem gab es im Jahr 2011 insgesamt 413 versicherungspflichtig Beschäftigte am 

Arbeitsort. Mit 47,7 % ist die Mehrzahl der Beschäftigten im produzierenden Gewerbe tätig, gefolgt 

von 26,39 % in dem Bereich Handel/Gastgewerbe und Verkehr. 24,46 % arbeiten in sonstigen Dienst-

leistungsbereichen, z.B. öffentliche Verwaltung, Finanz- und Versicherungsdienstleistung, Erziehung 

und Unterricht. Der landwirtschaftliche Sektor stellt mit 1,45 % einen zu vernachlässigen Beschäfti-

gungszweig dar, obwohl die Region früher landwirtschaftlich geprägt war, siehe Tabelle 2. Denn bis 

ins 19. Jahrhundert war die Wirtschaft Dahlems vor allem durch die Landwirtschaft und die Eisenin-

dustrie geprägt (siehe Kapitel 2.1.2 Historische Ortsentwicklung). Als 1855–79 der Abbau von Eisen-

stein seinen Höhepunkt erreichte, fanden bis zu 156 Bergleute in den Dahlemer Gruben Arbeit. Bis 

ins 20. Jahrhundert gab es zudem viele Arbeitsplätze im Bereich holzverarbeitende Tätigkeit. Der 

damals größte Arbeitgeber, das Dahlemer Sägewerk mit ca. 20 Beschäftigten, stellte 1964 seine ge-

samte holzverarbeitende Tätigkeit ein. Auch der landwirtschaftliche Sektor ist vom Strukturwandel 

betroffen, so dass es heute nach der vollständigen Aussiedlung keinen landwirtschaftlichen Voller-

werbsbetrieb mehr im Ortskern von Dahlem gibt.  

Tabelle 2: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort (Datengrundlage IT. NRW) 

Jahr 

Wirtschaftsbereiche in Dahlem 

Insgesamt 
Land- und Forstwirt-

schaft, Fischerei 

Produzierendes 

Gewerbe 

Handel, Gastge-

werbe, Verkehr 

Sonstige Dienst-

leistungen 

2011 

  

413 

  

6 197 109 101 

1,45% 47,7% 26,39% 24,46% 

 

Im Jahr 2011 sind 330 Berufspendler täglich in die Gemeinde Dahlem eingependelt, siehe Tabelle 3. 

Dem stehen jedoch 1.537 Auspendler gegenüber, so dass ein negatives Pendlersaldo von 1.207 ent-

steht. Im Jahr 2011 waren 105 Personen in Dahlem arbeitslos gemeldet. 
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Tabelle 3: Berufsein- und Berufsauspendler (Datengrundlage IT. NRW) 

Stichtag 

Berufseinpendler (Tagespendler) Berufsauspendler (Tagespendler) 

Insgesamt männlich weiblich Insgesamt männlich weiblich 

Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl 

30.06.2011 330 200 130 1537 902 635 

 
Tabelle 4: Branchenmix in der Gemeinde (Datengrundlage IT. NRW) 

Branchen Anzahl 

Handel- und Handwerksbetriebe 21 

Dienstleistungen 25 

 

Wie schon bei den Wirtschaftsbereichen ausgeführt wurde, spielt in der Gemeinde Dahlem auch der 

Tourismus eine große Rolle. Wichtige Potenziale bieten die umgebende Natur und Landschaft sowie 

die sportlichen und kulturellen Möglichkeiten, die die Gemeinde aufweist. Besondere Sehenswürdig-

keiten sind unter anderem die Burgruine und der mittelalterliche Ortskern in Kronenburg mit einer 

spätgotischen Kirche, die Kylltalsperre (Kronenburger See) in Kronenburg, die Trappistenabtei in Dah-

lem und das Schloss Schmidtheim. Weiterhin führt durch den Ort der Radwanderweg Eifel-Höhen-

Route, der als Rundkurs um den Nationalpark Eifel führt. Zudem gibt es weitere Radwanderwege, wie 

z.B. der Kylltal-Radweg und die Tälerroute sowie gut markierte Wanderwege. Der Flugplatz Dahlemer 

Binz lockt zudem gerade in den Sommermonaten viele Touristen an für Segelflüge, Heißluftbal-

lonaufstiege und Fallschirmspringen an. Dieses Angebot wird zudem durch die Kartbahn Dahlemer 

Binz ergänzt. Zudem lädt der Barfuß- und Generationenpark in Schmidtheim Jung und Alt mit ver-

schiedenen Erlebnissen ein. Des Weiteren gibt es verschiedene gastronomische Angebote und Über-

nachtungsmöglichkeiten, z.B. Wohnmobilstellplätze und der Ferienpark Kronenburger See8. 

 Ziele der Gemeinde 2.1.5

Im Zuge des Ortskernentwicklungskonzeptes Dahlem aus dem Jahr 2008 wurde ein Leitbild als über-

geordnete und langfristige Orientierung für die Dorfkernentwicklung erarbeitet. Der Leitgedanke der 

Ortsentwicklung ist die Schaffung eines attraktiven Ortes unter Berücksichtigung der Bedürfnisse 

aller Generationen. Dieser Gedanke wird durch das Motto „Dahlem – Lebendiges Dorf für Jung und 

Alt!“ unterstrichen. Ziel ist ein gemeinschaftliches Zusammenleben aller Generationen mit gegensei-

tiger Akzeptanz und Unterstützung. Zudem sollen die Baustruktur, die Daseinsvorsorgeeinrichtungen 

sowie das Erscheinungsbild des Ortes für alle Generationen eine hohe Lebensqualität bieten. „Le-

bendig“ steht insbesondere dafür, dass durch gemeinsame Aktivitäten, Engagement und Einsatz aller 

Ortsbewohner die Zukunft des Ortes entwickelt wird. Ein besonderes Augenmerk liegt hierbei auf der 

Aktivierung, d.h. Wieder- oder Umnutzung leerstehender Gebäude. Durch die Gestaltung der Grün- 

und Freiflächen soll ein attraktives Wohnumfeld sowie Lebensräume für heimische Tiere und Pflan-

zen geschaffen werden9. 

 

                                                            
8 www.dahlem.de (Stand Mai 2013) 
9 Ortskernentwicklungskonzept Dahlem, 2008, S. 18 
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2.2 Bisherige Maßnahmen: Übersicht und Bewertung 

In den vergangenen Jahren hat sich die Gemeinde im Rahmen verschiedener Konzepte und Projekte 

mit der Gemeindeentwicklung auseinandergesetzt. Dazu gehören klassische Maßnahmen wie die 

Dorferneuerung, z.B. zur Gestaltung des Kirchplatzes; Einzelprojekte, wie die Bedarfsanalyse zur 

Nahversorgung und der Generationenpark in Schmidtheim sowie kleine Projekte, wie die Broschüre 

„Fahr‘ nicht fort, bleib‘ im Ort“ mit dem Dahlemer Branchenverzeichnis zur Information über die 

vorhandenen Gewerbe-, Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe. Viele Projekte haben einen analy-

tischen Charakter und beziehen sich auf die Gesamtregion, z.B. im Zuge der LEADER-Förderperiode 

2007–2013 „Gebietsbezogenes integriertes ländliches Entwicklungskonzept der Region Eifel 2007–

2013“oder „Planen, Bauen und Gestalten - Baukultur und Dorfgestaltung“. Im Rahmen der Projekte 

werden einzelne Maßnahmen für die städtebauliche Entwicklung vorgeschlagen. Dabei spielt das 

Thema der Daseinsvorsorge immer wieder eine wichtige Rolle, z.B. im Modellvorhaben der Raum-

ordnung „Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge“ - „Miteinander für die Nordeifel“. 

Das in diesem Integrierten Handlungskonzept vorgestellte Modellprojekt „Gebäudeleerstand und 

Daseinsvorsorge in Dahlem und Hellenthal“ konkretisiert wichtige nachhaltige Maßnahmen für Dah-

lem. Schwerpunkte sind die Aktivierung des Gebäudeleerstandes und die Erhaltung und Aufwertung 

der Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge. Insgesamt hat sich die Gemeinde in den genann-

ten Bereichen sehr engagiert und es sind erste Erfolge zu verzeichnen. Seit der Erstellung des Orts-

kernentwicklungskonzeptes 2008 wurden unter anderem einzelne Umbau- und Modernisierungs-

maßnahmen umgesetzt und ein Dorfentwicklungsverein mit inzwischen fast 100 Mitgliedern gegrün-

det. Jedoch hat in der Zwischenzeit die Zahl der Leerstände zugenommen und weitere Einrichtungen 

der Daseinsvorsorge wurden geschlossen, dies Betrifft Geschäfte, Sparkassen, Gastronomie und die 

Post. Hier wird das Bewusstsein für die Herausforderungen und das Engagement in der Gemeinde 

deutlich, aber auch der weitere Handlungsbedarf. Ein Überblick der abgeschlossenen und laufenden 

Projekte in Dahlem und der Region verschafft Tabelle 5. 
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Tabelle 5: Abgeschlossene und laufende Projekte in Dahlem und in der Region. 

Abgeschlossene und laufende Projekte in Dahlem 

Jahr Institution Titel Inhalte  

2002 Gemeinde Dahlem Dorferneuerungsmaßnahme Gestaltung verschiedener Plätze 

2007 Dorfentwicklungsverein 
Dahlem  

Broschüre „Fahr‘ nicht fort, bleib‘ im 
Ort“ 

Dahlemer Branchenverzeichnis zur 
Information über die vorhandenen 
privaten Einrichtungen 

2008 Universität Bonn, Pro-
fessur für Städtebau 
und Bodenordnung 

Ortsentwicklungskonzept Dahlem  
 

Gesamtkonzept zur nachhaltigen 
Entwicklung des Ortes Dahlem und 
Impulse für vielfältige künftige Maß-
nahmen 

2011 LEADER-Eifel "Nahversorgung erhalten und stär-
ken" -  
Teilprojekt Dahlem-Schmidtheim: 
"Sicherung und Stärkung des vor-
handenen Nahversorgungsangebo-
tes sowie Perspektiven für den Aus-
bau" 

Bedarfsanalyse Nahversorgung 
Schmidtheim 
 
 
 

2011–
2012 

LEADER-Eifel und Ge-
meinde Dahlem 

Eifeler Barfußpfad und Generatio-
nenpark in Dahlem-Schmidtheim 

Generationenpark mit Spiel- und 
Aktivitätsgeräten, Bewegungsange-
boten und Aufenthaltsbereichen für 
alle Altersklassen in  Dahlem-
Schmidtheim. 

2013 Gemeinde Dahlem und 
Interessengemeinschaft 
Schmidtheim 

Dorfentwicklungskonzept Schmidt-
heim 

Entwicklungskonzept u.a. für die 
Weiterentwicklung des Tourismus 
und die Anwerbung von neuen Ge-
werbebetrieben 

2012 Gemeinde Dahlem Dorfentwicklung unter besonderer 
Beachtung von Nachhaltigkeit und 
demographischer Bevölkerungs-
entwicklung. 

Ansiedlung eines Altenheimes in 
Dahlemer Neubaugebiet „Markus-
straße, Teilbereich I“. 

2011  
–2013 

Professur für Städtebau 
und Bodenordnung, 
Universität Bonn 

Modellprojekt Gebäudeleerstand 
und Daseinsvorsorge in Dahlem und 
Hellenthal-  Vorbereitende Untersu-
chungen zum Städtebauförderungs-
programm "Kleinere Städte und 
Gemeinden“ 

Interkommunales Modellprojekt zur 
Erarbeitung eines integriertes Ent-
wicklungs- und Handlungskonzept. 
Schwerpunkte sind die Aktivierung 
des Gebäudeleerstandes und die 
Erhaltung und Aufwertung der Ein-
richtungen der öffentlichen Daseins-
vorsorge. 

Abgeschlossene und laufende Projekte in der Region 

2006 Institut für Regional-
management  

Integriertes ländliches Entwick-
lungskonzept (ILEK) Region Kalkeifel 
im Kreis Euskirchen 

u.a. Inventarisierung leer stehender 
Altobjekte in Dahlem, Handlungsfel-
der und Projektvorschläge für die 
Region und die Gemeinde Dahlem 

2007 Naturpark Nordeifel 
e.V., nova-Institut 
für Ökologie und Inno-
vation GmbH 

Gebietsbezogenes integriertes länd-
liches Entwicklungskonzept der 
Region Eifel 
2007–2013 

LEADER-Bewerbung mit Leitprojek-
ten zu verschiedenen Maßnahmen-
bereichen 

2009–
-2012 

LEADER-Eifel und 
RWTH Aachen 

Planen, Bauen und Gestalten - Bau-
kultur und Dorfgestaltung 

Katalog Eifel spezifischer Siedlungs- 
und Bautypologien 
 

2012–
2013 

Modellvorhaben der 
Raumordnung (MORO), 
RWTH Aachen 

Aktionsprogramm regionale Da-
seinsvorsorge - „Miteinander für die 
Nordeifel“ 
 

Erstellung von regional integrierten 
Entwicklungskonzepten bzw. analy-
tisch gestützten regionale Anpas-
sungsstrategien für ausgewählte 
Daseinsvorsorgebereiche 
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Auf Ebene des Kreisgebietes Euskirchen laufen derzeit Projekte im Zuge des Demografie-

Handlungskonzepts. Zudem versucht der Kreis über eine internetbasierte Gewerbeimmobilienbörse 

leerstehende Infrastruktureinrichtungen wiederzubeleben. 

2.3 Entwicklung des Grundstücks- und Immobilienmarktes 

Als Grundlage für die künftige Gemeindeentwicklung und Bewältigung der Leerstandsproblematik ist 

eine Bedarfsanalyse für Gebäude und Baugrundstücke erforderlich. Aufschluss über die bisherigen 

Immobilientransaktionen gibt der Grundstücksmarktbericht des Kreises Euskirchen. Bei einer Be-

trachtung der bebauten Grundstücke für Ein- und Zweifamilienhäuser in den Jahren 2000-2012 wird 

deutlich, dass die Verkaufsfälle dieser Haustypen erheblichen Schwankungen unterworfen sind, in-

dessen seit 2007 einen leichten Anstieg zu verzeichnen haben, siehe Tabelle 6.  

 

Tabelle 6: Bebaute Grundstücke (Ein- und Zweifamilienhäuser) 2000-201310 

                     Gemeinde 

Jahr 
Dahlem 

Anzahl der Kauffälle Entwicklung zum Vorjahr 

2000 16 -33,3 % 

2001 18 12,5 % 

2002 33 83,3 % 

2003 21 -36,4 % 

2004 20 -4,8 % 

2005 23 15 % 

2006 19 -17,4 % 

2007 19 0 % 

2008 26 36,8 % 

2009 24 -7,7 % 

2010 48 100 % 

2011 53 10 % 

2012 34 -36 % 

                                                            
10 Eigene Darstellung nach Grundstücksmarktberichte Kreis Euskirchen 2000-2013 
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Abbildung 8: Bebaute Grundstücke (Ein- und Zweifamilienhäuser 

Im Vergleich zu den oben genannten Verkaufsfällen der Immobilien liegen die Verkaufsfälle von Bau-

grundstücken auf einem niedrigeren Niveau und haben eine steigende Tendenz in den letzten 5 Jah-

ren. 

Tabelle 7: Unbebaute Grundstücke ( Individueller Wohnungsbau -Baugrundstück)11 

                     Gemeinde 

Jahr 
Dahlem 

Anzahl der Kauffälle Entwicklung zum Vorjahr 

2000 39 86 % 

2001 27 -31 % 

2002 27 0 % 

2003 19 -30 % 

2004 20 5 % 

2005 12 -40 % 

2006 12 0 % 

2007 13 8 % 

2008 12 -8 % 

2009 16 33 % 

2010 34 112 % 

2011 21 -38 % 

2012 24 14 % 

                                                            
11 Datengrundlage Grundstücksmarktberichte Kreis Euskirchen 2000-2013 
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Abbildung 9: Unbebaute Grundstücke (Individueller Wohnungsbau) 

Die nachfolgend aufgelisteten Bodenrichtwerte verdeutlichen, dass der Preis pro Quadratmeter im 

Zentralort Dahlem weitgehend stagniert (im Jahr 2012 bei 36 € bis 40 €/m²). Die genannten Boden-

richtwerte in den Ortsteilen sind in den letzten 10 Jahren leicht gestiegen. Hier ist darauf hinzuwei-

sen, dass die Bodenwerte für gemeindeeigene Baugrundstücke seit dem Jahr 1984 per Gemeinde-

ratsbeschluss festgelegt werden und derzeit bei 40 €/m² für erschlossenes Bauland liegen, siehe Ta-

belle 8. 

Tabelle 8: Bodenrichtwerte für baureifes Land (Grundstückswerte €/qm-erschließungsbeitragsfrei)12 

Jahr 

Baufläche für Wohnbauland (€/qm, DM/m²) 

Dahlem Ortsteile Dahlem 

Lage Lage 

gut mittel schlecht gut mittel schlecht 

2000 75 70 k.A. 65-75 55-75 k.A. 

2001 38 36 k.A. 33-38 28-38 k.A. 

2002 38 36 k.A. 35-38 28-38 k.A. 

2003 40 36 k.A. 35-42 30-38 k.A. 

2004 40 36 k.A. 35-42 30-38 k.A. 

2005 40 36 k.A. 35-40 30-38 k.A. 

2006 38 36 k.A. 35-40 30-38 k.A. 

2007 38 36 k.A. 35-40 30-38 k.A. 

2008 38 36 k.A. 35-40 30-38 k.A. 

2009 38 36 k.A. 35-40 30-38 k.A. 

2010 38 36 k.A. 35-38 30-40 k.A. 

2011 38 36 k.A. 35-38 30-40 k.A. 

2012 40 36 k.A. 35-38 30-40 k.A. 

                                                            
12 Datengrundlage Grundstücksmarktberichte Kreis Euskirchen 2000-2013 
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Die Bodenpreisindexreihen lassen erkennen, dass es seit 2003 eine Stagnation der Bodenpreise gibt. 

Dies gilt vor allem für Dahlem, aber auch seit 2006 für den gesamten Kreis Euskirchen, siehe Abbil-

dung 10.  

 

Abbildung 10: Bodenpreisindexreihen13 

Zusätzlich wurde die Zahl der fertiggestellten Gebäude mit der Bevölkerungsentwicklung abgegli-

chen, siehe Abbildung 11. Für beide Aspekte ist ein sinkender Trend zu verzeichnen. Bei einer genau-

eren Betrachtung der Wanderungsbewegungen (Wanderungsbilanz) in Kapitel 2.1.3 Bevölkerungs-

struktur wird deutlich, dass die Mehrzahl der Bauherren aus der Gemeinde stammt. Es ist bei dieser 

Interpretation auch darauf hinzuweisen, dass es viele Zweitwohnsitze in der Gemeinde gibt. Nach 

Aussage der Gemeinde gibt es auch zahlreiche Niederländer und Belgier, die an Grundstücken und 

Gebäuden interessiert sind.14 

 

Abbildung 11: Bevölkerung und fertiggestellte Gebäude in Dahlem (Datengrundlage IT. NRW) 

  

                                                            
13 Datengrundlage Grundstücksmarktberichte Kreis Euskirchen 2000-2013 
14 Im Internet gibt es verschiedene Immobilienbörsen, die speziell für Niederländer Immobilien in der Eifel 
anbieten (z.B. www. www.bonafide-immobilien.de, www.eifel-immo-deutschland.de, www.eifelhome.de) 
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es zwar einen leichten Anstieg an Verkaufsfällen von Bau-

grundstücken gibt, jedoch die Zahl der fertiggestellten Neubauten sowie der Bewohner sinkt. Gleich-

zeitig steigen die Verkaufsfälle von Wohngebäuden in Dahlem. Die offensichtlich anhaltende Nach-

frage bietet eine günstige Voraussetzung, um den Leerstand an Gebäuden im Zentralort zu begren-

zen. 

2.4 Planungsvorgaben 

Laut Raumordnungsbericht des BBR von 2005 liegt Dahlem in Bezug auf die Zentrenerreichbarkeit 

und Bevölkerungsdichte an der Grenze von einem Zwischenraum geringer Dichte zu einem Peripher-

raum sehr geringer Dichte. In dem Raumordnungsbericht von 2011 sind die Raumkategorien der 

Landesplanung dargestellt. Hier liegt Dahlem in dem Bereich mit überwiegend ländlicher Raumstruk-

tur. Dementsprechend weist der Landesentwicklungsplan Teil A für Nordrhein‐Westfalen die Ge-

meinde als ein Gebiet mit überwiegend ländlicher Raumstruktur aus. Laut § 21 Absatz 2d des Lan-

desentwicklungsprogramms kommt den Gebieten mit überwiegend ländlicher Raumstruktur eine 

besondere Bedeutung in Bezug auf den Schutz und die Entwicklung der natürlichen Lebensgrundla-

gen zu. Des Weiteren sind die Voraussetzungen für eine funktions‐ und bedarfsgerechte Ausstattung 

der Gemeinden sowie für eine Erhöhung ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu 

verbessern oder zu schaffen. Dabei soll eine siedlungsräumliche Schwerpunktbildung innerhalb der 

Gemeinde gefördert werden. Die Gemeinde ist als Grundzentrum ausgewiesen. Die nächstgelegenen 

Mittelzentren sind Mechernich und Schleiden, die nächstgelegenen Oberzentren und Ballungskerne 

sind Bonn und Aachen. Eine wichtige überregionale Entwicklungsachse führt von Mechernich über 

Monschau nach Aachen, eine wichtige großräumige Achse führt von Köln über Euskirchen nach Trier. 

Der Regionalplan – ehemals Gebietsentwicklungsplan – für den Regierungsbezirk Köln (Teilabschnitt 

Aachen) von 2003 (Stand 2008) stellt den Ortskern von Dahlem als Allgemeinen Siedlungsbereich 

(ASB) (siehe Abbildung 12) dar. In den Allgemeinen Siedlungsbereichen sollen Wohnungen, Wohnfol-

geeinrichtungen, wohnungsnahe Freiflächen, zentralörtliche Einrichtungen und sonstige Dienstleis-

tungen sowie gewerbliche Arbeitsstätten in der Weise zusammengefasst werden, dass sie nach Mög-

lichkeit ohne größeren Verkehrsaufwand erreichbar sind (Regionalplan Köln 2003, Stand 2008, S. 14). 

Im Regionalplan sind um die Ortslage herum Flächen zum Schutz der Natur vorgesehen. 
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Abbildung 12: Auszug aus dem Regionalplan15 

Der Landschaftsplan Dahlem aus dem Jahre 2003 weist den Außenbereich um die Ortslage Dahlem 

herum als Landschaftsschutzgebiet bzw. Naturschutzgebiet aus. Teile der Naturschutzgebiete sind 

zugleich als FFH‐Schutzgebiete erfasst und gemeldet worden. 

Der Flächennutzungsplan (s. Abbildung 13) der Gemeinde Dahlem stammt aus dem Jahr 1974. Da-

nach hat der Ort Dahlem für die Gemeinde zentralörtliche Bedeutung, so dass die zentralörtlichen 

Infrastruktureinrichtungen in Dahlem konzentriert werden sollen. Da der Ort zugleich Siedlungs-

schwerpunkt ist, soll hier die zukünftige Siedlungsentwicklung für die Gemeinde erfolgen. Für die 

Ortslage weist der Flächennutzungsplan Wohnbauflächen und gemischte Bauflächen aus. Letztere 

befinden sich vorwiegend im Ortskern und dienen zugleich dem Wohnen und der Unterbringung von 

Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Zulässig sind Wohnhäuser und nicht 

wesentlich störende Gewerbetriebe; Geschäfts‐ und Bürogebäude; Tankstellen; Läden; Restaurants; 

Gartenbaubetriebe; Einrichtungen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. Für die Nach‐ und Umnutzung leer stehender Immobilien bieten sich somit vielfältige Mög-

lichkeiten. Der Flächennutzungsplan befindet sich derzeit in der Neuaufstellung. Neuausweisungen 

für Wohnen erfolgen nur sehr begrenzt und es kommt vorwiegend zu Nutzungsänderungen. Die der-

zeitigen Änderungsvorschläge für 75 Bereiche dienen der sachgerechten Darstellung dieser Nut-

zungsänderungen der letzten Jahre im Flächennutzungsplan. Die Flächenneuausweisungen sind unter 

dem Gebot der Innenentwicklung gemäß § 1a BauGB und des sparsamen Umgangs mit Grund und 

Boden zu begrenzen. 

 

                                                            
15www.bezreg-koeln.nrw.de 
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Abbildung 13: Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Dahlem 

 

Das Untersuchungsgebiet wird von folgenden 3 Bebauungsplänen zumindest teilweise tangiert: 

• B‐Plan Nr. 2 „Im Teich“ – Allgemeines Wohngebiet, Mischgebiet (MD) und Flächen für den 

Gemeinbedarf, 1981  

• B‐Plan Nr. 17 „Auf Eisen“ – Allgemeines Wohngebiet und Mischgebiet, 1996  

• B‐Plan Nr. 18 „Auf der Joch“ ‐ Allgemeines Wohngebiet, 1987  

Der größte Teil des Untersuchungsgebietes ist indessen als Innenbereich gemäß § 34 BauGB zu be-

werten.  

Die Siedlungs‐ und Verkehrsfläche ist im Gemeindegebiet Dahlem von 803 ha im Jahr 1995 auf 860 

ha im Jahr 2009 angestiegen16. Ein weiterer Anstieg ist aus ökonomischer, ökologischer und städte-

baulicher Sicht zu vermeiden. 

  

                                                            
16  IT.NRW, Daten aus den folgenden Jahren sind aufgrund geänderter Methodik in der Statistik nicht verwend-
bar 



3. Abgrenzung des Untersuchungsgebietes 

20 
 

3 Abgrenzung des Untersuchungsgebietes 

Als Untersuchungsgebiet und somit als mögliches Sanierungsgebiet wurde im Wesentlichen der 

Kernbereich des Ortes Dahlem festgelegt. Das Gebiet erstreckt sich vor allem auf den historischen 

Ortskern von Dahlem im 19. Jahrhundert, der auch heute noch weitgehend in seiner ursprünglichen 

Form existiert (siehe Abbildung 14 und Abbildung 15). Dazu gehören die Kölner- und Trierer Straße, 

die Ursprungsstraße, Markusstraße, Kaisergasse, Brantengasse, Hüchelbeuel, Gehlengasse, Schäfer-

gasse, Bahnstraße, Kantoreiweg, Mühlenstraße, Kapellenweg und Strödergässchen. In den gemein-

samen Arbeitskreissitzungen wurde dieses Gebiet aufgrund der bestehenden städtebaulichen Miss-

stände, einer hohen Anzahl leerstehender Gebäude und seiner Relevanz als zentraler Versorgungsort 

für das Gemeindegebiet Dahlem ausgewählt.  

Veränderung der Grenzen des Untersuchungsgebietes im Zuge des Prozesses  

Wie in Abbildung 16 zu sehen ist, kam es im Laufe des Prozesses zu Veränderungen bzgl. der Grenzen 

des Untersuchungsgebietes. Die Gründe für eine geringfügige Änderung des Untersuchungsgebietes 

waren: 

• Städtebauliche Missstände nach §136 BauGB und Eigentümerinteresse 

• Kein Sanierungsbedarf und keine Mitwirkungsbereitschaft der Eigentümer 

• Grenzänderung aufgrund Abgrenzung Innenbereich und Landschaftsschutzgebiet (Rückmel-

dung TÖB: Untere Landschaftsbehörde Kreis EU, siehe Kapitel 8.3.) 

Die dargestellten neuen Grenzen des Untersuchungsgebietes gelten im weiteren Bericht für alle wei-

teren analysierte Daten und Informationen.  
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Abbildung 14: Abgrenzung des Untersuchungsgebietes  

 

 

Abbildung 15: Dahlem im 19. Jahrhundert. 
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Abbildung 16: Abgrenzung des Untersuchungsgebietes und Vorschlag zur Abgrenzung des Sanierungsgebietes  
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4 Städtebauliche und ökologische Bestandsaufnahme und Prob-

lemanalyse 

Die Bestandsaufnahme wurde im Frühjahr 2012 durch mehrere Ortsbegehungen und Absprachen mit 

der Gemeinde erhoben. Eine Aktualisierung der Leerstände erfolgte im Januar 2013. Die Ergebnisse 

zur städtebaulichen und ökologischen Bestandsaufnahme und der dazugehörigen Problemanalyse 

werden im Folgenden dargestellt. 

4.1 Baustruktur und Städtebau 

Dachform, Geschosszahl, Gebäudealter, Fassaden- und Dachmaterial sowie Analyse der Ortsgestalt 

Zuerst wurden im Rahmen der Bestandsaufnahme insgesamt 135 Gebäude, die im Untersuchungs-

gebiet liegen, hinsichtlich des Gebäudealters, der Geschosszahl, der Dachform, der Schäden an Fas-

sade und Dach sowie hinsichtlich der ortsprägenden Gestalt untersucht.  

Für eine differenzierte Darstellung der Gebäudealtersstruktur wurde eine Unterteilung in folgende 

Bauepochen vorgenommen: vor 1917, 1918‐1945, 1946‐1960, 1961‐1989 und nach 1990. Der über-

wiegende Teil der Gebäude ist sehr alt und wurde vor 1917 errichtet. Die meisten jüngeren Gebäude 

entstanden nach 1960. Abbildung 17 gibt Auskunft über die prozentuale Verteilung der den einzel-

nen Bauepochen zugewiesenen Gebäude im Untersuchungsgebiet.  

 

 

Abbildung 17: Prozentualer Anteil der Bauepochen im Untersuchungsgebiet 

 

Der größte Anteil, der im Untersuchungsgebiet befindlichen Gebäude, wurde vor 1917 errichtet 

(62%). 6 % der Gebäude wurden zwischen 1918 und 1945 erbaut und 10 % zwischen 1946 und 1960. 

20 % des Gebäudebestandes wurden zwischen den Jahren 1961 und 1989 errichtet und lediglich 2% 

entfallen auf die Bauepoche nach 1990. Somit ist insgesamt betrachtet eine recht alte Bausubstanz 

im Untersuchungsbiet vorhanden.  

Die dominierende Dachform der Bestandsbebauung ist das Satteldach. Weiterhin weisen die meisten 

Gebäude eine Zweigeschossigkeit auf (siehe Abbildung 30). Die nachfolgenden Abbildungen zeigen 

zwei typische Gebäude in gutem Zustand aus den Bauphasen vor und nach 1960. 
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Abbildung 18: Typisches Gebäude aus der Bauphase vor 

1960  

 

Abbildung 19: Typisches Gebäude aus der Bauphase nach 

1960 

 

Wie der Abbildung 20 zu entnehmen ist, setzten sich die verwendeten Fassadenmaterialien aus Putz, 

Fliesen, Eternit, Fachwerk oder Holz zusammen. Die Dachmaterialien bestehen vorwiegend aus Zie-

geln und Eternit.  

 

 

Abbildung 20: Prozentualer Anteil der verbauten Fassadenmaterialien 

 

Die hier aufgeführten Beschreibungen der Baustruktur und die verwendeten Baumaterialien decken 

sich teilweise mit den sogenannten eifeltypischen Gebäuden und Bauweisen. Diese soll deshalb im 

Folgenden prägnant und zusammenfassend charakterisiert werden: 
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Eifeltypische Gebäude und Bauweisen 

In der Eifel entwickelt sich im Laufe des 18.Jh. bei den klein‐ und mittelbäuerlichen Anwesen die 

sogenannte Streckhofanlage, bei der Wohnhaus und Stallscheune in Firstrichtung hintereinan-

der angeordnet sind, meistens unterschiedlich hoch. In der zweiten Hälfte des 19. Jh. wird eine 

Erweiterung der Hofanlagen infolge der expandierenden Landwirtschaft nötig, und der Einsatz 

bis dahin unbekannter neuer Düngemittel erfordert größere Ökonomiegebäude. Da eine Ver-

längerung der Häuser über ein gewisses Maß hinaus unpraktisch ist, wird der Wirtschaftsteil 

öfter abgewinkelt und in der Firsthöhe aus brandtechnischen Gründen niedriger gehalten. Der 

windgeschützte Hof der dadurch entstehenden Winkelhofanlage dient als zur Straße hin offener 

Wirtschaftshof. Neben vielen Haufendörfern sind linear angelegte Dörfer, die sich an einer Stra-

ße orientieren typisch für die Eifel. Die vorherrschenden Winkelhöfe werden dabei längs der 

Straße angeordnet und besitzen meist zwei Vollgeschosse. Die Häuser stehen entweder mit der 

Giebelseite zur Straße oder auch mit der Traufseite längs zur Straße. Dieser unregelmäßige 

Wechsel ist typisch für die Eifeldörfer. Der überwiegende Teil der alten Gebäude im Ortskern ist 

noch erhalten. Über den gesamten Ortskern verteilt finden sich ansonsten Gebäude aller Baue-

pochen, die auch überwiegend zweigeschossig sind und ein Satteldach haben. Neuere Gebäude 

finden sich im nördlichen Ortskern entlang der Kölner Straße. Aufgrund der Zugehörigkeit der 

Eifel zum Rheinischen Schiefergebirge sind anthrazitfarbene Schieferdächer typisch, es überwie-

gen Satteldächer mit 40°‐50 ° Dachneigung und stehende Satteldachgauben. Die meisten Ge-

bäude im Ortskern besitzen ein Satteldach. Hinsichtlich der Fassadengestaltung ist Kalkputz ty-

pisch, der so genannte Rapputz. Der Putz auf den Fassaden ist immer mit mineralischen Anstri-

chen versehen, wobei die Farbgestaltung durch die regionalen Sandgruben bedingt ist. Diese 

landschaftstypische Fassadengestaltung mit Putz ist an den Gebäuden im Ortskern häufig vorzu-

finden. Einige, ältere Gebäude sind mit Eternit oder Klinkern verkleidet, die die alten Fassaden 

unsachgemäßer handwerklicher Ausführung und wegen oft fehlender Hinterlüftung zerstören. 

Weitere Materialien zur Gestaltung der Fassaden sind Holz, Natursteine, Schiefer oder Fliesen. 

Einige historische Gebäude sind abgerissen oder stark verändert worden, so dass insbesondere 

bei diesen Gebäuden der Zustand der Gebäude schwer einzuschätzen ist. Die neuen Gebäude 

sind oft ohne historische Bezüge errichtet worden. Die typische Winkelform ist hier kaum anzu-

treffen und auch die Gestaltung ist nicht immer eifeltypisch im o. g. Sinne (Universität Bonn: 

Ortskernentwicklungskonzept Dahlem, S. 22-23).  
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Diejenigen Gebäude, die in eifeltypischer Bauweise errichtet wurden, sind oftmals ortsbildprägend. 

Im Rahmen der Bestandsaufnahme wurde auch die Ortsgestalt analysiert und ortsbildprägende Ge-

bäude und Gebäude mit ortsbildprägenden Teilen erfasst (siehe exemplarisch Abbildung 22). Im Un-

tersuchungsgebiet wurden insgesamt 61 ortsbildprägende Gebäude (45,2 %) ausfindig gemacht. Im 

Ortskern befindet sich mit der Kirche lediglich ein denkmalgeschütztes Gebäude (siehe Abbildung 

21). Weitere eifeltypische Gebäude in Dahlem werden in Abbildung 23 und Abbildung 24 dargestellt.  

 

 

Abbildung 21: Denkmalgeschützte Pfarrkirche St. Hiero-

nymus 

 

Abbildung 22: Ortsbildprägendes Gebäude (Kölner Straße 

26)  

 

Abbildung 23: Ortstypische Fassaden und Dachmaterial 

 

 

Abbildung 24: Eifeltypische Gebäude und Bauweisen 
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Neben der Analyse der Baustruktur wurden Mängel an den Fassaden und Dächern aufgenommen. 

Diese wurden dabei in „mittlere“ und „erhebliche“ Mängel unterteilt. Mittlere Mängel am Dach/ 

Dachstuhl wurden festgestellt, wenn die Dächer teilweise undicht, die Verlegemuster ungleich, die 

Regenrinnen von Rost befallen oder durchhängende Balken zu verzeichnen waren. Erheblichen Schä-

den am Dach/Dachstuhl wurden dann festgestellt, wenn das Dach undicht, Ziegel beschädigt oder 

fehlend, sowie der Balken gebrochen waren oder das Dach- bzw. die Regenrinnen leckten. Mittlere 

Mängel an Fassade/ Mauerwerk wurden aufgenommen, wenn ein mangelhafter Anstrich oder feuch-

te Stellen und abgeplatzter Putz sowie Risse erkennbar waren. Erhebliche Schäden an Fassade/ Mau-

erwerk wurden dann kartiert, wenn der Putz großflächig abgeplatzt war oder wenn eine Gefährdung 

der Standsicherheit und Feuchtschäden vorhanden waren. 

Anhand dieser Kategorisierung wurde festgestellt, dass insgesamt 43 % aller Häuser im Untersu-

chungsgebiet mittlere und 7 % erhebliche Fassadenschäden aufweisen (siehe Abbildung 25). 

 

Abbildung 25: Zustand der Fassade 

Bei der Untersuchung des Zustandes der Dächer wurde ersichtlich, dass insgesamt 5 % aller Gebäude 

im Untersuchungsgebiet mittlere und 3 % erhebliche Dachschäden aufweisen bei einer vorwiegen-

den Verwendung von Dachziegeln (siehe Abbildung 26). 

 

Abbildung 26: Zustand der Dächer 

Die Schäden an Fassaden und Dächern sind u.a. auf das Alter der Gebäude zurückzuführen. So befin-

den sich alleine 80 % des Gesamtschadens an Häusern, die bis 1917 entstanden sind (siehe Abbildung 

27).   
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Abbildung 27: Korrelation zwischen Schäden und Gebäudealter 

Weiterhin wurden Substanzmängel auf der Grundstücksfläche aufgenommen. So wurden im Zu-

gangs- und Außenbereich elf Grundstücke mit kleinen Schäden (d.h. Beläge beschädigt o. ungleich/ 

Geländer beschädigt/ Unebenheiten/ Pfützen) und 15 Grundstücke mit erheblichen Schäden (d.h. 

beschädigte Stützmauern/ gefährdete Standsicherheit/ Schlaglöcher) (siehe Abbildung 28 und Abbil-

dung 29) erfasst.  

 

Abbildung 28: Erhebliche Schäden an Dach/Fassade 

 

Abbildung 29: Erhebliche Schäden im Zugangs- und 

Außenbereich 

 

Im Untersuchungsgebiet befinden sich zwei Bereiche mit unzweckmäßigem Gebäude- und Grund-

stückszuschnitt. Einer dieser Bereiche befindet sich an der Ecke Kölner Straße/ Gehlengasse/ Schä-

fergasse, der andere an der Kreuzung Kölner Straße/ Trierer Straße/ Bahnstraße. Weitere Substanz-

mängel bestehen in Gestaltungs- und Nutzungsdefiziten sowohl auf privaten wie auch auf öffentli-

chen Flächen. Drei solcher Bereiche wurden mit mittel und sieben mit schlecht bewertet. Funktions-

mängel gibt es beim Verkehr bzw. bei den Verkehrsanlagen vor allem bedingt durch Gestaltungs- und 

Sicherheitsmängel an Kreuzungen. Zudem wird der Bürgersteig an zwei Stellen (Gehlengasse, Kapel-

lenweg) als schlecht bewertet. Außerdem gibt es Funktionsschwächen in den Einrichtungen der Da-
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seinsvorsorge. In einigen besonders problematischen Bereichen kumulieren Substanz-, Struktur- und 

Funktionsschwächen.  

Als besonders großes Problem der Ortsentwicklung stellt sich der wachsende Gebäudeleerstand dar. 

Insgesamt befinden sich im Untersuchungsgebiet 30 leerstehende und zwei untergenutzte Gebäude/ 

Teilleerstände (Stand 3/2012). Davon betroffen sind auch 17 ortsbildprägende Gebäude.  

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass bei einigen Gebäuden im Untersuchungsgebiet 

erheblicher Modernisierungsbedarf an Fassaden und Dächern besteht. So weisen 50 % der Häuser im 

Untersuchungsgebiet Schäden an Fassaden (hier insbesondere die Fassaden mit Eternit) und 8 % der 

Häuser Schäden an Dächern auf. Dies beeinträchtigt die Attraktivität des Dorfes Dahlem maßgeblich. 

Die Gefahr besteht vor allem darin, dass durch den schlechten Zustand eines erheblichen Anteils der 

Gebäude im Dorfkern weitere Ausstrahlungseffekte entstehen und auf benachbarten Grundstücken 

erforderliche Modernisierungen unterbleiben, weil dies von den Hauseigentümern nicht als rentier-

lich angesehen wird. So kann sich eine selbst verstärkende Abwärtsspirale entwickeln. Wesentliche 

Gründe für fehlende Moderniserungs- und Instandsetzungsmaßnahmen sind: hohes Alter der Haus-

eigentümer und fehlende langfristige Nutzungsperspektive, da die nächste Generation entweder den 

Ort bereits verlassen oder Wohneigentum an anderer Stelle gebildet hat sowie fehlendes Eigenkapi-

tal aufgrund der geringen Renten und keine Möglichkeit für Eigenleistungen aufgrund des Alters. 

Diese Faktoren verstärken die Leerstandsproblematik und den schleichenden Prozess der Ortskern-

verödung und verhindern dringend erforderliche private Maßnahmen an den Gebäuden. 

Neben den aufgeführten bestehenden Missständen sind im Ortskern auch erhaltenswerte Gebäude 

mit eifeltypischer Bauweise in gutem Zustand vorzufinden (dieses wird unter Punkt 4.5 Zusammen-

fassung der Defizite und Missstände im Untersuchungsgebiet näher beleuchtet). Daraus und aus den 

obigen Ausführungen ergibt somit folgender Handlungsbedarf: 

• Erhaltung und Modernisierung ortsbildprägender Gebäude 

• Bauberatung notwendig für Eigentümer mit ortsuntypischen und ortsbildbelastenden Ge-

bäuden hinsichtlich Modernisierungs-, Instandsetzungs-, Umbau- und Neubaumaßnahmen  
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Abbildung 30: Plan 1 – Gebäudealter 
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Abbildung 31: Plan 2 – Gebäudezustand 
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4.2 Gebäudenutzung, Daseinsvorsorge und Leerstand 

Die Gebäude des Ortskernes wurden hinsichtlich ihrer Nutzung untersucht (siehe Abbildung 35). Der 

überwiegende Teil (50 %) wird zum Wohnen genutzt, wobei auch eine hohe Anzahl an Nebengebäu-

den zu verzeichnen ist. Lediglich ein Anwesen wird noch landwirtschaftlich genutzt. Die sonstigen 

Nutzungen (11%) umfassen öffentliche Einrichtungen, Einzelhandel/ Handwerk, Gesundheitsvorsorge 

und sonstige Dienstleistungen (siehe Abbildung 32).  

 

Abbildung 32: Gebäudenutzung in Dahlem 

Ein Beispiel für die typische Wohnbebauung im Ortskern mit befestigtem Hof und ansonsten relativ 

geringer Freiflächenausstattung zeigt Abbildung 33. Ein Beispiel für ein gemischt genutztes Objekt 

zeigt Abbildung 34. Das Gebäude weist eine Apotheke als wichtige Einrichtung der Gesundheitsver-

sorgung im Erdgeschoss sowie Wohnnutzungen in den beiden Obergeschossen auf. 

 

 

Abbildung 33: Wohnhaus mit Nebengebäude. 

 

Abbildung 34: Gesundheitsvorsorge 
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Die jeweiligen Infrastruktureinrichtungen wurden im Untersuchungsgebiet detailliert erfasst und sind 

in Tabelle 9 aufgelistet:  

Tabelle 9: Infrastruktureinrichtungen im Untersuchungsgebiet 

Öffentliche Einrichtungen Gesundheitsvorsorge 

 1 DRK 

 1 Pfarrheim 

 1 Vereinshaus 

 1 Kirche 

 2 Fachärzte (Augenarzt, Orthopäde geschlos-

sen seit Sommer 2012) 

 1 Zahnarzt 

 1 Apotheke 

Einzelhandel/Handwerk Sonstige Dienstleistungen 

 1 Metzgerei 

 1 Supermarkt mit Gemischtwaren 

(geschlossen) 

 2 Bäckereien 

 1 Quelle/Neckermann 

 1 KFZ-Werkstatt 

 1 Handwerksbetrieb 

 1 Brillen Outlet 

 1 Gaststätte 

 1 Café 

 1 Annahmestelle für Drucksachen 

 1 Friseur 

 1 Sparkasse (geschlossen seit April 2012) 

 3 Ferienwohnungen 

 1 DHL 

 1 Kosmetik 

 

Da der Fokus des Projektes auf der Gesundheitsvorsorge liegt, wurden im Zuge der Bestandsaufnah-

me und -analyse die verschiedenen Einrichtungen der Gesundheitsvorsorge im gesamten Gemeinde-

gebiet erfasst (siehe Kapitel 7: Analyse der Daseinsvorsorge). 

 

Leerstände 

Im Untersuchungsgebiet wurden im März 2012 insgesamt 30 leerstehende Gebäude und 1 Teilleer-

stand gezählt. Betroffen von Leerstand waren 14 Wohngebäude, 15 Neben- und Wirtschaftsgebäude 

sowie 2 leerstehende Infrastruktureinrichtungen (ehemalige Sparkasse (Teilleerstand)/ Supermarkt). 

Bei den leerstehenden Neben- oder Wirtschaftsgebäuden ist oft unklar, ob es sich hierbei um einen 

Leerstand oder um eine Teilnutzung handelt. Insgesamt gab es im Untersuchungsgebiet eine Leer-

standsquote von 22 %. Im Januar 2013 wurde die Bestandsaufnahme der Leerstände aktualisiert. Zu 

diesem Zeitpunkt wurden insgesamt 21 leerstehende Gebäude und 2 Teilleerstände/ untergenutzte 

Gebäude erfasst. Bisher ist eine ausreichende Grundversorgung vorhanden, jedoch ist es zunehmend 

zu Schließungen von Infrastruktureinrichtungen (z.B. Sparkasse) gekommen. Konkret kann folgender 

Handlungsbedarf ausgemacht werden: 

• Aktivierung der Leerstände: z.B. Eigentümeransprache, Gebäudebörse 

• Wiedernutzung leer stehender Gebäude 

• Erhaltung und Sicherung der Infrastruktureinrichtungen  
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Abbildung 35: Plan 3 – Gebäudenutzung und Leerstand 
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Abbildung 36: Plan 4 – Leerstände  
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4.3 Verkehr 

Der Zentralort Dahlem ist über die Bundesstraße B 51 an die Autobahn A 1 und somit gut an das 

überregionale Verkehrswegenetz angeschlossen. Durch das Untersuchungsgebiet führt die Landes-

straße L 110 (Kölner und Trierer Straße). Diese Landesstraße weist im Jahresmittel eine Verkehrsbe-

lastung von 1.529 Kfz und 83 Schwerverkehr-Kfz in 24 Stunden auf (siehe Abbildung 37).  

 

 

Abbildung 37: Verkehrsstärkenkarte Dahlem17.  

 

Abbildung 38: Umgebungslärmkarte18. 

Die Geräuschbelastungskarten des Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein 

Westfallen zeigen ähnliche Werte mit knapp über 70 dB(A) am Tag und knapp über 65 dB(A) bei 

Nacht (siehe Abbildung 39). 

 

Abbildung 39: Straßenverkehr mit Dezibel-Angabe in Dahlem tags (links) und nachts (rechts)19 

                                                            
17 Verkehrsstärkenkarte für NRW 2010 (www.mbv.nrw.de) 
18 Eigene Darstellung nach www.umgebungslaerm-kartierung.nrw.de 
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Bei der Bestandsaufnahme wurden die verschiedenen Straßen des Untersuchungsgebietes kategori-

siert, die öffentlichen und privaten Stellplätze bzw. Straßenquerschnitte aufgenommen und Konflikt-

bereiche analysiert. Fußwege und Anlagen für den ÖPNV wurden ebenfalls erfasst. Die mit Hochbor-

den ausgebaute L 110 hat eine trennende Wirkung im Ortskern. Die Aufenthaltsqualität ist dort auf-

grund des zeitweise beachtlichen Verkehrsaufkommens beeinträchtigt. Die Landesstraße hat eine 

Fahrbahnbreite von 6,00 – 6,50 m und eine Gehwegbreite von < 1,0 bis 1,90 m und zeichnet sich 

durch ihren geradlinigen Verlauf aus (siehe Abbildung 40). Die L 110 dient als Ausweichstrecke, sollte 

es auf der B 51 störungsbedingt zu längeren Staus kommen. Dies schränkt den Gestaltungsspielraum 

für eine Verkehrsberuhigung und einen Rückbau der Straße ein, insbesondere wegen des hohen LKW 

Aufkommens. Die Straßen sind mit Asphalt und/ oder Bitumen befestigt und weisen einen mittleren 

bis guten Zustand auf. Im Untersuchungsgebiet gibt es mehrere Kreuzungsbereiche. Das Stellplatzan-

gebot für den ruhenden Verkehr umfasst 53 öffentliche Parkplätze (z.B. Kirche/ Bushaltestelle, Ecke 

Ursprungsstraße /Kölner Str., im Süden) und 28 private Parkplätze (z.B. Kölner Straße) (siehe Abbil-

dung 41). Für den nicht motorisierten Verkehr gibt es ein engmaschiges Fußwegenetz und 2 Fußgän-

gerüberwege. Im Untersuchungsgebiet gibt es keine Radwege. Informationen zum ÖPNV im Untersu-

chungsgebiet werden in Kapitel 7.2: Weitere Infrastruktureinrichtungen gegeben.  

 

Abbildung 40: Geradliniger Straßenverlauf 

 

Abbildung 41: Öffentliche Parkmöglichkeiten 

Die Gestaltung der Straßen ist für eine Bewertung der Verkehrssituation im Untersuchungsgebiet von 

Bedeutung. Der geradlinige Verlauf der L 110 durch den Ortskern verleitet die Autofahrer zu hohen 

Geschwindigkeiten. Dies bestätigen auch die Geschwindigkeitsmessungen (siehe Abbildung 42) der 

Gemeinde, die Spitzenwerte von bis zu 133 km/h im Ortskern gemessen hat. 

  

                                                                                                                                                                                          
19 Geräuschbelastungskarten des Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein Westfallen 
(http://www.lanuv.nrw.de/geraeusche/screening2.htm) 
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Abbildung 42: Verlauf mittlerer und maximaler Geschwindigkeit20. 

Die Gestaltung des Straßenraumes wirkt monoton und ist nur an wenigen Stellen städtebaulich at-

traktiv gestaltet. Jedoch befinden sich die meisten Straßen in einem mittleren bis guten Zustand.  

Entlang der L 110 befinden sich im Untersuchungsgebiet fünf unübersichtliche Kreuzungsbereiche, 

die in der Bestandskarte (Anlage 5: Bestandsaufnahme Verkehr) gekennzeichnet sind. Die Anlieger- 

bzw. Sammelstraßen münden hier oft in einem ungünstigen Winkel in die L 110 ein, so dass die Kreu-

zungsbereiche wenig überschaubar sind und somit eine potentielle Gefahrenquelle für den fließen-

den Verkehr darstellen. Die anderen Anlieger‐ und Sammelstraßen im Ortskern sind überwiegend mit 

einer durchschnittlichen Breite von 4 m als Tempo‐30‐Zonen ausgewiesen und nach dem Mischungs-

prinzip ausgebaut. Mit insgesamt 81 Parkplätzen gibt es ausreichende und bedarfsgerechte Parkmög-

lichkeiten im Untersuchungsgebiet. Die Leistungsfähigkeit des fließenden und ruhenden Verkehrs 

kann somit als gut eingeschätzt werden. 

Der nicht motorisierte Verkehr weist Defizite bzgl. Sicherheit und Barrierefreiheit auf. Eine Querung 

der Landesstraße stellt insbesondere für Kinder und ältere Menschen ein erhöhtes Sicherheitsrisiko 

dar. Vor allem die Trierer Straße weist an der Kirche aufgrund des sehr schmalen Bürgersteigs von 0,8 

m Breite sowie der unübersichtlichen Kurve und Einmündung in die Bahnstraße Sicherheitsdefizite 

auf. Entlang der L 110 sind keine begleitenden Radwege angelegt worden, was angesichts der Ver-

kehrsbelastung auch nicht erforderlich ist. Die Ausschilderung örtlicher Radwegeverbindungen in die 

Nachbarorte ist sehr gut. Der Ortskern verfügt über ein engmaschiges Wegenetz, so dass die umlie-

genden Wohngebiete fußläufig gut angeschlossen sind. 

Für die Stärkung der Wohn- und Versorgungsfunktion des Ortskerns ist die Qualität der Verkehrs-

räume von wesentlicher Bedeutung. Deshalb ist die Verkehrssituation auch hinsichtlich besonders 

schutzbedürftiger Verkehrsteilnehmer (ältere Menschen und Kinder) zu untersuchen. Aus diesem 

Grund werden im Folgenden das Verkehrsnetz und die Straßenräume bezüglich der Kriterien Aufent-

haltsqualität, Erfassbarkeit, Begehbarkeit, Sicherheit sowie Engmaschigkeit des Wegenetzes analy-

siert.  

                                                            
20 Gemeindeverwaltung Dahlem 
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Aufenthaltsqualität 

Negativ bewertet wurde die Tatsache, dass die mit Hochborden ausgebaute L 110 eine trennende 

Wirkung im Ortskern hat. Zusätzliche ist die Aufenthaltsqualität im Ortskern entlang der L 110 auf-

grund des zeitweise beachtlichen Verkehrsaufkommens beeinträchtigt. Aufgrund der oben genann-

ten hohen Verkehrslärmwerte geht hervor, dass dringender Handlungsbedarf besteht, im Straßenbe-

reich lärmmindernde Maßnahmen wie etwa Bepflanzungen im Straßenraum durchzuführen. Dies ist 

auch gerade unter dem Gesichtspunkt wichtig, dass das Verkehrsaufkommen zukünftig steigen könn-

te, da Dahlem stärker an Zentralität gewinnen soll. 

 

Erfassbarkeit 

Die Gefahrenzonen und Fußgängerüberwege sollten durch farbliche oder andere visuelle und fühlba-

re Straßenbeläge noch stärker markiert werden. Während an den Fußgängerüberwegen auf der Köl-

ner Straße im Zuge der Sanierung visuelle und fühlbare Markierungen integriert wurden, fehlen diese 

noch zum Großteil in den angrenzenden Straßen. Diese sollten daher auch in den umliegenden Stra-

ßen dringend eingegliedert werden, damit sich auch ältere Menschen, die geh- oder sehbehindert 

sind, sicher im Dorfgebiet bewegen können. Insbesondere die Fußgängerengpässe im Bereich der 

Kirche sind dringend zu verbessern. 

 

Begehbarkeit 

Wie unter dem Punkt Erfassbarkeit schon ausgeführt wurde, sind im Untersuchungsgebiet noch eini-

ge Straßen mit Hochborden ausgebaut. Diese sind als sehr ungünstig einzustufen, da sie mit einer 

Gehhilfe (Rollator o.a.) schwer zu überqueren sind. Vielmehr sollten auch diese Straßenzonen mit 

abgesenkten Borden versehen werden, um das Passieren zu erleichtern. Denn gerade an der L 110 

liegen Geschäfte des täglichen Bedarfs sowie soziale Einrichtungen wie beispielsweise die Kirche und 

daher sollten alle Zugangsstraßen gut begehbar sein um dem Aktionsradius der im Ortszentrum le-

benden Menschen gerecht zu werden. 

 

Sicherheit 

Die unter Erfassbarkeit und Begehbarkeit erwähnten Punkte können auch unter dem Punkt Sicher-

heit behandelt werden. So kann eine visuelle oder fühlbare Sensibilisierung von Gefahrenzonen und 

Fußgängerüberwegen auch zu mehr Sicherheit führen. Das Absenken der Hochborde kann zu einer 

Erhöhung der Verkehrssicherheit führen, da dadurch weniger Stolperfallen entstehen und die Pas-

sierbarkeiten der Straßen verbessert wird. Ein weiterer Sicherheitsaspekt betrifft den Bürgersteig 

entlang der L 110. Dieser ist teilweise zu schmal und sollte aus Sicherheitsgründen verbreitert wer-

den. Weiterhin sind geschwindigkeitsdämpfende Maßnahmen erforderlich, um die Überquerbarkeit 

der Straße für ältere Menschen und Kinder zu verbessern. 
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Engmaschigkeit 

Wie schon oben erwähnt, kann das bisher bestehende Fußwegenetz als engmaschig angesehen wer-

den, wenn weitere Fußgängerüberwege auf der L 110 eingerichtet werden, die die Überquerungs-

möglichkeiten der Trierer Straße verbessern. Als negativer Aspekt muss hier jedoch erwähnt werden, 

dass es bisher an einer ausreichenden Anzahl von sicheren Überquerungsstellen mangelt. Des Weite-

ren weisen die Fußwegeverbindungen zur umgebenden Landschaft und zu den Neubaugebieten Op-

timierungsbedarf auf.  

 

Aus der Bewertung von Gestaltung und Funktion des fließenden und ruhenden Verkehrs ergibt sich 

folgender Handlungsbedarf: 

• Verbreiterung der Gehwege 

• Umgestaltung von Kreuzungsbereichen 

• Querungshilfen entlang der Trierer Straße 

• Gestaltungsmaßnahmen im Straßenraum 

• Geschwindigkeitsdämpfende Maßnahmen und Fahrbahneinengungen an der Ortskernein-

fahrt 

• Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h (Fahrbahnbreite 6m) 
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Abbildung 43: Plan 5 – Verkehr  
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4.4 Frei- und Grünflächen 

Bei der Bestandsaufnahme wurden öffentliche und private Grün‐ und Freiflächen hinsichtlich ihrer 

Nutzung erfasst. Bei der Flächenversiegelung wurde zwischen Natursteinpflaster, Bitumenfläche, 

Betonfläche und wassergebundenen Decken unterschieden. Bei den privaten Grünflächen wurden 

Nutzgärten, Ziergärten, und Rasenflächen erfasst ebenso markante Hecken, Mauern, Bäume und der 

Bachlauf. Die Verteilung der einzelnen Nutzungen ist der Bestandskarte „Freiflächen“ zu entnehmen 

(siehe Abbildung 51). 

Um den Versiegelungsgrad im Untersuchungsgebiet zu bestimmen wurden verschiedene Blöcke ge-

bildet, in denen das Verhältnis der versiegelten bzw. teilversiegelten Fläche zur Freifläche untersucht 

wurde (siehe Abbildung 44 und Tabelle 10: Übersicht über die Art der Versiegelung in m² und GRZ). 

Außerdem wurde in diesen Blöcken die Grundflächenzahl (GRZ) abgeleitet. 
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Abbildung 44: Aufteilung des Untersuchungsgebiets in unterschiedliche Blöcke  
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Tabelle 10: Übersicht über die Art der Versiegelung in m² und GRZ 

 

Bei der Betrachtung der Blöcke mit Wohnbebauung ist auffällig, dass Block 2 (26,6 %), Block 5 (35,7 

%), Block 12 (22,8 %) und Block 15 (33,2 %) einen – im Gegensatz zu den anderen Blöcken – geringe-

ren prozentualen Versiegelungsgrad aufweisen (siehe Abbildung 45). Auch die Grundflächenzahl ist 

bei diesen Blöcken mit 0,15 (Block 2), 0,22 (Block 5), 0,13 (Block 12), 0,2 (Block 15) niedriger als in 

den übrigen Blöcken und überschreitet nicht die Höchstgrenze der GRZ in Dorfgebieten (MD), die bei 

0,6 liegt (siehe Abbildung 46). 

 

Abbildung 45: Prozentualer Anteil der versiegelten Fläche im jeweiligen Block 

  

Gesmtfläche 

(m²)

Grundflächenzahl 

(GRZ)

Gebäudefläche 

(m²)

Versiegelte Fläche 

(m²)  

Versiegelte Fläche 

gesamt (m²)

Teilversiegelte 

Fläche (m²)

Unversiegelte 

Fläche (m²)

Block 1 6362,8 0,31 1942 924,5 2866,5 80,5 3415,8

Block 2 14885,3 0,15 2223,5 1740,5 3964 41,6 10879,7

Block 3 4733,6 0,38 1783,6 921,6 2705,2 216,7 1811,7

Block 4 9020,6 0,29 2583,1 1568 4151,1 571,6 4297,9

Block 5 4126,4 0,22 903,6 570,3 1473,9 2652,5

Block 6 1831,5 0,45 816,1 195,8 1011,9 160,1 659,5

Block 7 9892,2 0,27 2712,9 1781 4493,9 5398,3

Block 8 3548,1 0,3 1066,8 606,9 1673,7 1874,4

Block 9 4786,6 0,27 1276,8 801,1 2077,9 193,9 2514,8

Block 10 2150,4 0,42 902,2 428,7 1330,9 6,6 812,9

Block11 3124 0,28 884,2 614,2 1498,4 1625,6

Block12 4858 0,13 617,7 488,4 1106,1 54,1 3697,8

Block13 4064,5 0,32 1318,1 528,3 1846,4 124,9 2093,2

Block14 15925,7 0,3 4866,8 2726,4 7593,2 1442,8 6889,7

Block15 8542,7 0,2 1719,8 1123,7 2843,5 364,2 5334,5

Straßenfläche 13459,3 0



4. Städtebauliche und ökologische Bestandsaufnahme und Problemanalyse 

45 
 

 

Abbildung 46: GRZ im jeweiligen Block 

Im Gegensatz dazu weisen die Blöcke 3 (57,15 %), 6 (55,25 %) und 10 (61,89 %) einen sehr hohen 

Versiegelungsgrad auf. Auch die Grundflächenzahl ist in diesen Blöcken mit 0,38 (Block 3), 0,45 (Block 

6) und 0,42 (Block 10) höher als bei den anderen Blöcken. Die Höchstgrenze von 0,6 für die Grundflä-

chenzahl bei Dorfgebieten wird aber auch hier nicht überschritten. Insgesamt muss jedoch festge-

stellt werden, dass der Versiegelungsgrad sowie die Grundflächenzahl in den Blöcken 3, 6 und 10 

sehr hoch sind. Gerade Block 10 ist bei beiden Werten der Spitzenreiter, sodass in diesem Block drin-

gend Maßnahmen zur Entsiegelung getroffen werden sollten.  

Im Untersuchungsgebiet gibt es einen hohen Anteil an privaten Freiflächen/ halböffentlichen Flä-

chen, die sich durch ihre Kleinteiligkeit auszeichnen. Die privaten Gartenflächen sind zum größten 

Teil als monofunktionale Rasenfläche gestaltet, auf kleineren Flächen sind Zier‐ oder Nutzgärten an-

gelegt. Zwar ermöglichen diese unversiegelten Flächen eine Versickerung des Regenwassers, jedoch 

sind hier überwiegend ortsuntypische Pflanzen zu finden. Deshalb wird die Entwicklung einer arten-

reichen dorftypischen Entwicklung der Flora und Fauna behindert.  

Wie auch schon oben beschrieben, weisen die meisten privaten Vorgärten bzw. Hofvorzonen einen 

hohen Versiegelungsgrad und eine geringe Begrünung auf (siehe Abbildung 47 und Abbildung 48). 

Dieser hohe Versiegelungsgrad ist auf die ehemals landwirtschaftliche Nutzung der Grundstücke zu-

rückzuführen, welche befestigte Hofflächen benötigte. Dieser Umstand jedoch bewirkt einen erhöh-

ten Oberflächenabfluss und verhindert die Grundwasserneubildung. Ferner wird der Lebensraum 

einheimischer Arten begrenzt und die Biotopvernetzung unterbrochen.  
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Abbildung 47: Privater Garten 

 

Abbildung 48: Privater Hausvorbereich 

Bei der Gestaltung von Einfriedungen sind sowohl dorfgerechte und landschaftstypische als auch 

negative Beispiele zu finden. Die Eingrenzung von Gelände durch Hecken erfüllt wichtige ökologische 

Funktionen und bietet Lebensraum für kleinere Tiere und verschiedene Pflanzenarten. Die Verwen-

dung von Maschendrahtzäunen, Metallzäunen oder Koniferenhecken hingegen bietet weder einen 

hohen gestalterischen noch ökologischen Wert.  

Wichtige öffentliche Freiflächen sind unter anderem Straßen und Wege, Dorf- und Festplätze, Spiel-

plätze und sonstige Grünflächen (siehe Abbildung 49). In Dahlem befinden sich diese Flächen im Nor-

den an der Kölner Str./ Schmidtheimer Str. und auf dem Platz rund um die Kirche. Der Platz an der 

Kirche und vor dem Vereinshaus ist mit Pflastersteinen, die Parkflächen mit Rasenfugenpflaster be-

festigt. Darüber hinaus wurden ortstypische Bepflanzungen (Hecke mit überwiegend standorttypi-

schen Gehölzen) vorgenommen, Sitzmöglichkeiten geschaffen und ein Spielplatz angelegt. Weitere 

öffentliche Grünflächen bilden das Straßenbegleitgrün, welches hauptsächlich entlang der Anlieger-

straßen zu finden ist. Die L 110 weist dagegen keinerlei Begrünung auf. Die L 110 und die weiteren 

Straßen im Ortskern sind asphaltiert, die Fußgängerwege gepflastert (siehe Abbildung 50). 

 

 

Abbildung 49: Öffentliche Grünfläche 

 

Abbildung 50: L110 ohne Begrünung 
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In Dahlem befinden sich wenige öffentliche Grünflächen, so dass den privaten und halböffentlichen 

Flächen eine besondere Bedeutung zukommt. Der Platz rund um die Kirche war bereits Gegenstand 

einer früheren Dorferneuerungsmaßnahme und weist derzeit keinen weiteren Gestaltungsbedarf 

auf, genau wie die Grünfläche Kölner Straße/ Ecke Schmidtheimer Straße. Es gibt jedoch Gestal-

tungsdefizite entlang der L 110. Insgesamt weist das Untersuchungsgebiet einen hohen Versiege-

lungsgrad und nur geringe Begrünung, vorwiegend durch ortsuntypische Pflanzen auf. 

Daraus ergibt sich folgender Handlungsbedarf: 

• Dorfgerechte Gestaltung der halböffentlichen und öffentlichen Freiflächen 

• Gestaltung des Straßenraumes  

• Entsiegelung 

• Gestaltung von Einfriedungen 

• Standortgerechte Bepflanzung 
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Abbildung 51: Plan 6- Freiflächen  



4. Städtebauliche und ökologische Bestandsaufnahme und Problemanalyse 

49 
 

4.5 Zusammenfassung der Defizite und Missstände im Untersuchungsgebiet 

Schließlich sollen die in den vorigen Punkten erläuterten Defizite und Missstände im Untersuchungs-

gebiet in der folgenden Tabelle 11 und in Abbildung 52 zusammengefasst werden, um den konkreten 

Handlungsbedarf zu identifizieren. 

Tabelle 11: Zusammenfassung der Defizite und Missstände im Untersuchungsgebiet 

Substanzmängel Strukturmängel 

 Schlechter baulicher Zustand zahlreicher 

Gebäude und Grundstücksflächen (Dach, 

Fassade, Zugangs- und Außenbereich) 

 Defizite bei Grundrissen und energetischem 

Zustand 

 Erheblicher Modernisierungs- und Instand-

setzungsbedarf 

 Schlechte Belichtung und Belüftung 

 Kleinteilige Grundstücksstruktur und un-

zweckmäßige Grundstückszuschnitte 

 Hoher Verdichtungs- und Versiegelungsgrad 

 Unzureichende Verkehrserschließung ein-

zelner Grundstücke 

 Defizitäre Ausstattung mit wohnungsnahen 

Freiflächen und Gärten 

Funktionsmängel Gestaltungsmängel 

 Hohe Anzahl leer stehender Wohngebäude, 

Nebengebäude und Infrastruktureinrichtun-

gen entlang der Ortsdurchfahrt 

 Sinkendes Angebot der Daseinsvorsorge (z.B. 

Schließung der Hauptschule, Sparkasse, La-

dengeschäfte) 

 Verkehrssicherheitsmängel entlang der 

Ortsdurchfahrt (Kreuzungen, Fußwege für 

Kinder und ältere Menschen) 

 Städtebauliche Zerschneidung durch Orts-

durchfahrt Trierer Straße L 110  

 Fehlende Überquerungshilfen entlang der 

Trierer Straße vor allem für Kinder und älte-

re Menschen 

 Verfall von leerstehenden Gebäuden entlang 

der Ortsdurchfahrt 

 Gestaltungsdefizite bei privaten und öffent-

lichen Freiflächen (z.B. hoher Versiegelungs-

grad, Einfriedungen, dorfuntypische Be-

pflanzung) 

 Dorfuntypische Fassadenverkleidungen und 

Dacheindeckungen 

 Gestaltungsdefizite des Straßenraumes der 

Ortsdurchfahrt  

 

Problem: Kumulierung von Funktions-, Substanz- und Strukturschwächen 
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Abbildung 52: Plan 7 - Städtebauliche Missstände und Sanierungsbedarf  
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5 Sozioökonomische Struktur und Wohnsituation im Untersu-

chungsgebiet 

5.1 Bevölkerungsstruktur und demographischer Wandel  

Auf Grundlage der Einwohnermeldedaten wurde die Bevölkerungsstruktur im abgegrenzten Untersu-

chungsgebiet näher betrachtet (siehe Tabelle 12 und Abbildung 53). Im Jahr 2009 lebten insgesamt 

277 Personen im Untersuchungsgebiet und im Jahr 2012 noch 253 Personen. In diesem Zeitraum ist 

die Zahl der unter 20-Jährigen von 45 auf 46 Personen leicht gestiegen und die Zahl der 20–65 Jähri-

gen von 162 auf 148 Personen gesunken. Zeitgleich sank die Zahl der Personen über 65 Jahren von 70 

auf 59. Dementsprechend ist das Durchschnittsalter im gleichen Zeitraum von 46,2 auf 45,7 Jahren 

leicht gesunken. Das Durchschnittsalter in dem Gemeindegebiet Dahlem lag im Jahr 2009 bei 43,2 

Jahren, so dass deutlich wird, dass insbesondere die älteren Bewohner in dem historischen Ortskern 

der Gemeinde Dahlem leben. 

 

Tabelle 12: Bevölkerungszahl und Altersstruktur in Dahlem. 

  Bevölkerungszahl Altersstruktur  

  

 

unter 20 20-65 65 und älter Durchschnittsalter 

2009 277 45 162 70 46,22 

2012 253 46 148 59 45,67 

 

 

Abbildung 53: Altersstruktur Dahlems in % in den Jahren 2009 und 2012
21

. 

  

                                                            
21 Eigene Darstellung nach Angaben der Gemeindeverwaltung Dahlem 
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5.2 Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 

Anmerkung: Um Informationen zur Situation der Bevölkerung im Untersuchungsgebiet zu bekom-

men, fand in Dahlem im Juni/Juli 2012 eine schriftliche Befragung aller Bewohner und Eigentümer 

von bebauten Grundstücken statt. Weitere allgemeine und methodische Informationen sind in Kapi-

tel 8: Beteiligungs- und Planungsprozess zu finden. 

Insgesamt liegen für Mieter und Eigentümer von 95 Gebäuden Fragebögen vor.  

Es liegen Informationen von 169 Bewohnern bezüglich Beruf und Beschäftigung vor (siehe Abbildung 

54). Hier wird deutlich, das vorwiegend Rentner (32,5 %) und Arbeitnehmer (28,4 %) in dem Untersu-

chungsgebiet wohnen. Nur 1,8 %, d.h. 3 Personen gaben an, derzeit arbeitslos zu sein. Gerade der 

hohe Anteil an Rentnern führt zum hohen Durchschnittsalter und dem hohen Anteil der über 65-

Jährigen.  

 

 

Abbildung 54: Berufliche Zuordnung 
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5.3 Eigentumsverhältnisse 

Im Zuge der Datenerhebung wurden die Bewohner des Untersuchungsgebietes im Sommer 2012 

schriftlich zu den Eigentumsverhältnissen befragt. Bei 80 % der eingegangenen Fragebögen wird an-

gegeben, dass ein Nutzungsrecht durch den Eigentümer vorliegt. Nur 7,4 % der Befragten gaben ein, 

dass das Gebäude von einem Mieter bewohnt wird. Nur in einem Fall gibt es einen befristeten Miet-

vertrag. Abbildung 55 zeigt den prozentualen Anteil der jeweils angegebenen Nutzungsrechte. Die 

Teilnehmer konnten die Art des Nutzungsrechts ankreuzen, dadurch wurde in 1,1 % der Fälle offen-

sichtlich irrtümlicherweise sowohl ein Eigentums-, als auch ein Mietverhältnis angegeben.  

 

Abbildung 55: Nutzungsrecht der Gebäude in Dahlem 

Zudem wurde die Frage gestellt, seit wann die Bewohner in dem Gebäude leben. 46,6 % der Befrag-

ten leben seit über 10 Jahre in dem Gebäude und 16,3 % der Befragten gaben an hier geboren wor-

den zu sein (siehe Abbildung 56). Die Antworten auf diese beiden Fragen geben wieder, dass im Orts-

kern bzw. Untersuchungsgebiet sehr viele Alteingesessene und auch gebürtige Dahlemer wohnen.  

 

Abbildung 56: Auswertung auf die Frage „Seit wann wohnen Sie in Dahlem?“ 
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5.4 Wohnsituation und Modernisierungsbedarf 

In der folgenden Graphik wird die Bewohnerzahl je Gebäude dargestellt. Insgesamt liegen Informati-

onen von 178 Bewohnern vor, davon sind 87 männlich und 91 weiblich. In der Mehrzahl wird ein 

Gebäude von ein (35,8 %) bis zwei (41,1 %) Personen bewohnt. Durchschnittlich leben 1,87 Bewoh-

ner in einem Gebäude. 

 

 

Abbildung 57: Anzahl der Bewohner je Gebäude 

 

Bei der Mehrzahl der Gebäude (82) besteht keine Veränderungsabsicht bzgl. Umzug/ Wegzug. Nur 

bei sieben Gebäuden besteht eine Veränderungsabsicht, zu sechs Gebäuden wurden keine Angaben 

gemacht. Für 85 der 95 Gebäude liegen Angaben zur Wohngröße vor. Das kleinste Gebäude ist 80 m² 

und das größte 340 m² groß. Der Mittelwert der Wohngröße beträgt 143,14 m². Für 87 der 95 Ge-

bäude liegen Angaben zur Anzahl der Zimmer vor. Die Anzahl schwankt zwischen drei und 18 Zim-

mern; der Mittelwert beträgt sieben Zimmer. 

Bewertung der Gebäude 

Die Befragten hatten im Fragebogen die Möglichkeit ihre Gebäude nach verschiedenen Aspekten zu 

bewerten. Hier waren Mehrfachnennungen möglich. Hervorzuheben sind die veralteten und/oder 

fehlenden sanitären Anlagen bei 32,6 %, die veralteten und/oder fehlenden Fenster bei 54,7 %, die 

unzureichende und/oder keine Wärmedämmung bei 36,8 % sowie die veraltete und/oder fehlende 

Heizung bei 37,9 %. 
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Tabelle 13: Bewertung der Gebäude. 

 neuwertig/gut mittlere  

Mängel 

erhebliche  

Mängel 

Keine           

Angabe 

Grundriss/Wohnungsabschluss 68,4 % 21,1 % 3,2 % 7,4 % 

Sanitär (Bad/WC) 62,1 % 32,6 % 0,0 % 5,3 % 

Fenster 40,0 % 48,4 % 6,3 % 5,3 % 

Elektroinstallationen 80,0 % 12,6 % 2,1 % 5,3 % 

Wärmedämmung 56,9 % 18,9 % 17,9 % 6,3 % 

Heizung 53,7 % 36,8 % 1,1 % 8,4 % 

 

 

Erläuterung der Qualitätsmerkmale in der Tabelle:  

 neuwertig/ gut mittlere Mängel erhebliche Mängel 

Grundriss/ 

Wohnungsab-

schluss 

Ausreichend große Zim-

mer/keine Bodenversät-

ze / keine unnötigen 

Flure 

Mehrere kleine Räume / 

steile Treppen / unter-

schiedliche Bodenhöhen 

(Stufen) 

Gefangene, verschachtel-

te oder zu kleine Zimmer 

/ geringe Raumhöhen 

/kein Wohnungsab-

schluss 

Sanitär 

(Bad/WC) 

Modernes separates 

Badezimmer / Badewan-

ne, Dusche und WC vor-

handen 

Veraltete Ausstattung (>20 

Jahre alt) / geringe Ver-

schleißungserscheinungen 

Keine Badewanne oder 

Dusche vorhanden / er-

hebl. Verschleiß / kein 

separates Badezimmer 

Fenster Isolierglasfenster (nicht 

älter als 10 Jahre) 

Veraltete Isolierglasfenster 

/ Verbundfenster / Doppel-

fenster mit Einfachvergla-

sung 

Einfachscheibenvergla-

sung / mehrere schad-

hafte Fenster 

Elektro-

installationen 

Einzelsicherung / FI-

Schutzschalter / eigene 

Sicherung für Großgeräte 

Veraltete Leitungen unter 

Putz / keine Einzelsicherun-

gen / wenig Steckdosen 

Aufputzleitungen (Lei-

tungen verlaufen sicht-

bar) / offen liegender 

Zähler / veraltete Siche-

rungen 

Wärme-

dämmung 
Ausreichende Wärme-

dämmung / umfassend 

ohne Wärmebrücken / 

heutiger Standard 

Vorhandene Wärmedäm-

mung mit geringen Stärken 

/ Innendämmung / kaum 

Wärmebrücken 

Keine Wärmedämmung 

vorhanden / lückenhafte 

Ausführung / mehrere 

Wohnräume ohne Däm-

mung 

Heizung Neuwertige Heizung 

(nicht älter als 10 Jahre) 

oder Passivhaus 

Veraltete Zentralheizung / 

Kachelofen / Nachtspei-

cheröfen 

Überwiegend Einzelöfen 

/ unbeheizte Zimmer / 

keine Heizung 
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Keine ausreichende Belichtung durch Tageslicht nannten 6,3 % der Befragten. Hauptenergieträger 

sind Öl mit 30,9 % und Gas mit 23,3 %. Im Vergleich mit der Analyse der städtebaulichen Situation 

wird ersichtlich, dass der Zustand der Wohnung oftmals besser eingestuft wird als die Gebäudefassa-

de und das Dach. 

Insgesamt nannten 28 Personen Veränderungswünsche bzgl. ihres Gebäudes und machten konkrete 

Angaben, was sie gerne an ihrem Gebäude verändern möchten (Mehrfachantworten möglich). 22 

Mal wird Modernisierung, z.B. neue Isolierfenster, neue Heizungsanlage; 17 Mal Aus- und Umbau-

maßnahmen, z.B. Barrierefreiheit, Umnutzung zu Wohnraum, Ausbau OG und acht Mal eine Renovie-

rung/Sanierung, z.B. Außenanstrich, Kernsanierung angegeben. 

 

 

Abbildung 58: Was würden Sie gerne an Ihrem Gebäude verändern?  
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5.5 Wohnzufriedenheit und Qualität des Wohnumfeldes 

 

Abbildung 57: Allgemeine Bewertung der Wohnzufriedenheit 

Insgesamt leben 83,2 % der Befragten sehr gerne/gerne in Dahlem - Zentralort. Besonders gefällt den 

Befragten das Angebot an Infrastruktureinrichtungen (insbesondere medizinische Versorgung) und 

das Wohnumfeld (u.a. Zusammenleben, Natur). Verbesserungsbedarf wird im Bereich Verkehr (z.B. 

Verkehrsberuhigung, Parksituation, Sicherheit) sowie beim Ortsbild (z.B. Leerstände, sanierungsbe-

dürftige Gebäude) gesehen. Die Befragten hatten auch die Möglichkeit einzelne Bereiche des Woh-

numfeldes zu bewerten. Allgemein wird das Wohnumfeld sehr gut bis gut bewertet. Die Bewertung 

der Verkehrssituation vor dem Haus schnitt hierbei am schlechtesten ab. 

 

Abbildung 59: Bewertung des Wohnumfeldes 

Zusätzlich konnten die Befragten Bewertungen bezüglich einzelner Bereiche, z.B. der Infrastruktur-

ausstattung  im Zentralort abgeben. Vor allem die Einkaufsmöglichkeiten und medizinische Versor-

gung werden als sehr gut (~1,8) bewertet. Am schlechtesten, aber immer noch mit einer guten Be-

wertung (~2,7) werden die Einrichtungen für Ältere/Jüngere sowie Freiflächen/Plätze bewertet. 
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Abbildung 60: Bewertung des Dahlemer Zentralortes 

 

Anregungen zur Sanierung 

Den Teilnehmern der Befragung wurde die Gelegenheit gegeben, weitere Aspekte, die ihrer Meinung 

nach bei der Sanierung berücksichtigt werden sollten, zu benennen.  

Die Rückmeldungen beziehen sich zum einen auf die Aufwertung des Ortsbildes (6 Nennungen), zum 

anderen auf eine gewünschte Verkehrsberuhigung (9 Nennungen). Zusätzlich werden der Erhalt und 

die Verbesserung der medizinischen Versorgungseinrichtungen (7 Nennungen) angegeben. 
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6 Analyse der Wirtschaftssituation  

Die Daten zur Wirtschaftsstruktur und Beschäftigung in dem Gemeindegebiet Dahlem wurden in dem 

Kapitel 2.1.4 dargestellt. Angaben auf Ortsteilebene sind nicht möglich. Im Ortskern von Dahlem be-

findet sich noch ein Nebenerwerbslandwirt, alle anderen Betriebe wurden entweder aufgegeben 

oder aus dem Ortskern ausgesiedelt. Diese Tatsache verdeutlicht den Strukturwandel in der Land-

wirtschaft.  

Im Zuge des Arbeitsprozesses wurden die verschiedenen Infrastruktureinrichtungen vor Ort erhoben. 

In dem Untersuchungsgebiet befinden sich verschiedene öffentliche Einrichtungen, Einrichtungen 

der Gesundheitsvorsorge, Einzelhandel/Handwerk und sonstige Dienstleistungen. Insgesamt gibt es 

im Untersuchungsgebiet eine Leerstandsquote von 16 %. Unter anderem stehen verschiedene Infra-

struktureinrichtungen (ehemalige Sparkasse und Supermarkt) leer (siehe Kapitel 4.2 Gebäudenut-

zung, Daseinsvorsorge und Leerstand). Zudem wurden die Betriebe im Untersuchungsgebiet schrift-

lich befragt (siehe Kapitel 8.2 Beteiligung der Bürger, Bewohner und Eigentümer). Insgesamt wurden 

acht Fragebögen von verschiedenen Betrieben ausgefüllt. Die Mehrzahl der Befragten (6) sind auch 

Eigentümer des Gebäudes, in dem sich der Betrieb befindet. Ein Befragter gab an, einen befristeten 

Mietvertrag zu haben. In den Betrieben gibt es 21 Vollzeit- und ca. 32 Teilzeitbeschäftigte bzw. Aus-

hilfen und zwölf Auszubildende. Die Betriebsfläche liegt zwischen 67 m² und 300 m², woraus sich 

eine durchschnittliche Größe von 164,33 m² ergibt. Die meisten Betriebe sind aus dem Bereich 

Handwerk und Gewerbe (5), die anderen gehören den Bereichen Einzelhandel/Dienstleistung und 

Gastronomie an. Durchschnittlich stehen ein Stellplatz für die Mitarbeiter und drei Stellplätze für die 

Kunden zur Verfügung. Die Betriebe konnten nur schwankende Kundenzahlen angeben (5 bis 300 

Kunden). Die Anlieferung erfolgt durch PKWs und LKWs und die Be- und Entladung findet vorwiegend 

auf dem Grundstück statt. Die befragten Betriebe haben kein Interesse an einer räumlichen Erweite-

rung und auch nicht an einer Anmietung/Erwerbung von neuen Geschäftsräumen. 

 

Bewertung des Standortes 

Die Attraktivität des Standortes wird als sehr gut (2 Angaben) bis gut (4 Angaben) von den Befragten 

eingeschätzt. Auch die Bewertung der Infrastruktur ist sehr gut bis gut, z.B. Anfahrmöglichkeiten für 

Kunden, Erreichbarkeit zu Fuß. Der Zuschnitt des Grundstückes wird mit gut bis befriedigend bewer-

tet.  
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Der Einzugsbereich der Betriebe umfasst das Gemeindegebiet, die Nachbargemeinden und die Ge-

samtregion. Bisher gibt es bei den Betrieben keine Probleme mit der Grundstücksnutzung in der 

Nachbarschaft. Vier Betriebe haben einen Internetzugang mit unter 6.000 kBit/s und äußern dem-

entsprechend ein Interesse an einem schnelleren Zugang. Die Energieversorgung der Betriebe erfolgt 

überwiegend aus einer Kombination von verschiedenen Arten der Energieversorgung, z.B. Öl und 

Strom; Solar für Warmwasser, Gas, Strom und Gas, Öl, Strom, Kohle/Holz. 

 

Planungen und Anregungen 

Auf die Frage nach den geplanten Veränderungen in den nächsten 10 Jahren waren Mehrfachant-

worten möglich. Vier Mal wird Betriebsübergabe, zwei Mal Betriebsaufgabe  und zwei Mal Moderni-

sierung/Renovierung genannt. Sechs Betriebe geben an, bei einer Modernisierung/Renovierung ver-

schiedene Schönheitsreparaturen, die Verbesserung der Energieversorgung und eine Fassadensanie-

rung angehen zu wollen. Als Wünsche/Anregungen werden „möchte vermieten/verkaufen“ und 

„Veränderungen/Modernisierungen sind abhängig von Finanzierungsmöglichkeiten“ angegeben. 

Die Vielzahl vorhandener Infrastruktureinrichtungen in gebündelter und zentraler Lage sowie die 

relativ gute Erreichbarkeit des Ortskerns sind als Stärken hervorheben. Jedoch mindern der sichtbare 

Gebäudeleerstand und die zum Teil schlechte Bausubstanz die Attraktivität des Ortskerns von Dah-

lem. Allerdings bieten die, durch das neu entstandene Seniorenheim veränderte Nachfragesituation 

und die Veränderungsbereitschaft einzelner Betriebe mögliche Chancen, die es wahrzunehmen gilt. 

Dabei gibt es auch Risiken, wie die Zunahme von leerstehenden Infrastruktureinrichtungen, die Nach-

folgeproblematik sowie die sinkende und veränderte Nachfrage aufgrund des demographischen 

Wandels. 

  

Abbildung 61: Bewertung des Betriebsstandortes bezüglich der Verkehrsinfrastruktur 
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7 Analyse der Daseinsvorsorge 

7.1 Gesundheitsversorgung in der Gemeinde 

Bei der Zusammenarbeit der beiden Gemeinden Hellenthal und Dahlem sowie innerhalb des Arbeits-

kreises lag ein besonderes Augenmerk auf der Gesundheitsversorgung. Gründe hierfür sind unter 

anderem der steigende Bedarf an medizinischer Versorgung aufgrund der Überalterung in den Ge-

meinden sowie Defizite in der Angebotsstruktur, wie z.B. in der Erreichbarkeit der Einrichtungen. 

Zudem bieten bestehende Allianzen von Einzelakteuren und die interkommunale Kooperation eine 

besondere Chance, diese Defizite auszugleichen.   

Die medizinische Versorgung unterteilt sich in die Bereiche ambulante ärztliche Versorgung, stationä-

re ärztliche Versorgung und weitere Versorgungsbereiche. „Die Sicherstellung einer angemessenen 

Gesundheitsversorgung der Bevölkerung ist (…) eine wichtige Aufgabe öffentlicher Daseinsvorsorge, 

die dem Sozialstaatsprinzip entspringt“22. Eine medizinische Grundversorgung soll für jedermann 

verfügbar sein sowie flächendeckend und wohnortnah gesichert werden. Doch der demographische 

Wandel gefährdet diesen Anspruch zunehmend. Deshalb spielt gerade die Sicherstellung der ambu-

lanten Versorgung bei der flächendeckenden medizinischen Versorgung vor allem im ländlichen 

Raum eine wesentliche Rolle.  

 Das Angebot an medizinischer Versorgung 7.1.1

Die ambulante medizinische Versorgung bezieht sich in erster Linie z.B. auf Fachärzte, wie Kinderärz-

te und Internisten sowie auf Allgemeinmediziner und Hausärzte. Gesetzliche Standards um eine am-

bulante ärztliche Versorgung sicherzustellen werden bisher durch die „Bedarfsplanungs-Richtlinie-

Ärzte“ des gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) festgesetzt23. In dieser Richtlinie werden  

Arzt/Einwohner-Relationen differenziert nach den siedlungsstrukturellen Kreistypen des BBSR be-

nannt. Man spricht von einer regionalen Unterversorgung, wenn die hausärztliche Versorgung um 

mehr als 25 % und die fachärztliche Versorgung um mehr als 50 % unter der bedarfsgerechten Ver-

sorgung liegt.  

  

                                                            
22  BBSR 2011: Raumordnungsbericht, S. 45 
23  Gemeinsamer Bundesausschuss 2007, S. 23 
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Die Gemeinde Dahlem gehört dem Kreis Euskirchen an, der eine Bevölkerungsdichte von 153 

EW/km2 hat. Der Kreis Euskirchen ist somit dem Ordnungstyp 3 „Normalverdichtete Kreise“ (150–300 

EW/km2) der Bedarfsplanungs-Richtlinie zugeordnet (siehe rote Markierung in Abbildung 62).  

Im Zuge des Arbeitsprozesses wurden für die Gemeinde Dahlem die Standorte und Angebotsformen 

von medizinischen Einrichtungen erhoben. Im Gemeindegebiet befinden sich eine Gemeinschafts-

praxis (zwei Ärzte: Hausarzt, Facharzt), ein Facharzt (Augenarzt), zwei Zahnärzte, eine Apotheke, ein 

Seniorenheim "Haus Marienhöhe" mit Pflegeeinrichtung und drei sonstige Einrichtungen (Fußpflege, 

Hebamme, Krankengymnastik). Bei der Anzahl der beschäftigten Ärzte wurde nicht zwischen Vollzeit- 

und Teilzeittätigkeit unterschieden. So ist z.B. der Augenarzt an nur einem Tag pro Woche vor Ort. 

  

 

Abbildung 62: Bedarfsplanungs-Richtlinie-Ärzte1 
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Abbildung 63: Standorte und Angebotsformen medizinischer Einrichtungen 

 

Anschließend wurden die Daten zu den vorhandenen Hausärzten mit den Daten der Kassenärztlichen 

Vereinigung Nordrhein abgeglichen. Dabei ergibt sich folgendes Bild: 

 

Tabelle 14: Soll- und Ist-Verhältnis von Hausärzten zu Einwohnern im Vergleich24.  

 

Soll 

(Arzt/Einwohner) 

Einwohnerzahl  

Stand 31.12.2011 

Anzahl Hausärzte 

Stand 30.06.2012 

Versorgungsgrad in 

Prozent 

Hausarzt 1/ 1.767 4.137 1  42,7 %  

 

Es wird deutlich, dass der Ist-Wert der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein (KVNO) den Soll-

Werte bzgl. der hausärztlichen Versorgung unterschreitet. Der Versorgungsgrad entspricht 42,7%, 

somit spricht man von einer regionalen Unterversorgung. Eine Unterversorgung liegt vor, wenn die 

hausärztliche Versorgung um mehr als 25 % unter der bedarfsgerechten Versorgung liegt. Bei einem 

Abgleich der Soll und Ist-Werte der Bedarfsplanungsrichtlinie muss zudem auf die Zuordnung der 

siedlungsstrukturellen Kreistypen des BBSR hingewiesen werden. Der Kreis Euskirchen wird hier dem 

Ordnungstyp 3 „Normalverdichtete Kreise“ zugeordnet und befindet sich mit der genannten Einwoh-

nerdichte am unteren Bereich des vorgegebenen Wertes. Zudem wird die räumliche Verteilung der 

Ärzte nicht näher betrachtet. Denn im Kreis Euskirchen befindet sich die Mehrzahl der Ärzte in der 

Kreisstadt Euskirchen, so dass sich Defizite in den Randlagen, wie z.B. Dahlem ergeben. Bei einer 

Betrachtung der Ist-Werte wird eine Unterversorgung ersichtlich, vor allem in Anbetracht der Nach-
                                                            
24 Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein, Düsseldorf Email am 06.03.2013 
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frageproblematik vor Ort. Seit 01. Januar 2013 gibt es eine Neufassung der Richtlinie über die Bedarf-

splanung, bei der der regionale Gestaltungsspielraum erweitert und somit auch verbessert werden 

soll. Jedoch sind voraussichtlich Kennzahlen für den Kreis Euskirchen bzw. die Gemeinde Dahlem erst 

im Sommer/Herbst 2013 verfügbar. Auch das neue Gesetz zur Verbesserung der Versorgungsstruktu-

ren in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-VStG 2012) soll gerade die Landärzte vor Ort un-

terstützen und eine Versorgung der ländlichen Regionen verbessern. Das Ministerium für Gesund-

heit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes Nordrhein-Westfalen nennt und unterstützt Ge-

meinden, bei denen eine hausärztliche Versorgung gefährdet ist. Hier ist die Gemeinde Dahlem in der 

Liste der Gemeinden, denen die Gefährdung der hausärztlichen Versorgung droht, aufgeführt.  

Die stationäre Versorgung beinhaltet Krankenhäuser sowie Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-

gen. Die Krankenhausstandorte sind am Zentrale-Orte-System ausgerichtet und folgen somit den 

regionalen Bevölkerungsschwerpunkten. In Deutschland befinden sich 97,5% der Bevölkerung in 

einem 20-Minuten-Radius um das jeweils nächste Krankenhaus25. Die von Dahlem aus nächstgelege-

nen Krankenhäuser befinden sich in Schleiden und in Prüm. Mit einer Entfernung von 22–29 km und 

einer jeweiligen Fahrtzeit von 25 Min. wird die 20-Min. Fahrzeitschwelle überschritten. 

Im Sommer 2012 eröffnete das Seniorenheim ‟Haus Marienhöhe” im Dahlemer Neubaugebiet Mar-

kusstraße seine Pforten. Die zweigeschossige Wohnanlage bietet Platz für 56 Bewohner in acht 

Wohngruppen. Zu der Anlage gehört ein weitläufiger Park. Im weiteren Umfeld entstanden barriere-

freie Bungalows, Einfamilienhäuser sowie Appartements und Räumlichkeiten für betreutes Wohnen. 

Dieses Umfeld bietet auch die Möglichkeit zur Integration der Generationen26. Die Senioreneinrich-

tung hat für die Gemeinde und deren Entwicklung eine wichtige Rolle und sollte bei der Sicherung 

der Gesundheitsversorgung in die weiteren Planungen einbezogen werden. 

 

 

Abbildung 64: Seniorenheim „Haus Marienhöhe“ in Dahlem 

Weitere Einrichtungen der Gesundheitsversorgung können zum Beispiel mobile Angebote, Apothe-

ken, sozial-psychiatrische Hilfen und Behindertenhilfen sein. In der Gemeinde Dahlem gibt es eine 

Fußpflege, eine Hebamme und eine Krankengymnastik. Besonders wichtig ist zudem die Apotheke im 

Zentralort von Dahlem, die auch Botendienste anbietet.  

                                                            
25  BBSR 2011: Raumordnungsbericht, S. 48 
26http://vitabau.de/cmsmai2010/index.php?option=com_content&view=article&id=59&Itemid=67, 27.02.2013 
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 Die Nachfrage nach medizinischer Versorgung 7.1.2

Für die Betrachtung der Nachfragesituation in dem Bereich der medizinischen Versorgung spielen die 

Konsequenzen der demographischen Entwicklung im Ort eine wesentliche Rolle. Die relative Nach-

frage an hausärztlicher Betreuung verringert sich nicht proportional mit der Bevölkerungszahl. Vor 

allem ältere Personen besuchen deutlich häufiger Ärzte als jüngere Personen (siehe Abbildung 65), so 

dass für eine Nachfrageprognose die Altersgruppen beachtet werden müssen. 

 

Abbildung 65: Durchschnittliche Anzahl der Arztkontakte nach Alter und Geschlecht27.  

Die Gemeinde Dahlem weißt zwar sinkende Bevölkerungszahlen auf, dennoch wird sich die Nachfra-

ge an medizinischer Versorgung aufgrund des steigenden Durchschnittsalters der Bevölkerung nicht 

verringern, tendenziell sogar vergrößern. Die Errichtung des neuen Seniorenheimes stützt diese 

Prognose. 

 

Abbildung 66: Entwicklung ausgewählter Altersgruppen in Dahlem (Datengrundlage IT. NRW)  

                                                            
27 http://www.barmer-gek.de/barmer/web/Portale/Presseportal/Subportal/Infothek/Studien-und-
Reports/Arztreport/Arztreport-2010/PDF-Arztreport,property=Data.pdf, S. 61 
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 Qualitative Analysen und Bewertungen 7.1.3

Neben den genannten Analysen und Prognosen wurden verschiedene qualitative Analysen durchge-

führt. Im Rahmen des Forschungsprojektes ‟Anpassungsstrategien der Daseinsvorsorge in ländlichen 

Räumen” der Universität Bonn fand eine schriftliche Befragung der Gemeinde im Frühjahr 2012 statt. 

Hier hat die Gemeindeverwaltung das Angebot der medizinischen Einrichtungen als derzeit zufrie-

denstellend bewertet und die Relevanz des Gesundheitswesens für die Gemeindeentwicklung her-

ausgestellt. Daher möchte sie eine Verbesserung des Gesundheitswesens. Im Zuge der Bürgerbeteili-

gung wurden die Haushalte im Untersuchungsgebiet im Sommer 2012 schriftlich befragt (siehe Kapi-

tel 5.4 Wohnsituation und Modernisierungsbedarf und 8.2.2 Schriftliche Befragung der Bewohner 

und Eigentümer). Die Befragten bewerteten die medizinische Versorgung ebenfalls mit sehr gut/gut. 

Jedoch sehen sie auch Handlungsbedarf bzgl. Erhalt und Verbesserung der medizinischen Versor-

gung. Bei einer weiteren Bürgerbefragung im Rahmen des Ortskernentwicklungskonzeptes 2008 in 

Dahlem betonten die Bürger die Relevanz der medizinischen, vor allem aber der ärztlichen Versor-

gung vor Ort.  

Um weitere Informationen über die Situation in Dahlem zu erlangen fanden Interviews mit wichtigen 

Akteuren vor Ort (z.B. Hausarzt) statt. Zusätzlich kam es zu Kontaktaufnahmen mit der Kassenärztli-

che Vereinigung Nordrhein, der Ärztekammer und dem Gesundheitsamt Kreis Euskirchen. Um den 

Austausch vor Ort zu intensivieren fand ein Workshop zur medizinischen Versorgung am 05. Novem-

ber 2012 in Dahlem statt. Teilnehmer waren sowohl Akteure aus den medizinischen Einrichtungen, 

z.B. Ärzte und Leiter der Apotheken und Pflegeeinrichtungen, als auch Arbeitskreismitglieder. 

 

Abbildung 67: Workshop „Medizinische Versorgung in Dahlem/Hellenthal“ am 05.11.2012 

In diesem Rahmen wurde zum einen über das Modellprojekt „Leerstandsmonitoring und Daseinsvor-

sorge in Dahlem/Hellenthal“ informiert und Rahmenbedingungen sowie erste Ergebnisse der Analy-

sen zur medizinischen Versorgung präsentiert. Zum anderen gab es zu ausgewählten Themen soge-

nannte Brainwritings in den einzelnen Workshops. Anhand von Leitfragen wurde die aktuelle und 

zukünftige Entwicklung der medizinischen Versorgung betrachtet und mögliche Strategien sowie 

Maßnahmen abgeleitet, siehe Abbildung 68. 
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Abbildung 68: Leitfragen medizinische Versorgung 

Diese qualitative Analyse ergab zudem, dass der federführend tätige Hausarzt in der Gemeinschafts-

praxis in Dahlem in wenigen Jahren in Rente gehen wird, so dass sich hier die Frage der Nachfolge 

stellt. Der Augenarzt hat ein hohes Interesse an der Ausweitung seiner Tätigkeiten in Dahlem und 

wird dabei von der Gemeinde intensiv unterstützt, jedoch erhält er für seine Planungen bisher keine 

Unterstützung durch die Kassenärztliche Vereinigung. In einem weiteren Austauschtreffen am 

06.02.2013 in Hellenthal wurden die Handlungsmöglichkeiten und -ansätze erneut abgesprochen und 

überarbeitet. 

 

 Zusammenfassung 7.1.4

Die Probleme und Herausforderungen der Gesundheitsversorgung in Dahlem liegen sowohl auf der 

Angebots-, als auch auf der Nachfragseite, hinzukommen Defizite in der Erreichbarkeit. Auf der An-

gebotsseite liegen Schwierigkeiten bei der mangelnden hausärztlichen Versorgung und der ungeklär-

ten Nachfolgeregelung. Dieses Problem wird sich aufgrund der steigenden Nachfrage an medizini-

scher Versorgung bedingt durch die Überalterung der Bevölkerung verstärken. Die Überalterung 

führt zu einer sinkenden Mobilität der Bevölkerung. Gleichzeitig verschlechtert die geringe Einwoh-

nerdichte die Erreichbarkeit der medizinischen Einrichtungen. Diese Herausforderungen machen den 

Handlungsbedarf bezüglich Erhalt und Verbesserung der medizinischen Einrichtungen deutlich. Auf 

Grundlage verschiedener Analysen und Arbeitsschritte wurde ein konzeptioneller Vorschlag erarbei-

tet (siehe Kapitel 11 Handlungsfelder, Maßnahmen und Querschnittsaufgaben ).  

Leitfragen 

Wie sehen Sie den aktuellen Stand der medizinischen Versorgung in Dahlem und Hellenthal?  

 Bestehende Kooperationen im medizinischen Bereich 

 Unzureichende Mobilität der Patienten  

 Hohe Anforderungen an die Mobilität der Ärzte und Pflegedienste 

Wie werden in Zukunft Angebot und Nachfrage aussehen? 

 Steigender Bedarf an betreutem Wohnen/Pflegeeinrichtungen/medizinischer Versorgung 

 Problem der Nachfolge 

 Ärztliche Unterversorgung in Dahlem 

Wie kann die medizinische Versorgung erhalten und weiterentwickelt werden? 

 Bündelung von Ärztehaus/Pflegeeinrichtungen/betreutem Wohnen 

 Multifunktionsraum 

 Übernahme/Ausbau bestehender Praxen 

 Unterstützung bzgl. der Räumlichkeiten im Zuge der Städtebauförderung 

Welche konkreten Maßnahmen halten Sie für realistisch? 

 Erreichbarkeit verbessern, z.B. Abstimmung Terminvergabe und Taxifahrten, Informatio-
nen/Öffentlichkeitsarbeit zum ÖPNV 

 Praxisräume für Filialpraxis 

 Arztverbund 
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7.2 Weitere Infrastruktureinrichtungen  

Weitere wichtige Infrastruktureinrichtungen sind unter anderem die Nahversorgung, Bildungseinrich-

tungen, Mobilität, Vereinsleben und kulturelle Einrichtungen. Die Einrichtungen der Nahversorgung 

befinden sich in erster Linie im Zentralort Dahlem. Entlang der Hauptstraße gibt es zwei Bäckereien 

sowie eine Metzgerei. Zudem befindet sich am Ortsrand ein Discounter (Netto-Markt). In dem Orts-

teil Schmidtheim gibt es ebenfalls zwei Bäckereien und eine Metzgerei. Weiterhin befindet sich in 

dem Ortsteil Berk ein Bäcker. 

Im Zentralort Dahlem befinden sich ein Kindergarten sowie eine Grundschule. An einem dieser Kin-

dergärten ist das Familienzentrum angeschlossen. Im Ortsteil Schmidtheim gibt es ebenfalls einen 

Kindergarten und eine Förderschule. Ein weiterer Kindergarten liegt im Ortsteil Berk. 

Die beiden Ortsteile Dahlem und Schmidtheim sind über einen Bahnanschluss miteinander verbun-

den und an die Hauptstrecke Köln – Trier angebunden. Nach Köln gibt es alle zwei Stunden eine di-

rekte Verbindung mit einer Fahrtzeit von ca. 1,5 Stunden. Nach Trier gibt es stündlich eine direkte 

Verbindung mit einer Fahrtzeit von ca. 2 Stunden. Zudem gibt es eine regelmäßig verkehrende Busli-

nie (834) von Blankenheim über Dahlem und Kronenburg nach Berk und zurück. Diese Strecke wird 

außerhalb der Stoßzeiten durch Taxibusse im Stunden‐Takt bedient. Der Bahnhof in Dahlem stellt 

einen beliebten Startpunkt für den Kylltal‐Radwanderweg dar. 

In dem Gemeindegebiet gibt es mit knapp 70 Vereinen eine rege Vereinstätigkeit. Hierbei handelt es 

sich vor allem um Sport-, Kirchen-, Flugsport-, Senioren-, Musik- sowie DRK- und Feuerwehrvereine. 

Allein in Dahlem sind knapp 20 Vereine ansässig, die das Dorfleben aktiv gestalten und fast alle kultu-

rellen Bereiche abdecken. Hierfür verfügt die Gemeinde über ein Vereinshaus mit Gastronomie und 

eine große Veranstaltungshalle. Darüber hinaus gibt es verschiedene Veranstaltungen, wie z.B. die 

Kronenburger Kunst- und Kulturtage, einen traditionellen Flohmarkt, Advent- und Frühlingskonzerte 

in Dahlem und eine Bücherei in Schmidtheim. Weitere kulturelle Einrichtungen sind in Kapitel 2.1.4 

Wirtschaftsstruktur und Beschäftigung dargestellt. Insgesamt befinden sich die meisten sozialen Inf-

rastruktureinrichtungen in den Ortsteilen Dahlem und Schmidtheim. 
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8 Beteiligungs- und Planungsprozess  

8.1 Interkommunaler Arbeitskreis 

Der interkommunale Arbeitskreis zeichnete sich durch eine gemeinsame Besetzung von Akteuren aus 

beiden Gemeinden aus. Neben den beiden Bürgermeistern und den jeweiligen Verwaltungsmitarbei-

tern nahmen verschiedene Akteure aus dem politischen Bereich an den Sitzungen teil. Zudem wur-

den die Sitzungen ebenfalls regelmäßig von Vertretern des Kreises besucht und von der Universität 

organisiert, geleitet und moderiert. Neben den monatlichen Sitzungen - insgesamt traf sich der Ar-

beitskreis 15 Mal - fanden Ortsbegehungen und ein runder Tisch innerhalb des Arbeitskreises statt. 

Durch diesen Arbeitskreis kam es zu einem intensiven Austausch in der Region, d.h., innerhalb der 

Gemeinde, zwischen den Gemeinden und mit „Externen“. Insgesamt 19 Teilnehmer besuchten den 

Arbeitskreis und unterstützen die interkommunale Kooperation. 

Themen der Arbeitskreissitzungen waren u.a. Leerstandsmonitoring, Nachfrageanalyse und Bedarfs-

abschätzung, Festlegung der Untersuchungsgebiete, städtebauliche Bestandsaufnahmen (städtebau-

liche Missstände und Sanierungsbedarf, Gebäude, Gebäudenutzung, Freiflächen, Verkehr), Zielkon-

zepte, SWOT-Analyse, Leitbild des Projektes, Testplanungen und Bürgerbeteiligung in beiden Ge-

meinden. 

Tabelle 15: Arbeitskreissitzungen: Termine und Themen (2011–2013) 

1. AK (Juli 2011) Einführung in die Thematik  

2. AK (September 2011) Immobilienmarkt: Angebot und Nachfrage 

3. AK (Oktober 2011) Leerstandsmonitoring und Vermarktung der Leerstände 

4. AK (November 2011) Ortsbesichtigung und Eingrenzung der Untersuchungsgebiete 

5. AK (Dezember 2012) Inhalte der Vorbereitenden Untersuchungen und Zeitplanung 

6. AK (Februar 2012) 
Städtebauliche Bestandsaufnahme: Städtebauliche Missstände und Sanie-

rungsbedarf, Daseinsvorsorge: medizinische Versorgung 

7. AK (März 2012) 
Städtebauliche Bestandsaufnahme zu den einzelnen Handlungsfeldern (z.B. 

Gebäude, Gebäudenutzung, Freiflächen, Verkehr), sowie Zielkonzept in Dahlem 

8. AK (April 2012) 

Städtebauliche Bestandsaufnahme zu den einzelnen Handlungsfeldern (z.B. 

Gebäude, Gebäudenutzung, Freiflächen, Verkehr), sowie Zielkonzept in Hel-

lenthal 

9. AK (Mai 2012) Projekte zu ähnlichen Themen im Kreis Euskirchen, SWOT-Analyse 

10. AK (Juni 2012) Leitbild und Ziele des Projektes, Maßnahmen: Erste Testplanungen 

11. AK (September 2012) Ergebnisse der Bürgerbeteiligung in Dahlem 

12. AK (Oktober 2012) Ergebnisse der Bürgerbeteiligung in Hellenthal 

13. AK (November 2012) 
Runder Tisch „Medizinische Versorgung in Dahlem und Hellenthal“ mit Ärz-

ten/innen, Apothekern/innen und Leiter/innen der Pflegeeinrichtungen 

14. AK (Dezember 2012) Maßnahmen: Testplanungen für Dahlem und Hellenthal 

15. AK (Juli 2013) Ergebnisse und Abschlussbericht 
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Abbildung 69: Arbeitskreis und Ortsbegehungen 2011–
2012 

 

 

8.2 Beteiligung der Bürger, Bewohner und Eigentümer 

 Bürgerversammlung und Teilnehmerbefragung  8.2.1

Bürgerversammlung Dahlem 

Am 21. Juni 2012 fand die Bürgerversammlung in Dahlem statt. Diese Veranstaltung stieß bei den 

Bürgern auf großes Interesse, so dass ca. 75 Personen aus der Gemeinde die Möglichkeit nutzen um-

fassend über das Projekt informiert zu werden. Hier fand zudem eine Teilnehmerbefragung statt.  

 

 

Abbildung 70: Bürgerversammlung Dahlem am 21.06.2012 

Teilnehmerbefragung Dahlem 

Bei der Bürgerversammlung in Dahlem waren 75 Personen anwesend von denen 27 den Fragebogen 

ausfüllten. Hieraus ergibt sich eine Rücklaufquote von 36%. 

Auf die Frage ‟Leben Sie gerne in Dahlem?” äußerten sich fast alle Befragten positiv. Fast 90% der 

Befragten leben gerne oder sehr gerne in Dahlem, lediglich zwei Befragte (ca. 7%) enthielten sich. 
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Abbildung 71: ‟Wie gerne leben Sie in Dahlem?” 

Die Befragten hatten auch die Möglichkeit anzugeben, was ihnen an Dahlem-Zentralort besonders 

gefällt. Bei dieser Frage wurden vor allem der dörfliche Charakter und die gute Infrastruktur, d.h. die 

ärztliche Versorgung und die Versorgung mit Gütern des kurzfristigen, täglichen Bedarfs („... fußläufi-

ge Erreichbarkeit von fast allem was man zum Leben braucht“, „...gute Grundversorgung...“) ge-

nannt. Bei einer Einzelbewertung bewerteten 85% der Befragten die medizinische Versorgung als 

sehr gut bis gut. Verbesserungsbedarf sehen die Befragten bezüglich der Gestaltung des öffentlichen 

Raumes bzw. des Straßenraumes und bei der Beseitigung von Leerständen. 77,8% der Befragten sind 

bereit am Sanierungsverfahren mitzuwirken und die Sanierungsziele zu unterstützen. Lediglich zwei 

Befragte signalisierten keine Mitwirkungsbereitschaft, vier Teilnehmer enthielten sich. 

 Schriftliche Befragung der Bewohner und Eigentümer  8.2.2

Im Anschluss an die oben genannte Bürgerversammlung in Dahlem fand im Juni/Juli 2012 eine 

schriftliche Befragung aller Bewohner und Eigentümer von bebauten Grundstücken, Eigentümer von 

unbebauten Grundstücken sowie aller Betriebe im Untersuchungsgebiet statt. Um zusätzlich zu in-

formieren, wurde eine Bürgersprechstunde am 02.07.12 im Dahlemer Vereinshaus angeboten. Ca. 

sieben Personen nutzen diese Gelegenheit und machten folgende Anmerkungen: 

- Kreuzung Markusstr.-Ursprungsstr.-Kölner Straße: Gefährliche Kreuzung, Autofahrer schnei-

den die Kurve bei Markusstr.-Ursprungsstraße.  

- Gefährliche Kreuzung an der Kirche 

- Gefährliche Kreuzung Schulstraße/Bahnstraße, zudem häufig Geschwindigkeitsübertretungen 

- Baulücke im Teichweg soll nicht im Sanierungsgebiet liegen, da kein Bedarf von Seiten der Ei-

gentümer 

Im Anschluss an die Bürgersprechstunde hatten die Befragten im Rahmen einer einwöchigen Ein-

sammelaktion die Möglichkeit die ausgefüllten Fragebögen abzugeben und sich zu informieren. 

Insgesamt gehören 135 Gebäude/Grundstücke im Untersuchungsgebiet 108 Eigentümern. 94 der 108 

angeschrieben Betroffenen haben geantwortet, so dass eine Beteiligungsquote von 87,04 % erreicht 

wurde. Zu 107 der 135 Grundstücke/Gebäude wurde geantwortet, dies ergibt eine Rücklaufquote 

von 79,26 %. 

Insgesamt sind 61,7 % der befragten Mieter und Eigentümer bebauter Grundstücke generell bereit 

am Sanierungsverfahren mitzuwirken. Fünf von acht Mietern stimmen einer Modernisierung durch 
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den Eigentümer zu.28 48 Eigentümer können sich vorstellen mit Unterstützung von Fördermitteln 

Modernisierungsmaßnahmen an ihrem Haus vorzunehmen. Als zusätzliche Anregungen werden ‚die 

Daseinsvorsorge sichern‘ (u.a. medizinische Versorgung), ‚konkrete Maßnahmen‘ (u.a. leerstehendes 

Gebäude abreißen, Wärmedämmung verbessern) und ‚finanzielle Unterstützung und Fördermittelin-

formation‘ angegeben. Die ausführlichen Befragungsergebnisse für Mieter und Eigentümer bebauter 

Grundstücke sind in 5.3 Eigentumsverhältnisse dargestellt.  

Insgesamt wurden vier Fragebögen zu unbebauten Grundstücken ausgefüllt. Die Grundstücke wer-

den derzeit als Hausgarten oder Wiese genutzt. Als mögliche zukünftige Nutzung wird u.a. Veräuße-

rung (3) und/oder Bebauung (1) genannt. Zwei Eigentümer sind bereit am Sanierungsverfahren mit-

zuwirken. Denkbare Maßnahmen sind für sie eine Veräußerung an die Gemeinde oder privat. 

Insgesamt wurden acht Fragebögen von verschiedenen Betrieben ausgefüllt. Auf die Frage nach den 

geplanten Veränderungen in den nächsten 10 Jahren waren Mehrfachantworten möglich. Vier Mal 

wird Betriebsübergabe, zwei Mal Betriebsaufgabe und zwei Mal Modernisierung/Renovierung ge-

nannt. Sechs Betriebe geben an bei einer Modernisierung/Renovierung u.a. Schönheitsreparaturen, 

Verbesserung der Energieversorgung und Fassadensanierung angehen zu wollen. Als Wün-

sche/Anregungen wird „möchte Vermieten/verkaufen“ und „Veränderungen/Modernisierungen sind 

abhängig von Finanzierungsmöglichkeiten“ angegeben. Die ausführlichen Ergebnisse der schriftlichen 

Befragungen sind in Kapitel 6. Analyse der Wirtschaftssituation dargestellt.  

Zusammenfassend sind die gute Beteiligung der Bewohner im Untersuchungsgebiet und der sehr 

hohe und repräsentative Rücklauf hervorzuheben. Im Untersuchungsgebiet leben durchschnittlich 

zwei Personen pro Gebäude und vor allem Alteingesessene und gebürtige Dahlemer. Die meisten 

Befragten leben sehr gerne und/oder gerne in Dahlem. Insgesamt wird die soziale Infrastruktur gut 

bewertet, jedoch wird auch Handlungsbedarf bzgl. einer Verkehrsberuhigung und Er-

halt/Verbesserung der medizinischen Einrichtungen gesehen. Dieser Widerspruch kann damit erklärt 

werden, dass die zunehmende Schließung der Einrichtungen den Bewohnern Sorge bereitet, aber 

auch das Bewusstsein für das Vorhandene stärkt. Einen Sanierungsbedarf gibt es vor allem bei Fens-

tern, Heizungen, Wärmedämmung und sanitären Anlagen. Bei den Gebäudeeigentümern liegt die 

Mitwirkungsbereitschaft bei ca. 62 % und die Modernisierungsbereitschaft bei ca. 50 %.  

  

                                                            
28  Methodische Anmerkung: Einzelne ausgefüllte Fragbögen sind nicht eindeutig Mietern oder Eigentümern 
zuzuordnen 
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8.3 Beteiligung der öffentlichen Aufgabenträger  

Die Beteiligung und Mitwirkung der öffentlichen Aufgabenträger ist ein weiterer Schritt der Vorberei-

tenden Untersuchungen. Die öffentlichen Aufgabenträger haben nach § 139 BauGB eine Unterstüt-

zungs- und Mitwirkungspflicht. Den Aufgabenträgern öffentlicher Belange, deren Aufgabengebiet 

von der Sanierung tangiert wird, soll möglichst frühzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 

werden. In ihrer Stellungnahme haben sie der Gemeinde Aufschluss über die von ihnen beabsichtig-

ten oder bereits eingeleiteten Planungen und sonstigen Maßnahmen zu geben, die für die städtebau-

liche Entwicklung und Ordnung des Gebietes bedeutsam sein können. Entsprechend dieser gesetzli-

chen Vorgaben wurden im Herbst 2012 die öffentlichen Aufgabenträger schriftlich über die bevor-

stehende Sanierung in Kenntnis gesetzt und gebeten, ihre Anregungen und Bedenken innerhalb einer 

angemessenen Frist schriftlich mitzuteilen. 

Innerhalb dieser Frist hatten in Dahlem 14 Träger öffentlicher Belange ihre Stellungnahme abgege-

ben. Die Stellungnahme des Kreises Euskirchen, Untere Landschaftsbehörde bewirkte eine geringfü-

gige Veränderung der Grenzen des Sanierungsgebietes aufgrund des angrenzenden Landschafts-

schutzgebietes im Nordosten. Bezüglich der Stellungnahme der Bezirksregierung Köln hinsichtlich der 

Zweckbindungsfrist für Dorferneuerungsmaßnahmen ist festzustellen, dass diese Frist 15 Jahre be-

trägt und für eine Maßnahme im Ortskern im Jahre 2017 endet. Diese Dorferneuerungsmaßnahme 

beinhaltete die Gestaltung des Kirchplatzes. Die in Kapitel 11 Handlungsfelder, Maßnahmen und 

Querschnittsaufgaben genannten Maßnahmen und Projekte sind hiervon jedoch nicht unmittelbar 

betroffen. Die vorgebrachten Anregungen werden im weiteren Sanierungsverfahren berücksichtigt 

und sind der folgenden Tabelle zu entnehmen. 
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Tabelle 16: Stellungsnahmen der Träger öffentlicher Belange. 

Öffentliche Aufgabenträger Stellungnahme 

vom 

Inhalt der Bedenken und Anregungen 

Kreis Euskirchen, Abteilung Umwelt 
und Planung, Euskirchen 

02.11.2012 Untere Wasserbehörde: 

keine Bedenken 

Untere Landschaftsbehörde: 

Reduzierung des Sanierungsgebietes auf Grenzen des In-
nenbereiches. 

Berücksichtigung von §44 und §39 BNatSchG 

Träger der Landschaftsplanung: 

Sanierung wird begrüßt 

Untere Bodenschutzbehörde: 

Im Vorhabengebiet sind besonders schutzwürdige Böden 
ausgewiesen.  

Landesbetrieb Straßenbau NRW, 
Regionalniederlassung Ville-Eifel 

10.10.2012 Grundsätzlich keine Bedenken. Maßnahmen an der L 110 
müssen mit Landesbetrieb abgestimmt werden, Kosten 
gehen zu Lasten der Gemeinde Dahlem. Keine Ansprüche 
bzgl. Lärmsanierung. 

Industrie- und Handelskammer 
Aachen 

31.10.2012 Keine Bedenken 

Handwerkskammer Aachen 19.10.2012 Begrüßt Ausweisung des Sanierungsgebietes und steht 
gerne beratend zur Seite. Bitte am weiteren Verfahren 
beteiligt zu werden. Anregung: Aufnahme von aufgegebener 
Tischlerei und Sparkasse in das Sanierungsgebiet 

Deutsche Telekom Technik GmbH, 
Niederlassung West, Aachen 

20.11.2012 Bitte um kurzfristige Information über Umfang der Maß-
nahmen 

DB Services Immobilien GmbH, Nie-
derlassung Köln 

04.10.2012 Keine Anregungen oder Bedenken 

Wehrbereichsverwaltung West, 
Düsseldorf 

02.11.2012 Grundsätzlich keine Bedenken. Erneute Abstimmung, wenn 
Gebäude/Anlagen über 30 Meter 

Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 
6 Bergbau und Energie in NRW, 
Dortmund 

29.10.2012 Keine bergbaulichen Einwirkungen 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-
Westfalen, Kreisstellen 
Aachen/Düren/Euskirchen 

24.10.2012 Keine Bedenken 

Vodafone D2 GmbH, Ratingen 30.10.2012 Im Planungsbereich keine Glasfaserleitun-
gen/Kabelschutzrohre der Vodafone D2 GmbH 

RWE Westfalen-Weser-Ems, Netz-
werkservice GmbH, Dortmund 

04.10.2012 Keine 110-kV-RWE_Hochspannungsleitungen vorhan-
den/geplant 

Gemeinde Blankenheim 16.10.2012 Keine Stellungnahme, da keine bedeutsamen Nutzungen, 
Planungen etc. 

Gemeinde Nettersheim 12.10.2012 Keine Bedenken 

Bezirksregierung Köln 08.11.2012 Keine Maßnahmen geplant. Hinweis: Sofern Dorferneue-
rungsmaßnahmen betroffen sind müssen Zweckbindungs-
fristen eingehalten werden. 
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9 Stärken-Schwächen-Analyse 

Auf Grundlage der oben dargestellten Analysen und Ergebnissen werden im Folgenden, die sich dar-

aus ergebenen Schwächen und Probleme sowie Stärken und Potenziale zusammengefasst. Diese 

Zusammenfassung wird ergänzt mit den Ergebnissen der SWOT-Analyse, die im Rahmen der 9. Ar-

beitskreissitzung als Workshop mit den Arbeitskreismitgliedern durchgeführt wurde. Aufgabe der 

SWOT-Analyse [Strengths (Stärken), Weaknesses (Schwächen), Opportunities (Chancen), Threats 

(Gefahren)] ist es, aus der Kombination der Stärken-Schwächen-Analyse und der Chancen-Risiken-

Analyse eine ganzheitliche Strategie für die weitere Planung in den anschließenden Kapiteln abzulei-

ten.  

  

Abbildung 72: Arbeitskreissitzung mit SWOT- Analyse in Dahlem (14.05.2012) 

 

9.1 Schwächen und Probleme  

Zunächst muss bei den Schwächen und Problemen auf den ausführlich dargestellten demographi-

schen Wandel verwiesen werden. Die sinkenden Bevölkerungszahlen und das steigende Durch-

schnittsalter erschweren die Erreichbarkeit und die Mobilität gerade im ländlichen Raum. Vor allem 

im Untersuchungsgebiet ist das Alter der Bevölkerung überdurchschnittlich hoch und es gibt eine 

steigende Nachfrage an medizinischer und hausärztlicher Versorgung. Aufgrund der Überalterung 

wurde im Arbeitskreis die Sorge geäußert, dass sich die Gemeinde zur „Schlafstadt und Pflegestadt“ 

entwickeln könnte. Dieser Wandel führt zu städtebaulichen Missständen und Sanierungsbedarf, d.h. 

zu Substanz-, Struktur-, Funktions- und Gestaltungsmängeln. Dies beinhaltet unter anderem die hohe 

Leerstandsquote. So wurde als wichtige Strategie im Workshop „das Bewusstsein der Eigentümer 

leer stehender Gebäude für den tatsächlichen Wert der Gebäude ist stärker zu sensibilisieren“ ge-

nannt. An dieser Stelle muss auch auf die mangelnde planerische Absicherung aufgrund des fehlen-

den flächendeckenden Bebauungsplans im Ortskern hingewiesen werden. 

Die Arbeitskreis-Mitglieder haben als weiteres Problem die Verkehrssituation, d.h. die unüberschau-

baren Kreuzungsbereiche sowie das Sicherheitsrisiko bzgl. des schmalen Bürgersteigs in der Trierer 

Straße an der Kirche hervorgehoben. Im Bereich der Daseinsvorsorge gibt es erste Defizite aufgrund 

von Schließungen der Infrastruktureinrichtungen, z.B. Sparkasse, Einzelhandel sowie im Bereich 

ÖPNV. Speziell im Bereich der medizinischen Versorgung gibt es eine Unterversorgung bezüglich der 

hausärztlichen Versorgung. Aber auch die technischen Infrastruktureinrichtungen haben Mängel. 

Häufig sind diese überaltert und unzureichend ausgelastet, so dass sich die Frage der Finanzierbarkeit 
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der vorhandenen Infrastruktur stellt. Auch im Bereich der Breitbanderschließung und der Inter-

netverfügbarkeit gibt es Probleme. Ein weiterer Themenbereich, der gerade vom Arbeitskreis her-

vorgehoben wurde, ist die Situation am Arbeitsmarkt. In der Gemeinde gibt es wenig qualifizierte 

Arbeitsplätze, dies führt sowohl zu einer hohen Auspendlerquote als auch zu einer geringen Kaufkraft 

im Zentralort. Weitere Themen sind die angespannte Finanzlage der Kommune sowie die fehlenden 

Instrumente um Maßnahmen umzusetzen. 

 

9.2 Stärken und Potenziale 

Im Vergleich zur Nachbargemeinde Hellenthal mit 62 Ortsteilen verteilt sich die Bevölkerung der 

Gemeinde Dahlem auf lediglich 5 Ortsteile. Dabei übernehmen die Orte Dahlem und Schmidtheim 

zentralörtliche Funktionen als Doppelzentrum und ergänzen sich sinnvoll. Seit 2012 gibt es in Dahlem 

ein neues Seniorenheim, das angesichts des demografischen Wandels eine wesentliche Einrichtung 

der Daseinsvorsorge (Pflegeeinrichtung) darstellt. In beiden Zentralorten konzentrieren sich zahlrei-

che Infrastruktureinrichtungen, z.B. Einzelhandel, Bildung, ÖPNV und medizinische Versorgung. Da 

der Ort Dahlem auch künftig eine zentrale Versorgungsfunktion für das Gemeindegebiet überneh-

men soll, sind die bestehenden Einrichtungen und insbesondere die der medizinischen Versorgung, 

bei der erste Defizite sichtbar werden, zu sichern und zu verbessern.  

Im Untersuchungsgebiet gibt es eine Vielzahl von historischen Gebäuden und Bauweisen die erhal-

tenswert sind. Zwar ist die Leerstandsquote relativ hoch, jedoch zeigt der Vergleich zwischen 2012 

und 2013, dass es eine erhebliche Fluktuation bei den Leerständen gibt und Folgenutzungen oft im 

Rahmen von Grundstückstransaktionen realisiert werden. Die preisgünstigen Wohn- und Gewerbe-

flächen sowie das im Ortskern noch vorhandene Bauland in Form von einzelnen Baulücken, Brachflä-

chen und Nachverdichtungspotenzialen stellt ein Potenzial dar, das es zu nutzen gilt.  

Eine weitere Stärke der Gemeinde ist die Anbindung an den Schienenverkehr durch den Bahnhalte-

punkt in Schmidtheim. Die Städte Köln, Bonn, Koblenz und Trier können mit der Bahn bzw. mit dem 

Pkw innerhalb einer Stunde erreicht werden. Diese Verkehrslage ist angesichts der räumlichen Lage 

durchaus als Stärke zu bewerten. 

Zusätzlich gibt es noch einen regionalen Flugplatz für Flugsport und Geschäftsflugverkehr. Diese Lage 

und das genannte Verkehrsangebot wirken sich positiv auf die Nachfrage und den Tourismus aus. 

Aber auch die naturräumliche Lage in der Nordeifel und die Nähe zum Nationalpark Eifel bieten einen 

hohen Freizeit- und Erholungswert, sowohl für Touristen als auch für die einheimische Bevölkerung. 

Die Gemeinde ist durch ein gutes Zusammenleben und ein sehr aktives Vereinsleben gekennzeichnet. 

Diese intakte und vielfältige Vereinsstruktur bildet eine Chance zur Integration vielfältiger Bevölke-

rungsgruppen, d.h. von Alteingesessenen und Neubürgern. Dies führt auch zu einer sehr guten bis 

guten Bewertung bzgl. der Wohnzufriedenheit und des Wohnumfeldes in Dahlem. Aber auch das 

Interesse der Bevölkerung und der Eigentümer an der Gemeindeentwicklung ist sehr hoch und spie-

gelt sich in der hohen Teilnehmerzahl bei der Bürgerversammlung, der hohen Beteiligungsquote bei 

der Befragung sowie der Mitwirkungs- und Modernisierungsbereitschaft der Gebäudeeigentümern 

wieder. So wurde bereits eine Bewusstseinsbildung für die Gemeindeentwicklung bei den Bürgern 

und der Gemeindeverwaltung mit ersten Erfolgen aufgrund des Ortskernentwicklungskonzeptes er-

reicht. Eine weitere Sensibilisierung erfolgte aufgrund des anschließenden Modellprojektes für die 

Themen Gebäudeleerstand und Daseinsvorsorge mittels vertiefter Untersuchungen und Öffentlich-
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keitsarbeit. Zudem entstanden aufgrund des Arbeitskreises eine intensive interkommunale Koopera-

tion mit der Nachbargemeinde Hellenthal sowie weitere Netzwerke, z.B. mit dem Kreis Euskirchen, 

die in Zukunft weitergeführt werden sollen. 

Diese Stärken und Potenziale spiegeln sich in den Entwicklungszielen und Handlungsfeldern wieder 

und sollten für die zukünftige Gemeindeentwicklung aktiviert werden.  
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10 Leitbild und Entwicklungsziele 

Wie ausführlich dargestellt wurde, hat der Ortsteil Dahlem mit seinen zentralörtlichen Funktionen 

eine besondere Bedeutung für das Gemeindegebiet. Aus diesem Grund sind die bestehenden Leer-

stände zu beheben und die Attraktivität des Ortskerns zu erhöhen. Denn auch in Zukunft soll Dahlem 

wichtige Infrastrukturleistungen für seine Bevölkerung bereithalten und lebens- sowie liebenswert 

sein. Aus den genannten Aspekten ergeben sich das folgende Leitbild und die verschiedenen Entwick-

lungsziele. 

 

10.1 Leitbild für das Untersuchungsgebiet  

Für das gesamte Gemeindegebiet steht das Motto „Dahlem – Lebendiges Dorf für Jung und Alt!“ und 

umfasst die Schaffung eines attraktiven Ortes unter Berücksichtigung der Bedürfnisse aller Generati-

onen (siehe Kapitel 2.1.5 Ziele der Gemeinde). Aufbauend auf diesem Motto, den Ergebnissen der 

SWOT-Analyse (siehe Kapitel 9 Stärken-Schwächen-Analyse) und den Ergebnissen der 10. Arbeits-

kreissitzung wurde mit der Nachbargemeinde Hellenthal ein gemeinsames Leitbild erarbeitet. Zu-

nächst wurden folgende gemeinsame Ziele benannt:  

 Demographischen Wandel begegnen: Orte für Jung und Alt 

 Bewusstseinsbildung für Innenentwicklung 

 Wiedernutzung von Gebäudeleerständen 

 Historisch geprägte Strukturen erhalten und weiterentwickeln 

 Daseinsvorsorge verbessern und anpassen 

 Lebenswerter Ortskern, Lebensqualität steigern 

 

Daraus ergibt sich das gemeinsame Leitbild:  

 

„Dahlem und Hellenthal im Herzen der Eifel 

– gemeinsam für die Zukunft von Jung und Alt!“ 

 

Wichtige Aspekte sind dabei die interkommunale Kooperation der beiden Gemeinden, die Verortung 

in der Region Nordeifel und das zukünftige generationsübergreifende Zusammenleben. Dieses ge-

meinsame Leitbild ist sinnvoll bei komplexen Maßnahmen, fasst den Konsens zur Entwicklung des 

Gebietes zusammen und gibt öffentlichen und privaten Maßnahmen eine Richtung. So dient dieses 

Leitbild im weiteren Prozess der Identifikation und Imageentwicklung sowie dem Standortmarketing 

für das Programmgebiet. 
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10.2 Entwicklungsziele 

Um das Leitbild durch einzelne Maßnahmen zu konkretisieren, wurden qualitative Entwicklungsziele 

für das Untersuchungsgebiet benannt und im Zielkonzept (siehe Abbildung 73) dargestellt. Als wich-

tige Themenfelder werden im Zielkonzept die Bereiche Baustruktur, Verkehrsstruktur, Daseinsvor-

sorge sowie Grün- und Freiflächen benannt.  

Bezüglich der Baustruktur werden zunächst sogenannte Erhaltungsbereiche festgesetzt, in denen der 

Gebietscharakter bewahrt werden soll. Dazu sollen ortsbildprägende und/oder leer stehende Gebäu-

de erhalten, modernisiert und wiedergenutzt werden. Die Aktivierung von Leerständen kann, z.B. 

durch Eigentümeransprache und eine Gebäudebörse, erfolgen. Nur einzelne Nebengebäude werden, 

zur Aufwertung des Wohnumfeldes, abgerissen. Insgesamt werden die Gebäude und Freiflächen 

gestaltet und aufgewertet. Sie tragen somit zur Steigerung der Attraktivität und des Images bei. 

In den Umstrukturierungsbereichen kann es zum Rückbau von Wohn- und Nebengebäuden kom-

men. Hier ist häufig eine Neuordnung der Bereiche notwendig. Durch Flächenmanagement und Bo-

denordnung, z.B. durch Zusammenlegung, werden optimale Grundstücke geschaffen. Zudem sind 

kleinere Erschließungsmaßnahmen erforderlich. Anschließend soll eine dorfgerechte Neubebauung, 

die sich in das Umfeld einfügt, erfolgen. Die Bestandsgebäude werden modernisiert und aufgewertet, 

insgesamt werden die Gebäude und Freiflächen dorfgerecht gestaltet. Bei Neubauten, Umbaumaß-

nahmen und Freiflächengestaltung ist eine ergänzende Bauberatung sinnvoll.  

Eine Stabilisierung und Erhaltung der städtebaulichen Struktur ist Ziel der Nachverdichtungsbereiche. 

Durch eine behutsame Nachverdichtung sollen zusammenhängende unbebaute Flächen einer neuen 

Bebauung zugeführt werden. Dabei werden Wohneinheiten für neue bedarfsgerechte Wohnformen 

geschaffen, z.B. seniorengerechtes Wohnen oder Mehrgenerationenwohnen. Gleichzeitig erfolgt ein 

punktueller Rückbau von Nebengebäuden und anschließende Umgestaltung sowie gärtnerische Ge-

staltung. Durch die Entsiegelung von Freiflächen kommt es zu einer ökologischen Aufwertung des 

Ortskerns und es wird ein Beitrag zur Erhaltung der Biodiversität geleistet. Des Weiteren sind eine 

Aufwertung der Gebäude und der Freiflächen durch dorftypische und standortgerechte Bepflanzun-

gen vorgesehen. 

Zur Fortentwicklung des Ortskerns und zur Sicherung seiner Wohn- und Versorgungsfunktion stehen 

die Gebäudenutzung und die Daseinsvorsorge im Fokus des integrierten Handlungskonzeptes. Die 

Wiedernutzbarmachung leerstehender erhaltenswerter und modernisierungsfähiger Gebäude ist 

eine wichtige Aufgaben zur Revitalisierung des Ortskerns und zur Erhaltung der örtlichen Identität. 

Zugleich sind die vorhandenen privaten und öffentlichen Wohnfolge- und Versorgungseinrichtungen 

zu sichern. Deshalb gilt es, die Bevölkerung zunächst über die vorhandenen Angebote zu informieren 

und die Nachfrage durch Öffentlichkeitsarbeit zu stabilisieren und zu stärken. Zur baulichen Aufwer-

tung sind darüber hinaus Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen sowie Umbau- und 

Gestaltungsmaßnahmen erforderlich. Bestehende Ladengeschäfte können auch durch ein gemein-

sames Marketing gestärkt oder reaktiviert werden. Im Bereich der medizinischen Versorgung sind 

neben organisatorischen Maßnahmen flankierende bauliche Aufwertungen zur Verbesserung der 

Situation notwendig.  

Im Verkehrsbereich besteht ein Ziel darin, die Ortsdurchfahrt dorfgerecht anzupassen und die Ver-

kehrssicherheit für Fußgänger, insbesondere für Kinder und ältere Menschen zu verbessern. Dies 

erfordert die partielle Verbreiterung von Gehwegen und die Einrichtung einer Tempo-30-Zone sowie 

Fahrbahneinengungen an beiden Ortseingängen („Torgestaltung“). Die bestehenden Fußwegever-
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bindungen in angrenzende Gebiete sollen erhalten, ausgebaut sowie um einzelne Gehwege erweitert 

werden. Neben weiteren Gestaltungsmaßnahmen im Straßenraum zu denen die Aufstellung von 

Straßenbäumen und die Gestaltung der Übergänge von privaten und öffentlichen Flächen zählen, 

sind eine barrierefreie Gestaltung und Anlagen zur Querungshilfe in der Trierer Straße notwendig. 

Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit sind die Kreuzungsbereiche Kölner Stra-

ße/Ursprungsstraße/Markusstraße und die Kreuzung L110/Bahnstraße umzugestalten. 

Ein weiteres Ziel ist die Aufwertung der Freiflächen. Dies beinhaltet die dorfgerechte Gestaltung der 

Garten- und Freiflächen. Dazu sollen monotone Rasenflächen durch standortgerechte Bepflanzung, 

z.B. Rotbuche und Sommerlinde, Hasel und Schlehe umgestaltet und Bauerngärten (Heil-, Zier-, Ge-

würz- und Nutzpflanzen) und Streuobstwiesen angelegt werden bzw. erhalten bleiben. Auch die Vor-

gärten sollen gestaltet werden. Dadurch soll die dorftypische Artenvielfalt erhalten bleiben und ge-

fördert werden. Zudem sollen Flächen entsiegelt und begrünt werden. Dies bedeutet eine Entsiege-

lung und Neugestaltung der Hausvorzonen, eine Bepflanzung unbefestigter Flächen mit ortstypischen 

Pflanzen sowie eine Fassadenbegrünung, z.B. mit Efeu und Kletterrose. Weiterhin sollen Einfriedun-

gen gestaltet werden, d.h. vorhandene Koniferen/Metallzäune usw. werden durch ortstypische Ge-

hölze ersetzt, Staketen- und Weidenzäune sowie grüne Mauerfüße angelegt. Weitere Gestaltungs-

maßnahmen im Straßenraum sind ebenfalls ein Ziel und wurden schon in Kapitel 4.3 Verkehr be-

nannt.  
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Abbildung 73: Plan 8 – Zielkonzept  
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11 Handlungsfelder, Maßnahmen und Querschnittsaufgaben 

Aus den analysierten Defiziten und Potenzialen, sowie dem beschriebenen Leitbild und den Entwick-

lungszielen ergeben sich die einzelnen Handlungsfelder. Durch die folgende Beschreibung der Hand-

lungsfelder und die Vorstellung der vorgesehenen Teilmaßnahmen wird die Gesamtstrategie konkre-

tisiert. 

 

11.1 Ableitung von Handlungsfeldern und Querschnittsaufgaben 

Die oben genannten Ziele finden sich in den verschiedenen Handlungsfeldern wieder, die konkreten 

Maßnahmen und Querschnittsaufgaben benennen (siehe Abbildung 74: Integriertes Handlungskon-

zept 2020 Dahlem): 

 

Das Handlungsfeld Bauen verfolgt das Ziel einer städtebaulichen Aufwertung, d.h. Erhaltung, Nach-

verdichtung und Umstrukturierung (siehe Kapitel 10.2 Entwicklungsziele). Um dieses Ziel zu erreichen 

sollen verschiedene Maßnahmen umgesetzt werden: 

- Leerstandsmanagement 

- Einzelmaßnahmen, z.B. Sanierung/Modernisierung, Ordnungsmaßnahmen 

- Bauleitplanung 

Diese Maßnahmen beinhalten verschiedene Querschnittsaufgaben. Ein wichtiger Aspekt ist hierbei 

die Partizipation verschiedener Akteure, die z.B. Öffentlichkeitsarbeit bzgl. der Vermarktung von 

Leerständen beinhalten kann. Im Zuge dieses Leerstandsmanagements soll auch das interkommunale 

Netzwerk mit der Gemeinde Hellenthal fortgeführt werden. Aber auch die Aktivierung privater Inves-

titionen zur Umsetzung der genannten Einzelmaßnahmen in Form von Eigentümerberatungen ist von 

besonderer Bedeutung. Aufgrund der oben dargestellten demographischen Entwicklung soll eine 

altengerechte Ortsentwicklung erfolgen und unter anderem Raum für seniorengerechtes Wohnen 

geschaffen werden.  

 

Das Handlungsfeld Daseinsvorsorge hat das Ziel die Einrichtungen der Daseinsvorsorge zu sichern 

und zu verbessern sowie die Folgen des demographischen Wandel anzugehen und zu bewältigen. Um 

dieses Ziel zu erreichen sollen folgende Maßnahmen entsprechend dem Leitbild umgesetzt werden: 

- Sicherung der medizinischen Versorgung 

- Optimierung des Spielplatzangebotes  

Eine wichtige Querschnittsaufgabe dieser Maßnahmen ist die Partizipation in Form von Öffentlich-

keitsarbeit. So steht bei der Sicherung der medizinischen Versorgung die Öffentlichkeitsarbeit mit der 

älteren Bevölkerung u.a. bzgl. der Erreichbarkeit der verschiedenen Einrichtungen im Vordergrund. 

Insgesamt soll bei dieser Maßnahme eine bedarfsgerechte medizinische Versorgung für Senioren im 

Zuge der altengerechten Ortsentwicklung entstehen. Aber auch für die jüngere Bevölkerungsgruppe 

soll es eine Aufwertung geben, so ist unter anderem eine Optimierung des Spielplatzangebotes an-

gedacht. 
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Ziel des Handlungsfeldes Verkehr sind verschiedene Gestaltungsmaßnahmen: 

- Gestaltungsmaßnahmen im Straßenraum 

- Umgestaltung wichtiger Kreuzungsbereiche  

- Anpassung der Ortsdurchfahrt 

Im Zuge einer altengerechten Ortsentwicklung sollen verschiedene Übergänge sowie Bürgersteige 

barrierefrei ausgebaut werden. Da auch die Übergänge von privaten und öffentlichen Flächen gestal-

tet werden, sollen im Zuge dieser Maßnahmen ausgewählte Eigentümer beraten werden. Ein wichti-

ger Aspekt ist die Optimierung der Verkehrssicherheit. Durch eine Umgestaltung der Kreuzungsberei-

che und eine Veränderung der Ortsdurchfahrt, z.B. durch eine Fahrbahneinengung, soll die Verkehrs-

sicherheit erhöht werden. 

 

Das Handlungsfeld Grün- und Freiflächen soll eine Aufwertung dieser Flächen bewirken. Um dieses 

Ziel zu erreichen, sollen folgende Maßnahmen umgesetzt werden: 

- Gestaltung der Garten- und Freiflächen 

- Entsiegelung und Begrünung 

- Gestaltung der Einfriedungen 

Im Zuge dieser Maßnahmen sollen u.a. durch Eigentümerberatungen private Investitionen aktiviert 

werden. 
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Maßnahme       

 

 

 

 

Querschnittsaufgaben 
 
Partizipation     
 
 
Aktivierung privater  
Investitionen           
 
Altengerechte  
Ortsentwicklung   
 
 

Netzwerke 

Leitbild                                  „Dahlem und Hellenthal im Herzen der Eifel – gemeinsam für die Zukunft von jung und alt!“ 

Strategisches Ziel                                Städtebauliche Aufwertung 
(Erhaltung, Nachverdichtung, 
Umstrukturierung) 

Sicherung und Ver-
besserung der Da-
seinsvorsorge 

Aufwertung der 
Grün- und Freiflä-
chen 

Handlungsfeld                                     Bauen Daseinsvorsorge Verkehr Grün- und Freiflächen 

Leerstandsmanagement                                

Einzelmaßnahmen, z.B. 
Sanierung/Modernisierung, 
Ordnungsmaßnahmen                        

Öffentlichkeitsarbeit für 
versch. Zielgruppen                              

Öffentlichkeitsarbeit 
bzgl. Vermarktung                               

Bauleitplanung                              

Bedarfsgerechte med. 
Versorgung für Senioren                                

Spielplatzangebot erwei-
tern                             

Barrierefreie Bürgerstei-
ge/Übergänge                              

Anpassung der Durch-
fahrt                                

Sicherung der medizin. 
Versorgung                              

Gestaltung der Garten- 
und Freiflächen                               

Beratungen für Eigentümer (z.B. Allgemeine Informationen sowie Einzelberatungen, 
Gebäudebesichtigungen, Testplanungen) 

Seniorengerechtes  
Wohnen 

Interkommunales Netzwerk 

Umgestaltung wichtiger 
Kreuzungsbereiche                              

Entsiegelung und Be-
grünung  
                             
Gestaltung von Einfrie-
dungen  
                              

Gestaltungsmaßnahmen 
im Straßenraum 

Gestaltung des 
Verkehrs 

Abbildung 74: Integriertes Handlungskonzept 2020 Dahlem: Ziele – Handlungsfelder - Maßnahmen 
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11.2 Konkretisierung der Maßnahmen 

Die im Folgenden vorgestellten Maßnahmen wurden mit der Gemeinde Dahlem und dem Arbeits-

kreis erarbeitet und abgestimmt. Zudem kam es in den Ausschuss- und Ratssitzungen der Gemeinde 

zu einem Informationsaustausch. Eine zusammenfassende Darstellung der Maßnahmen mit den fa-

vorisierten Testplanungen ist in Abbildung 94: Plan 9 - Maßnahmenplan Dahlem dargestellt.  

 

 Einführung eines Quartiersmanagements 11.2.1

Die Organisation der Maßnahmen soll in einem Quartiersmanagementverfahren erfolgen. Im Vor-

dergrund i steht hierbei die Prozessbeteiligung der Eigentümer.  

Der Begriff „ Quartier“ ist eine Bezugsgröße zwischen einzelnem Objekt und der Gemeinde im Gan-

zen. Die Einzelstandorte sollen in das soziale und räumliche Umfeld integriert werden. In den Ge-

meinden sollen Impulszonen gebildet werden, die aufgrund ihrer negativen Ausstrahleffekte im Fo-

kus der Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen stehen. Die baulichen Maßnahmen in diesen 

Schwerpunktentwicklungsgebieten entfalten eine symbolische Bedeutung für die weitere aktive 

Entwicklung der Gemeinden Dahlem und Hellenthal. 

Die Organisation des Quartiersmanagements erfolgt über eine Vor-Ort-Betreuung durch einen Quar-

tiersmanager. Auf lokaler, bezirklicher und Landesebene soll es zu einer regelmäßigen Abstimmung 

und Entscheidungsfindung mit allen Beteiligten kommen, um die strategischen Ansätze der Projekte 

zu besprechen. Dieser Ansatz der Partizipation dient als wichtiger Identifikationsträger für die ge-

planten Maßnahmen.  

Zu den weiteren Aufgaben des Quartiermanagements zählen Modernisierungsempfehlungen, archi-

tektonische Unterstützung sowie die Bauberatung für die betroffenen Eigentümer. Weiterhin sind 

bodenordnerische Aufgaben und ggf. Zwischennutzungen zu planen.  

Die in dem Quartiersmanagement offengelegten Entwicklungspotentiale und Perspektiven werden 

abschließend in einem städtebaulichen Rahmenplan dargestellt.  

 

 Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen 11.2.2

Bei einer Betrachtung der aktuellen Ansicht des Bereiches Kölner Straße 41 wird zum einen die Häu-

fung städtebaulicher Missstände, d.h. von Leerständen, dem Sanierungsbedarf von Dach/Dachstuhl 

sowie Fassade/Mauerwerk sowie Zugangs- und Außenbereich ersichtlich, siehe Abbildung 75. Zum 

anderen gibt es hier eine sehr hohe Bebauungsdichte mit kaum nutzbaren privaten Freiflächen und 

ungünstig geschnittenen Gebäudegrundstücken.  
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Abbildung 75: Ausschnitt städtebauliche Missstände und Sanierungsbedarf 

 

Um die dargestellten Missstände zu beheben wurde eine Testplanung erstellt. Der Entwurf sieht als 

Maßnahme Erwerb durch die Gemeinde Dahlem, Abriss und Neubau des Gebäudes Kölner Straße 41 

sowie Neuordnung um eine bessere Belichtung und Freiraumqualität zu gewährleisten vor, siehe 

Abbildung 76. So werden optimale Grundstückszuschnitte und an neuzeitliche Erfordernisse ange-

passte Grundstücksgrößen ermöglicht. 

 

Abbildung 76: Entwurf 
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Mitten im Ortskern gegenüber der Dorfkirche an der Ecke Kölner -/ Trierer Straße steht schon seit 

einigen Jahren die ehemalige Metzgerei und weitere Gebäude leer. Zudem besteht ein erheblicher 

Sanierungsbedarf, u.a. an den Gebäuden Kölner Straße 2 und 4, siehe Abbildung 77. Zum anderen 

gibt es hier auch eine sehr hohe Bebauungsdichte mit kaum nutzbaren privaten Freiflächen und un-

günstig geschnittenen Gebäudegrundstücken.  

 

 

Abbildung 77: Ausschnitt städtebauliche Missstände und Sanierungsbedarf 
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Die Testplanung A sieht einen Abriss der beiden Gebäude Kölner Straße 2 und 4 vor. Die Grund-

stückszuschnitten werden neugeordnet und Neubauten errichtet, zusätzlich wird bei diesem Entwurf 

eine Garage für das Nachbargebäude eingeplant. Darüber hinaus wird der Platz gegenüber der Kirche 

großzügig gestaltet, siehe Abbildung 78. 

 

 

Abbildung 78: Testplanung A  
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Für den favorisierten Entwurf (Testplanung B) ist es ebenfalls vorgesehen die beiden Gebäude Köl-

ner Straße 2 und 4 abzureißen und die Grundstückszuschnitte neu zu ordnen. Durch die Zusammen-

legung der kleinteiligen Grundstücksstrukturen können größere zeitgemäße Gebäude realisiert wer-

den, die den aktuellen Anforderungen entsprechen. Zudem soll der Platz gegenüber der Kirche an-

sprechend gestaltet und mit Parkplätzen ergänzt werden, siehe Abbildung 79. 

 

 

  

Abbildung 79: Favorisierter Entwurf – Testplanung B 
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Das Gebäude Kölner Straße 22 steht schon seit längerer Zeit leer. Mittlerweile ist es an dieser Stelle 

zu einer Vielzahl von baulichen Missständen gekommen, d.h. erhebliche Schäden bei Dach/Dachstuhl 

und im Zugangs- und Außenbereich, siehe Abbildung 80.  

 

In der unten dargestellten Testplanung (Abbildung 81) wird das bestehende Gebäude abgerissen und 

durch ein zweigeschossiges Gebäude einschließlich Garage ersetzt.  

 

  

Abbildung 81: Testplanung 

  

Abbildung 80: Ausschnitt städtebauliche Missstände und Sanierungsbedarf 
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An der Kölner Straße 32 bis zur Schäfergasse gibt es ebenfalls eine Vielzahl von städtebaulichen 

Missständen, d.h. Leerstände; Sanierungsbedarf von Dach/Dachstuhl und Fassade/Mauerwerk sowie 

im Zugangs- und Außenbereich. Zudem führt die sehr hohe Bebauungsdichte mit kaum nutzbaren 

privaten Freiflächen zu ungünstig geschnittenen Gebäudegrundstücken, siehe Abbildung 82. 

 

 

  

Abbildung 82: Ausschnitt städtebauliche Missstände und Sanierungsbedarf 
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Entwurf A sieht für den südlichen Bereich einen Erhalt des derzeit leerstehenden Einzelhandelsge-

schäftes vor. Die Stellplatznachfrage durch hohe Patienten-und Kundenzahlen aufgrund der Augen-

arztpraxis und der Gastronomie in diesem Bereich soll durch Parkplätze und Carports bedient wer-

den. Die Gebäude mit entsprechendem Bedarf werden modernisiert und im rückwärtigen Bereich 

entsteht ein Kinderspielplatz. Im nördlichen Bereich sollen die bisherigen Gebäude abgerissen und 

durch Neubauten ersetzt werden, siehe Abbildung 83.  

 

Abbildung 83: Entwurf A 
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Der favorisierte Entwurf B (Abbildung 84) sieht ebenfalls einen Erhalt des leerstehenden Einzelhan-

delsgeschäftes sowie die Schaffung von Parkplätzen und Carports vor (siehe Abbildung 85). Die Ge-

bäude mit einem Modernisierungsbedarf werden modernisiert und im rückwärtigen Bereich entsteht 

-ähnlich zum Entwurf A- ein Kinderspielplatz. Jedoch sollen bei diesem Entwurf die Gebäude im nörd-

lichen Bereich erhalten und modernisiert werden, da einige Gebäude historisch erhaltenswert sind. 

Im Nordwesten befindet sich ein altes Anwesen, dass zu einem „Biergarten“ ausgebaut und umge-

nutzt werden könnte (siehe 3 D-Modell), siehe Abbildung 86.  

 

 

 

Abbildung 84: Favorisierter Entwurf B  
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Abbildung 85: 3D-Modell der Testplanung – Entwurf B (Parkplatz) 

 

Abbildung 86: 3D-Modell der Testplanung – Entwurf B (Biergarten) 

Entwurf B wird nicht weiter verfolgt.  
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 Umgestaltung öffentlicher Raum 11.2.3

Des Weiteren gibt es in dem räumlichen Bereich der Kirche an der Ecke Kölner-/Trierer Straße eine 

Vielzahl von Missständen, z.B. unübersichtlicher und unsicherer Kreuzungsbereich, unübersichtliche 

Kurve und Einmündung in die Bahnstraße sowie Sicherheitsdefizite unter anderem aufgrund des sehr 

schmalen Bürgersteigs von 0,8 m Breite an der Kirche, siehe Abbildung 87. 

 

Abbildung 87: Ausschnitt städtebauliche Missstände und Sanierungsbedarf 

 

Aufgrund dieser Missstände sollen Gestaltungsmaßnahmen im Straßenraum L110 an der Kirche um-

gesetzt werden, d.h. die Trierer Straße wird einschließlich der Bürgersteige auf Höhe des Kirchenein-

gangs erweitert. Zusätzlich wird an dieser Stelle eine Überquerung geschaffen. Im Einmündungsbe-

reich zur Bahnstraße entsteht ein Fahrbahnteiler, der eine Breite von ca. 2 m haben kann, so dass 2 

Fahrbahnen mit jeweils 3m Breite entstehen. Die Verkehrsinsel sollte einen niveaugleichen Fußgän-

gerüberweg in der Mitte haben, um eine sichere Querung der Bahnstraße zu ermöglichen, siehe Ab-

bildung 88.  
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Abbildung 88: Entwurf Gestaltungsmaßnahmen Einmündungsbereich Bahnstr./Kölner Str. 

Zusätzlich werden die Bürgersteige entlang der Trierer und Kölner Str. durchgängig auf eine Breite 

von 1,50 m erweitert, siehe Abbildung 89. Eine Kalkulation für die Verbreiterungsmaßnahmen ist 

beigefügt. 

     

Abbildung 89: Bürgersteigerweiterung entlang der Kölner und Trierer Str. 
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Aufgrund der genannten Angebotsdefizite für die jüngeren Bevölkerungsgruppen bietet es sich an, in 

dem rückwärtigen Bereich hinter der Kölner Straße Richtung Schäfergasse einen Spielplatz zu errich-

ten. Dadurch könnte in zentraler Lage ein Spiel- und Kommunikationsbereich (z.B. in Verbindung mit 

der Straußwirtschaft) geschaffen werden, der durch einen Fußweg von der Kölner Straße aus erreicht 

werden kann, siehe Abbildung 90 und Abbildung 91. 

 

 

Abbildung 90: Entwurf Spielplatz 

 

Abbildung 91: 3D-Modell  der Testplanung –Spielplatz  
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 Interkommunales Leerstandsmanagement 11.2.4

Das Leerstandsmanagement hat das Ziel, städtebauliche Missstände wie leerstehende Wohn- und 

Nebengebäude sowie Infrastruktureinrichtungen zu aktivieren. Zur Umsetzung eines interkommuna-

len Leerstandsmanagements im Rahmen der Städtebauförderung wurden im Zeitraum 2011-2013 

bereits entsprechende Vorarbeiten geleistet. Zum einen wurden alle Leerstände im Untersuchungs-

gebiet im Rahmen von Ortsbegehungen und in Absprache mit der Gemeindeverwaltung erhoben. 

Zum anderen wurde ein GIS-gestütztes Leerstandsmonitoring im Rahmen einer Masterarbeit an der 

Professur Städtebau und Bodenordnung, Universität Bonn, konzipiert und im gesamten Gemeinde-

gebiet von Hellenthal angewendet (siehe Abbildung 92). Ziel des GIS-gestützten Leerstandsmonito-

rings ist es, Leerstände automatisch zu erfassen und letztlich zu reduzieren bzw. den Leerstandzeit-

raum zu verkürzen. Dabei sollen das Gemeindegebiet, der Zentralort Dahlem und das Gemeindege-

biet Hellenthal betrachtet werden. Dadurch soll die Wohnsituation der Bewohner und damit das 

Ortsbild verbessert sowie die Innenentwicklung gestärkt werden. Im Zuge des automatisierten Leer-

standsmonitorings werden Demographie- und Liegenschaftsdaten zusammen geführt, so dass Aussa-

gen über aktuelle und zukünftige Leerstände gemacht werden können. Zudem werden die Leerstän-

de visualisiert, so dass die Kommunen einen guten Überblick über die aktuelle Leerstandssituation 

und Innenentwicklungspotenziale bekommen. Dadurch wird die Bewusstseinsbildung in Bezug auf 

diese Problemlage gefördert und ein Anstoß für die Entwicklungsplanung der Gemeinde gegeben. 

Zusätzlich besteht die Möglichkeit, Leerstandsrisiken zu erheben, indem die Haushalte erfasst wer-

den, in denen die jüngste Person 75 Jahre und älter ist. So kann auch die zukünftige Entwicklung in 

einem Gebiet prognostiziert werden.  
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Abbildung 92: Leerstände in der Nachbargemeinde Hellenthal29 

 

Das GIS-gestützte Leerstandsmonitoring ist die Basis für ein Leerstandsmanagement. Als weiteren 

Schritt müssen die Eigentümer informiert und nach ihren Interessen sowie der Mitwirkungsbereit-

schaft befragt werden. Im Rahmen dieser Eigentümeransprache sind auch Bauberatungsleistungen 

durch einen Architekten sinnvoll, um Um- und Nachnutzungsmöglichkeiten und Kosten etc. zu klären. 

Die Gemeinde bzw. Planer sollten in einem nächsten Schritt eine Nutzungskonzeption sowohl für das 

Gesamtgebiet, als auch für das einzelne Gebäude erstellen. Über verschiedene Kommunikationsstra-

tegien wie zum Beispiel Internet, Pressekampagnen und Veranstaltungen kann das jeweilige Objekt 

vermarktet werden. Zeitgleich muss das Leerstandskataster gepflegt und die Bestandserfassung kon-

tinuierlich aktualisiert werden. Generell umfasst ein Leerstandsmanagement folgende Arbeitsschrit-

te: 

  

                                                            
29 I. Schlegel (2011), Konzept für ein Gebäudeleerstandsmonitoring. Masterarbeit. S. 66 



11. Handlungsfelder, Maßnahmen und Querschnittsaufgaben 

100 
 

 

Abbildung 93: Ablaufschema eines Leerstandsmanagements30 

 

 Planerische Absicherung 11.2.5

Neben den genannten Maßnahmen ist es notwendig, die konzeptionellen Überlegungen in die Bau-

leitplanung zu integrieren. Die Innenentwicklung der Dörfer ist eine komplexe Aufgabe mit erhebli-

chem planerischem Steuerungsbedarf. Die bestehenden Ziel- und Nutzungskonflikte können am Bes-

ten im Rahmen von Bauleitplanverfahren bewältigt werden. Deshalb sollten ggfs. die erforderlichen 

Änderungen des Flächennutzungsplans und die Aufstellung von Bebauungsplänen vorgenommen 

werden, um für alle Beteiligten eine verlässliche Planungs- und Steuerungsgrundlage zu schaffen 

(Kötter 2009, S. 20 ff.). Wie schon in Kapitel 2.4 erwähnt, gibt es für den größten Teil des Ortskerns 

keinen Bebauungsplan. Bisher erfolgten alle baulichen Maßnahmen nach Maßgabe des § 34 BauGB, 

der nicht immer eine optimale Steuerung ermöglicht. Um in Zukunft eine geordnete und ganzheitli-

che Entwicklung im Ortskern zu erreichen, sollte die Gemeinde als Trägerin der Planungshoheit die 

Planungsziele durch verbindliche Bauleitpläne absichern. Denn nach § 1(3) BauGB haben die Ge-

meinden Bauleitpläne aufzustellen bzw. zu ändern, sobald und soweit es für die städtebauliche Ent-

wicklung und Ordnung erforderlich ist.  

Im Rahmen der Sanierung sind Bebauungspläne wichtige Rechtsgrundlagen für Ordnungs-, Erschlie-

ßungs- und Baumaßnahmen. Dazu gehören Maßnahmen der Bodenordnung durch Umlegung oder 

vereinfachte Umlegung (§ 45 ff. und § 80 ff. BauGB) sowie gemeindliche Vorkaufsrechte (§ 24 ff. 

BauGB). 

Schließlich kann die Umsetzung städtebaulicher Ziele grundsätzlich auch durch Bau-, Modernisie-

rungs- und Instandsetzungs-, Pflanz-, Rückbau- und Entsiegelungsgebote durch die Gemeinde (§ 175 

ff. BauGB) erfolgen. Die Anwendungsvoraussetzungen sind indessen sehr eng, so dass derartige Ge-

bote in der Praxis kaum zum Einsatz kommen. Das Bebauungsplanverfahren erfordert eine formelle 

                                                            
30 Eigene Darstellung nach Innovationsagentur Stadtumbau NRW, 2009 
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Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 BauGB, die an die im Rahmen der vorbereitenden Untersu-

chungen durchgeführten Beteiligungen anknüpfen kann. Dadurch ist eine kontinuierliche Information 

und Partizipation der breiten Öffentlichkeit, Grundstückseigentümer und Nutzer gewährleistet. Zu-

dem wird die Gemeinde über aktuelle Interessenlagen und Entwicklungsabsichten der Betroffenen 

informiert. Im Rahmen der Sanierungsmaßnahmen sind weitere, über den Mindeststandard der vor-

geschriebenen zweistufigen Beteiligung der Bauleitplanung hinausgehende Partizipationsformen 

sinnvoll, z.B. Bürgerwerkstätten oder -befragungen.  

 Sicherung der medizinischen Versorgung 11.2.6

Zur Sicherung und Verbesserung der medizinischen Versorgung sind erhebliche Handlungserforder-

nisse gegeben. Ein integriertes Handlungsprogramm mit verschiedenen Maßnahmen soll im Rahmen 

eines interkommunalen Netzwerkes von Hellenthal und Dahlem erarbeitet und umgesetzt werden. 

Teilnehmer dieses interkommunalen medizinischen Netzwerkes sollen die örtlichen Ärzte, Lei-

ter/Mitarbeiter der Pflegeeinrichtungen und Apotheken sowie weitere Akteure aus dem medizini-

schen Bereich sein. Zudem soll es einen regelmäßigen Austausch mit der Gemeinde, d.h. Verwaltung 

und politische Vertreter, Mitarbeiter der Kassenärztlichen Vereinigung, Vertreter des Kreises usw. 

geben um die Umsetzung von Maßnahmen zu gewährleisten. Dieser Austausch soll u.a. in Form eines 

runden Tisches mit regelmäßigen Veranstaltungen erfolgen, der durch einen externen Moderator 

gesteuert und moderiert wird.  

Folgende Maßnahmen, die im Zuge des bisherigen Projektes aufbauend auf den Analyseergebnissen 

(siehe Kapitel 7) erarbeitet wurden, sollten weiter konkretisiert und vertieft werden:  

Verbesserung der Erreichbarkeit: Zunächst sollten Maßnahmen, die zu einer verbesserten Erreich-

barkeit der medizinischen Einrichtungen führen, ergriffen werden. Dazu kann es sinnvoll sein, z.B. 

Terminvergaben der Praxen an die Fahrzeiten der Busse zu koppeln und den Einsatz von Anruf-

Sammel-Taxen (AST) zu verstetigen. Zudem soll die Öffentlichkeit verstärkt über den Öffentlichen 

Personen Nahverkehr (ÖPNV) informiert werden, z.B. durch ein sogenanntes Bustraining für Senio-

ren. Hierbei sollen die Senioren durch Theorie- und Praxisseminaren Informationen über das Verhal-

ten im ÖPNV bekommen, dazu zählen z.B. den Fahrplan lesen, richtig festhalten sowie sicher ein- und 

aussteigen. Des Weiteren sollen in den medizinischen Einrichtungen Informationen zum ÖPNV für die 

Patienten bereitstehen, z.B. in Form von Flyern und Fahrplänen. 

Entlastende Versorgungsassistentin (EVA): Die Versorgungsassistentin ist eine medizinische Fachan-

gestellte, i.d.R. eine ausgebildete Krankenschwester, die eine Fortbildung zur EVA abgeschlossen hat. 

Durch diese Ausbildung ist die EVA dazu qualifiziert delegierbare Leistungen im Rahmen von Hausbe-

suchen oder Besuchen in Pflegeheimen selbstständig durchzuführen. Dabei erfolgt eine Behandlung 

in enger Abstimmung mit dem Arzt oder der Ärztin, zum Beispiel durch neue Kommunikationstechni-

ken, wie dem Einsatz von Telemedizin. Der flexible und mobile Einsatz der EVA führt zu einer Entlas-

tung des niedergelassenen Arztes und zu einer besseren medizinischen Versorgung der Bevölkerung 

gerade im ländlichen Raum.  

Interkommunales Netzwerk: Eine wesentliche Bedeutung zur Sicherung der medizinischen Versor-

gung kann den verschiedensten Kooperationsformen in der Region zugeschrieben werden. Ein inter-

kommunales medizinisches Netzwerk mit den Ärzten, Pflegeheimen und –diensten sowie Apotheken 

führt zu einer effizienten Ressourcennutzung. Ziel ist es, Projektpartner zu gewinnen und Synergieef-

fekte zu nutzen, um kooperative und ergänzende Strategien zu erarbeiten. Dabei muss auch unter-
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sucht werden, inwiefern der Ausbau eines medizinischen Netzwerkes über die Gemeindegrenzen 

hinweg sinnvoll und realisierbar ist. 

Neue Kooperationsformen: Eine wichtige Option stellt die Kooperation mit dem nächstgelegenen 

Krankenhaus im Bereich der ambulanten Versorgung dar. Ein Multifunktionshaus, mit einer Bünde-

lung medizinischer Einrichtungen, z.B. von Apotheke, Fach- und Allgemeinarzt findet derzeit keine 

Akzeptanz bei den betroffenen Akteuren. Eine weitere Überlegung ist die Schaffung von Zweigpraxen 

als weitere Standorte der medizinischen Versorgung in den Ortsteilen. Zusätzlich werden Konzepte 

bezüglich einer Übernahme/Ausbau bestehender Praxen erarbeitet. Eine weitere diskutierte Option 

ist der Einsatz von Telemedizin, d.h. die Zuhilfenahme moderner Informations- und Kommunikations-

technologien um räumliche Entfernungen zu überwinden. Jedoch ist hierfür eine gute Breitbandver-

bindung Voraussetzung. Sonstige Optionen könnten ein Arztverbund, ein medizinisches Versorgungs-

zentrum und ein Gesundheitshaus sein. 

Flankierende Maßnahmen: Indirekt wirkende Maßnahmen zur Erhaltung der medizinischen Versor-

gung sind Ansätze zur Verbesserung der Wohn- und Lebensqualität in Dahlem. Dazu gehören die 

Aufwertung und Attraktivitätssteigerung der Ortskerne, die auf Grundlage dieses Handlungskonzep-

tes angegangen werden soll. Neben der Behebung städtebaulicher Missstände und Maßnahmen zur 

Innenentwicklung ist eine Sicherung der Daseinsvorsorge wichtig, um einem Ärztemängel entgegen 

zu wirken. Weiterhin ist in diesem Zusammenhang auch der Hausärztliche Weiterbildungsverbund 

der Ärztekammer Nordrhein zu nennen. Das Konzept beinhaltet eine 5-jährige, strukturierte und 

qualitativ hochwertige Weiterbildung bis zum Erwerb der Facharztbezeichnung „Allgemeinmedizin“. 

Die Weiterbildung kann in einer Region sowohl im stationären als auch im ambulanten Bereich ab-

solviert werden. Dabei kann sich auch die Möglichkeit einer Praxisübernahme ergeben. Dieser Wei-

terbildungsverbund erleichtert jungen Ärztinnen und Ärzten den Einstieg in die Allgemeinmedizin. 

11.3 Zeit-, Maßnahmen- und Kostenplan 

Die in Kapitel 11.2 entwickelt favorisierten Entwürfe werden in Abbildung 94 visualisiert und in ei-

nem Zeit- und Maßnahmenplan priorisiert. Dabei wird davon ausgegangen, dass bereits in 2014 erste 

Planungs- und Ordnungsmaßnahmen auf Grundlage des vorliegenden Konzeptes durchgeführt wer-

den können. 

Vor allem die beiden für die interkommunale Zusammenarbeit wichtigen Bereiche Daseinsvorsorge 

und Gebäudeleerstandsmanagement sind mit der Gemeinde Hellenthal abgestimmt worden Für den 

Bereich Daseinsvorsorge/ medizinische Versorgung sind vorwiegend organisatorische und Manage-

mentmaßnahmen vorgesehen. 

Das Gebäudeleerstandsmanagement beinhaltet den systematischen Aufbau, die Implementierung 

und die erstmalige Datenerfassung des Systems. Zusätzlich erfolgt eine Anwendungsberatung für die 

Gemeindeverwaltung. 

 



11. Handlungsfelder, Maßnahmen und Querschnittsaufgaben 

103 
 

 

Abbildung 94: Plan 9 - Maßnahmenplan Dahlem  
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Tabelle 17: Zeit- und Maßnahmenplan (öffentliche Maßnahmen) 

 

Für die aus den Testentwürfen hervorgegangenen Planungen sind die Kosten überschlägig ermittelt 

und in Tabelle 18 auf der Basis der Zeit- und Maßnahmenplanung zusammengestellt worden. Es han-

delt sich um erste, überschlägige Schätzungen nach dem aktuellen Kenntnis- und Kostenstand, die in 

Form einer dynamischen Investitionsrechnung für den Betrachtungszeitraum dargestellt werden. Die 

Finanzierungskosten aufgrund der Kreditaufnahme wurden mit einem Zinssatz von 2 % ermittelt. 

 

 Städtebauförderung 

 

2014 2015 2016 2017 2018

Wissenschaftliche Begleitung

Einmündung Bahnst. 

/Ortsdurchfahrt; Kirchvorplatz

Bauberatung

Zeit- und Maßnahmenplan Dahlem (öffentliche Maßnahmen)

Projektsteuerung, städtebauliche 

Beratung

Kölner Str. 41                                                              

Ordnungsmaßnahmen

Kölner Str. 22                                                              

Ordnungsmaßnahmen

Maßnahme

Sicherung  der med. Versorgung

Gebäudeleerstandsmanagement

Bauleitplanung

Rahmenplanung

Gewegverbreiterung 

Ortsdurchfahrt
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Tabelle 18: Kosten- und Finanzierungsübersicht (öffentliche Maßnahmen) 

 

  

2014 2015 2016 2017 2018

2.000 € 12.000 € 12.000 € 12.000 € 12.000 €

4.000 € 39.000 €

3.000 € 12.000 € 12.000 € 12.000 € 11.000 €

4.000 € 32.000 €

8.000 € 14.000 € 14.000 € 14.000 € 14.000 €

2.000 € 6.000 € 6.000 € 6.000 € 5.000 €

Wissenschaftliche Begleitung 2.000 € 7.000 € 7.000 € 7.000 € 7.000 €

37.500 €

53.000 €

81.000 € 81.000 € 81.000 € 81.000 €

21.400 €

Einnahmen 32.000 €

25.000 € 240.500 € 132.000 € 185.000 € 98.000 €

0 € 25.500 € 271.320 € 411.386 € 608.314 €

500 € 5.320 € 8.066 € 11.928 € 14.126 €

25.500 € 271.320 € 411.386 € 608.314 € 720.440 €

Summe lfd. Jahr

Saldo Vorjahr

Finanzierungskosten (p =  2%)

Saldo lfd. Jahr

Kosten- und Finanzierungsübersicht Dahlem (öffentliche Maßnahmen)

Grundstücksvermarktung

Kölner Str. 41                                                              

Ordnungsmaßnahmen

Kölner Str. 22                                                              

Ordnungsmaßnahmen

Maßnahme

Projektsteuerung, städtebauliche

Beratung

Rahmenplanung

Bauleitplanung (nicht förderfähig)

Gebäudeleerstandsmanagement

Sicherung  der med. Versorgung

Bauberatung

Einmündung Bahnstr./ Ortsdurchfahrt; 

Kirchvorplatz

Gewegverbreiterung Ortsdurchfahrt

Ausgaben
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11.4 Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten 

 

LEADER (Liaison entre actions de développement de l´économie rurale) 

Die Gemeinde Dahlem liegt innerhalb der LEADER-Region Eifel. LEADER ist ein Förderprogramm der 

Europäischen Union zur Entwicklung des ländlichen Raumes. Das LEADER-Programm (Liaison entre 

actions de développement de l´économie rurale) ist Teil des Europäischen Landwirtschaftsfonds (E-

LER). Die Förderung soll eine eigenständige und nachhaltige Regionalentwicklung in ländlichen Ge-

bieten unterstützen.31 Schwerpunkte der LEADER-Förderperiode 2007-2013 in NRW waren die Ver-

besserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft, die Verbesserung der Umwelt 

und der Landschaft sowie die Lebensqualität im ländlichen Raum und die Diversifizierung der ländli-

chen Wirtschaft und des ländlichen Raums32. In dem neuen Förderprogramm ab 2014 steht in der 

LEADER- Region Nordeifel u.a. die Verbesserung der Lebensqualität im Vordergrund. In der Arbeits-

gruppe EIFEL.Dorf wurden hierfür verschiedene Entwicklungsziele benannt. Ein Ziel beinhaltet den 

Erhalt und die Sicherung der Baukultur und des Ortsbildes für eine hohe Aufenthaltsqualität. Hierfür 

kann u.a. die Bau- und Sanierungsberatung gefördert werden. 

Städtebauförderungsprogramm 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen sollen durch das Städtebauförderungsprogramm „Kleinere Städte 

und Gemeinden – überörtliche Zusammenarbeit und Netzwerke“ gefördert werden. Dazu gehören 

die überörtliche Zusammenarbeit, die Sicherung der zentralörtlichen Versorgungssituation des Orts-

kerns und die Behebung städtebaulicher Missstände im Rahmen eines integrierten Ansatzes. Der 

Bund beteiligt sich an der Finanzierung förderungsfähiger Kosten mit einem Drittel. Die Bundesfi-

nanzhilfen werden durch Mittel der Länder und Kommunen in jeweils gleicher Höhe ergänzt. Sie 

werden den Ländern auf der Grundlage der Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung 2013 zur 

Verfügung gestellt. Den Kommunen werden die Fördermittel als Investitionszuschüsse gewährt. Die 

Entscheidung über die Mittelbewilligung ist erst im letzten Quartal 2014 zu erwarten, aus diesem 

Grund sind die Kostansätze für das erste Programmjahr entsprechend reduziert. 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 

Der Bund kann den Ländern Investitionen in die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemein-

den gewähren. Diese Finanzhilfen werden nach den Maßgaben des Gemeindeverkehrsfinanzierungs-

gesetzes (GVFG) vergeben. 

In Dahlem kommen die Maßnahmen entlang der Landesstraße 110, an der Ecke Kölner-/Trierer Stra-

ße, für die Fördermittel nach dem GVFG in Frage, denn in diesem Bereich sollen die Bürgersteige 

erweitert und somit die Fahrbahn schmaler gestaltet werden. Diese Umgestaltung des Straßenraums 

trägt nach Art und Umfang zur dringend erforderlichen Verbesserung der Verkehrsverhältnisse an 

genannter Stelle bei. Die L110 ist klassifizierte Straße eine verkehrswichtige Zubringerstraße zum 

überörtlichen Verkehrsnetz, somit gilt ihr Bau oder Ausbau nach §2 GVFG als förderfähiges Vorha-

ben. Nach §4 Abs.1 ist eine Förderung für Vorhaben nach §2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 bis zu 75 % der zuwen-

dungsfähigen Kosten zulässig. 

 

                                                            
31 www.leader-eifel.de 
32 www.umwelt.nrw.de 
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Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 

Die KfW ist mit Aufgabe, betraut öffentliche Aufträge – u.a. die Finanzierung von Infrastruktur- und 

Wohnungsbauvorhaben – zu realisieren. In diesem Zusammenhang fördert die Kreditanstalt energe-

tische und barrierereduzierende Maßnahmen. Privatpersonen, die ihre Bestandsimmobilie (im Rah-

men der hier vorgestellten Sanierungsmaßnahmen) modernisieren wollen, können für die in Tabelle 

19 dargestellten Maßnahmen Fördermittel beantragen. Eine Förderung ist auch außerhalb von Sanie-

rungsgebieten möglich. 

Tabelle 19: Förderfähige Maßnahmen (durch die KfW) 

Energetische Maßnahmen Barrierereduzierende Maßnahmen 

 Dämmung der Außenwände  Wege und Stellplätze 

 Dämmung der Dachflächen  Eingangsbereich und Wohnungszugang 

 Dämmung der Kellerdecke  Überwindung von Treppen und Stufen 

 Erneuerung der Fenster  Anpassung der Raumgeometrie 

 Austausch der Heizung  Balkone, Loggien und Terrassen 

 Solarthermische Anlagen (Dach)  Umbau des Bades 

 Sonnenschutz/ sommerlicher Wärmeschutz  Bedienelemente und Hilfssysteme 

 Planungs- und Baubegleitungsleistungen  Beratung durch Experten / Sachverständige 

 Photovoltaik- Anlagen (Dach)  

 

Denkmalschutz und Wohnraumraumförderung: 

Den Eigentümern von Baudenkmälern und besonders erhaltenswerter Bausubstanz stehen zwei För-

derprogramme zur Verfügung. Zum einen werden im Rahmen der Wohnraumförderung des Landes 

gezielt Personen mit selbst genutztem und/oder teilvermieteten Wohneigentum gefördert. Zum an-

deren besteht die Möglichkeit für Eigentümer von gewerblich oder kulturell genutzten sowie kirchli-

chen Baudenkmälern und Gebäuden mit erhaltenswerter Bausubstanz Finanzhilfen zu erhalten. In 

beiden Fällen wird die Förderung über Darlehen realisiert, welche für die Gesamtkosten der jeweili-

gen Sanierung beantragt werden können. Ein weitere Anreiz für Denkmaleigentümer Modernisie-

rungsmaßnahmen durchzuführen, liegt in der zu erwartenden Einkommenssteuervergünstigung nach 

§§ 7i, 10f, 10g und 11b Einkommensteuergesetz (EstG). 
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Fassaden und Hof- Programm NRW: 

Das Fassaden-und Hofprogramm soll private Investitionen in Fassaden, Frei-und Hof-flächen, Einfrie-

dungen sowie Mauern durch finanzielle Zuschüsse wieder lohnenswert machen. Darüber hinaus sol-

len auch Beratungsleistungen ermöglicht werden. 

Voraussetzungen für eine Förderung sind eine nachhaltige Verbesserung des Umfeldes, der Einsatz 

von Fachbetrieben und eine vorherige Abstimmung mit der Stadt Die Zuschüsse sind an Richtlinien zu 

binden, die neben qualitativen auch ökologische und energetische Standards festlegen. Entspre-

chend der Vorgaben der Förderrichtlinien werden dabei Obergrenzen von 50% der maßnahmenbe-

dingten Aufwendungen, maximal aber 30€/m² (Brutto) umgestalteter Fläche festgelegt. 

Förderfähig sind Maßnahmen an Flächen, die dem öffentlichen Raum zugewandt sind, siehe Tabelle 

20. 

Tabelle 20: Förderfähige Maßnahmen im Hof- und Fassadenprogramm 

 Farbliche Gestaltung, Begrünung und Restaurierung privater Häuserfassadeneinschließlich Fens-

ter und Türen 

 Instandsetzung von Dächern und Dachbauten 

 Anbringen von Fassadenbeleuchtungen 

 Entrümpelung, Entsiegelung, Begrünung und Herrichtung privater Hof- und Vorgartenflächen 

 Vorbereitende Arbeiten wie Entrümpelung, Abbruch von Mauern, störenden 

Gebäudeteilen oder Schuppen 

 Schaffung und Verbesserung von Zugängen und Rekultivierung versiegelter Flächen 
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12 Programmsteuerung 

Um die genannten Maßnahmen erfolgreich umzusetzen, werden im folgenden Aussagen zur Pro-

grammsteuerung, Organisation und Personalplanung gemacht.  

Die künftigen Steuerungs- und Umsetzungsstrukturen können von den Erfahrungen aus dem bisheri-

gen Modellprojekt „Gebäudeleerstand und Daseinsvorsorge in Dahlem und Hellenthal“ profitieren.  

So sollen die Gesamtmaßnahmen von den Entscheidungsträgern der Gemeindeverwaltung, den poli-

tische Ausschüssen und der Bezirksregierung als Genehmigungsbehörde gesteuert werden. Wichtige 

Akteure auf kommunaler Ebene sind der Bürgermeister, das Bauamt, die Planungsausschüsse und 

der Rat der Gemeinde. Zu Beginn des Projektes sollten klare Zuständigkeiten formuliert werden. 

Auf der Arbeitsebene befindet sich die kommunale Lenkungsgruppe mit dem Bürgermeister und den 

Vertretern bzw. Mitarbeitern der Gemeindeverwaltung. Zum einen finden hier die Programmsteue-

rung und die Koordination der Verwaltungsaufgaben statt. Zum anderen werden auf dieser Ebene 

Aufgaben wie das Fördermittelmanagement sowie die Evaluation und die Raumbeobachtung über-

nommen. Weiterhin sollen die Politik und die Öffentlichkeit z.B. im Rahmen von Ausschusssitzungen 

in den Prozess eingebunden werden.  

 

Des Weiteren soll im Rahmen des integrierten Ansatzes die intensive Beteiligung und Netzwerkarbeit 

fortgeführt werden. Wichtige Akteure sind hierbei die Teilnehmer des interkommunalen Arbeitskrei-

ses (siehe Kapitel 8.1) und die Bewohner und Eigentümer im Sanierungsgebiet. Zudem sollen im 

Rahmen des benannten Handlungsfeldes Daseinsvorsorge die Akteure aus dem Bereich medizinische 

Versorgung (siehe Kapitel 7.1) und im Handlungsfeld Ladenleerstandsmanagement die Akteure aus 

dem Bereich Nahversorgung intensiv beteiligt werden.  

Die stetige Projektsteuerung und –begleitung durch die Universität Bonn, Professur für Städtebau 

und Bodenordnung hat sich bewährt und soll weitergeführt werden. Ferner soll die Universität Bonn 

die unten genannte Evaluation (siehe Kapitel 14) durchführen. Insgesamt entsteht somit ein wechsel-

seitiges Zusammenspiel von den verschiedenen Akteursgruppen „von unten“, d.h. aus dem Gebiet 

heraus und mit den Vorgaben sowie Maßnahmen „von oben“. 

 

Abbildung 95: Programmsteuerung und Organisation  
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13 Verstetigung des Erneuerungsprozesses 

Nach dem Abschluss des Programmes soll die angestoßene Arbeit stetig fortgeführt werden. 

Dies beinhaltet folgende Aspekte: 

- Das integrierte Handlungskonzept ist weiterhin eine Orientierung für die Entwicklung der 

Gemeinde, bzw. des Zentralortes Dahlem. Bei Bedarf muss das Konzept fortgeschrieben wer-

den. 

- Im Rahmen des Handlungsfeldes „Bauen“ soll wie beschrieben ein automatisiertes Leer-

standsmonitoring installiert werden, einschließlich eines Leerstandsmanagements. Da davon 

auszugehen ist, dass auch nach Programmende Leerstände im Gemeindegebiet zu finden 

sind, soll das Leerstandsmonitoring weiterhin regelmäßig aktualisiert und gepflegt werden. 

Zudem soll das (Laden-)Leerstandsmanagement, u.a. die Vermarktung der Immobilien über 

eine Internetbörse, weitergeführt werden 

- Über das Programm hinaus sollen Einzelmaßnahmen der Sanierung/Modernisierung und 

Ordnungsmaßnahem umgesetzt werden. Auch in Zukunft wird der Bedarf bestehen städte-

bauliche Missstände in dem Zentralort zu beheben und Einzelmaßnahmen durchzuführen. 

Das seniorengerechte Wohnen bleibt ein wichtiges Thema, so dass in diesem Bereich weiter-

hin Handlungsbedarf besteht. 

- Im Rahmen des Handlungsfeldes „Daseinsvorsorge“ soll die medizinische Versorgung gesi-

chert und verbessert werden. Auch nach dem Programmende wird sich in Einzelfällen die 

Frage der Nachfolge bei den Haus- und Fachärzten stellen. Um der weiterhin hohen Nachfra-

gesituation begegnen zu können, sollte das interkommunale Netzwerk der medizinischen 

Versorgung fortgeführt werden.  

- Die langjährige interkommunale Kooperation von Hellenthal und Dahlem soll insbesondere 

im Hinblick auf das Leerstandsmonitorings und die Daseinsvorsorge fortgeführt werden. 

- Aufbauend auf das Programm soll eine weitere Gesamtstrategie entwickelt werden, die zu-

künftige Ziele benennt, Zuständigkeiten klärt, Kooperationsvereinbarungen ermöglicht und 

ggf. Möglichkeiten der Finanzierung aufzeigt.  
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14  Evaluation und Monitoring  

Um die benannten Ziele und Maßnahmen erfolgreich umzusetzen ist eine Evaluation sinnvoll. Hierbei 

soll auch eine Selbstevaluation im Sinne einer Selbstreflexion stattfinden. So können die Maßnahmen 

selbstkritisch bewertet, eingeschätzt und bei Bedarf angepasst sowie verbessert werden. Zudem 

dient die Evaluation der Dokumentation gegenüber dem Fördermittelgeber. Zentrale Aufgaben sind 

laut Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung33 hierbei: 

 

Ziele benennen 

Die Entwicklungsziele müssen eindeutig festgelegt werden. Sie sollen konkret formuliert werden und 

Bewertungsmaßstäbe benennen. Dabei ist eine Einbindung der beteiligten Akteursgruppen für die 

Zielfindung und –formulierung wichtig. Da ein Gemeindeprojekt auch ein „Gemeinschaftsprojekt“ ist, 

sind die Erfahrungen aller Beteiligten für eine erfolgreiche Selbstevaluierung mit einzubeziehen. So-

mit sollte bereits die Zielfindung als Gemeinschaftsprojekt aufgebaut werden. Auch im weiteren Pro-

zess der Selbstevaluation sollen nicht nur die Gemeindeverwaltung, sondern auch Schlüsselakteure, 

Betroffenenvertreter, Netzwerke und Strukturen eingebunden und Ziele konkretisiert werden. Dies 

kann in einem hierarchischen Zielsystem bestehend aus einem übergeordneten Leit-

bild/Entwicklungsziel, strategischen Handlungsfeldern und Maßnahmen.  

 

Wirkungszusammenhänge offenlegen 

In den Fördergebieten kann es durch die Städtebauförderung in Kombination mit anderen Einflüssen 

zu weiteren Wirkungen kommen. So kann sich zum Beispiel die Behebung der städtebaulichen Miss-

stände auf die Attraktivität des Zentralortes positiv auswirken und somit die Ansiedlung von Daseins-

vorsorgeeinrichtungen, z.B. Ladengeschäft und Hausarztpraxis begünstigen. Nach Möglichkeit sollten 

hierbei begründete und messbare Zielvorgaben benannt werden, z.B. durch Befragungen von Betrei-

bern und Nutzern. 

 

Bewertungsmaßstäbe klären 

Zum einen soll es zu einer „diskursiven“ (Selbst-) Evaluation kommen, das heißt zu einem regelmäßi-

gen Austausch, z.B. in Form einer „Evaluierungswerkstatt“ oder regelmäßiger „Reflexionstermine“ 

zwischen den Programmbeteiligten bzgl. der Zielerreichung. Anlässe dafür können die Wiederbean-

tragung von Fördermitteln, Rechenschaftsberichte oder die Fortschreibung des integrierten Hand-

lungskonzeptes sein. Diese Reflexionstermine sollten ca. jährlich stattfinden und alle verantwortli-

chen Akteure und die Öffentlichkeit beteiligen. Zudem soll ein Reflexionsprotokoll erstellt werden 

(siehe BMVBS 2011, S. 31ff.).  

Zum anderen soll eine indikatorengestützte (Selbst-) Evaluierung stattfinden. Dabei wird versucht 

anhand von ausgewählten Einzelmerkmalen die Ziele zu konkretisieren um die Zielerreichung genau-

er einschätzen zu können.  

                                                            
33 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2011): Evaluation der Städtebauförde-
rung. Kommunale Arbeitshilfe. Berlin. 
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Informationsbasis klären 

Um eine erfolgreiche Evaluation durchzuführen, müssen alle Beteiligten eine einheitliche Wissensba-

sis haben. Hierfür müssen sich der Kenntnisstand über das Fördergebiet und die Programmdurchfüh-

rung auf dem gleichen Niveau bewegen. 

 

Unterstützung organisieren 

Bei einer Evaluierung und Selbstevaluierung ist es sinnvoll, dass die Kommune von einem dritten 

externen Evaluierungsexperten - in diesem Fall die Universität Bonn - unterstützt wird. Zudem soll 

ein Begleitgremium, bestehend aus Vertretern der Bürger, der Eigentümer, der Unternehmen sowie 

den Experten für die städtebauliche Entwicklung installiert werden.  

 

Programmevaluierung 

Zusätzlich erfolgt eine Evaluation des Programms zur Städtebauförderung.  

Die örtlichen Kenntnisse ermöglichen den lokalen Akteuren Aussagen bzgl. Wirkungsmechanismen, 

Durchführungsbedingungen und Erfolgsfaktoren zu tätigen. Zudem können sie weitere Förderbedar-

fe und Fördertatbestände benennen.  
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